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Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU/CSU und FDP 

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Investitionen und Schaffung 
von Arbeitsplätzen im Beitrittsgebiet sowie zur Änderung steuerrechtlicher 
und anderer Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 1991 — StÄndG 1991) 

A. Problem 

Vor dem Hintergrund der Herstellung der Einheit Deutschlands 

soll eine rasche Verbesserung der steuerlichen Bedingungen p ri

-vate Investitionen im Beitrittsgebiet anregen und Arbeitsplätze 
sichern. Dies macht auch eine Anpassung der steuerlichen Maß-
nahmen zur Investitions- und Wirtschaftsförderung im bisherigen 

Bundesgebiet erforderlich. 

Die besonderen Belastungen der Fernpendler durch die vorgese-
hene Erhöhung der Mineralölsteuer sollen ausgeglichen werden. 

Die private Wohneigentumsbildung soll verbessert werden und die 
verfassungsrechtlich gebotene Korrektur des Familienlastenaus-
gleichs für die Jahre 1983 bis 1985 erfolgen. 

Weiter sollen die im Straßenbenutzungsgebührengesetz enthalte-
nen Regelungen über die Abschlagszahlungen auf das Beitrittsge-
biet erstreckt werden. 

Die zum 1. Juli 1991 eintretende Mineralölsteuererhöhung soll sich 
für Personenkraftwagen mit Dieselmotor in gleichem Maße wie für 
Personenkraftwagen mit Fremdzündungsmotor auswirken. 

B. Lösung 

1. Zur Erleichterung und Beschleunigung des wirtschaftlichen An-
passungsprozesses werden im Beitrittsgebiet die steuerlichen 
Fördermaßnahmen verstärkt durch 

— den Verzicht auf die Erhebung der Gewerbekapitalsteuer 
und der Vermögensteuer, 
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— die Einführung eines Staffeltarifs für mittelständische Perso-
nenunternehmen bei der Gewerbeertragsteuer, 

— befristete Sonderabschreibungen für Bet riebsgebäude und 

Ausrüstungsinvestitionen, 

— die Gewährung der Investitionszulage neben den neuen 
Sonderabschreibungen sowie durch die Ausweitung der In-
vestitionsfrist für die 12%ige Zulage und der Frist für den 
Investitionsbeginn bei der 8%igen Zulage um jeweils 6 Mo-
nate sowie 

— die befristete Einführung eines Tariffreibetrags. 

2. Zugleich ausgerichtet auf die Investitionsförderung im Beitritts-
gebiet wird die Berlin- und Zonenrandförderung stufenweise 
abgebaut. 

3. Die Kilometerpauschbeträge bei Fahrten zwischen Wohnung 
und Arbeitsstätte werden für 1991 um 8 bzw. 4 Pf und ab 1992 
um 15 bzw. 8 Pf angehoben. 

4. Der Begünstigungsrahmen für die steuerliche Förderung der 
Wohneigentumsbildung wird erweitert und das Baukindergeld 

angehoben. 

5. Negative Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung werden 
bei Inanspruchnahme bestimmter Abschreibungsvergünstigun-
gen oder vergleichbarer Beträge bei Eigennutzung durch Ein-
tragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte berücksich-
tigt. 

6. In den noch offenen Steuerfällen der Jahre 1983 bis 1985 erfolgt 
eine Korrektur des Familienlastenausgleichs durch eine Anhe-
bung der Kinderfreibeträge. In noch offenen Kindergeld-Min-
derungsfällen entfällt die Minderung des Kindergeldes für das 
zweite Kind, wenn kein erhöhter Kinderfreibetrag beansprucht 
werden kann. 

7. Der Verteilungsschlüssel für den Länderanteil an der Straßen-
benutzungsgebühr wird zur Berücksichtigung der neuen Bun-
desländer neu bestimmt. 

B. Bei Personenkraftwagen mit Dieselmotor wird der Steuervorteil 
aus der gegenüber Personenkraftwagen mit Fremdzündungs-
motor geringeren Erhöhung der Mineralölsteuer durch einen 
höheren Kraftfahrzeugsteuersatz ausgeglichen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Das Steueränderungsgesetz 1991 führt im Entstehungsjahr zu 
Steuermehreinnahmen in Höhe von insgesamt rd. 6,280 Mrd. DM 
(Bund: rd. 3,429 Mrd. DM). 
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In den Rechnungsjahren 1991 bis 1994 ergeben sich folgende 
Mehr-/Mindereinnahmen: 1991 insgesamt rd. —775 Mio. DM 
(Bund: rd. —160 Mio. DM); 1992 insgesamt rd. 342 Mio. DM (Bund: 
rd. 488 Mio. DM); 1993 insgesamt rd. 65 Mio. DM (Bund: rd. 
668 Mio. DM); 1994 insgesamt rd. 3,225 Mrd. DM (Bund: rd. 2,269 
Mrd. DM). 

Der Wegfall der Kindergeldminderung für zweite Kinder (Arti-
kel 13) bewirkt eine zusätzliche Haushaltsbelastung von 8 Mio. 
DM. Einzelheiten sind aus der Übersicht am Ende des allgemeinen 
Teils der Begründung ersichtlich. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Investitionen und Schaffung 
von Arbeitsplätzen im Beitrittsgebiet sowie zur Änderung steuerrechtlicher 
und anderer Vorschriften (Steueränderungsgesetz 1991 — StÄndG 1991) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. September 1990 (BGBl. I 
S. 1898), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. De-
zember 1990 (BGBl. I S. 2775), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 9 Abs. 1 Nr. 4 werden die Zahl „0,50" durch 
die Zahl „0,65" und die Zahl „0,22" durch die Zahl 
„0,30" ersetzt. 

2. § 10e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Zahl „15 000" durch 
die Zahl „16 500" ersetzt. 

b) Dem Absatz 4 werden folgende Sätze ange-
fügt: 

„Ist für den Steuerpflichtigen Objektverbrauch 
nach den Sätzen 1 bis 3 eingetreten, kann er 
die Abzugsbeträge nach den Absätzen 1 und 2 
für ein weiteres, in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet belegenes 
Objekt abziehen, wenn der Steuerpflichtige 
oder dessen Ehegatte, bei denen die Voraus-
setzungen des § 26 Abs. 1 vorliegen, im Zusam-
menhang mit der Aufnahme einer land- oder 
forstwirtschaftlichen oder gewerblichen Tätig-
keit oder einer selbständigen oder nichtselb-
ständigen Arbeit in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet zugezogen 
ist und 

1. seinen ausschließlichen Wohnsitz in diesem 
Gebiet zu Beginn des Veranlagungszeit-
raums hat oder ihn im Laufe des Veranla-
gungszeitraums begründet oder 

2. bei mehrfachem Wohnsitz einen Wohnsitz 
in diesem Gebiet hat und sich dort überwie-
gend aufhält. 

Voraussetzung für die Anwendung des Satzes 
7 ist, daß die Wohnung im eigenen Haus oder 
die Eigentumswohnung vor dem 1. Januar 
1995 hergestellt oder angeschafft oder der 
Ausbau oder die Erweiterung vor diesem Zeit-
punkt fertiggestellt worden ist. Die Sätze 2, 4 
und 5 sind für in Satz 7 bezeichnete Objekte 
entsprechend anzuwenden. " 

c) In Absatz 5 Satz 2 wird das Wort „ausschließ-
lich" gestrichen. 

3. Nach § 32 Abs. 7 wird folgender Absatz 8 ange-
fügt: 

„(8) Ein Tariffreibetrag von 600 Deutsche Mark 
wird vom Einkommen eines Steuerpflichtigen ab-
gezogen, der 

1. seinen ausschließlichen Wohnsitz in dem in Ar-
tikel 3 des Einigungsvertrages genannten Ge-
biet zu Beginn des Kalenderjahrs hat oder ihn 
im Laufe des Kalenderjahrs begründet oder 

2. bei mehrfachem Wohnsitz einen Wohnsitz in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet hat und sich dort überwiegend 
aufhält oder 

3. — ohne die Voraussetzungen der Nummern 1 
und 2 zu erfüllen — Arbeitslohn im Sinne des 
§ 60 Abs. 1 Satz 1 bezieht; in diesem Fall darf 
der Tariffreibetrag den begünstigten Arbeits-
lohn nicht übersteigen. 

Bei Ehegatten, bei denen die Voraussetzungen 
des § 26 Abs. 1 vorliegen, erhöht sich der Tarif-
freibetrag auf 1 200 Deutsche Mark; es genügt für 
die Erhöhung, wenn einer der Ehegatten die Vor-
aussetzungen des Satzes 1 erfüllt." 

4. In § 34f Abs. 2 Satz 1 wird die Zahl „750" durch 
die Zahl „1 000" ersetzt. 

5. § 37 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 4 wird das Zitat „§ 10 Abs. 1 Nr. 1, 1 a, 4 
bis 8" durch das Zitat „§ 10 Abs. 1 Nr. 1, 1 a, 4 
bis 9" ersetzt. 

b) In Satz 8 werden die Worte „erhöhte Absetzun-
gen nach § 14 a des Berlinförderungsgesetzes" 
durch die Worte „erhöhte Absetzungen nach 
§§ 14 a, 14 c oder 14 d des Berlinförderungsge-
setzes" ersetzt. 

6. § 39 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Zitat „§ 10 Abs. 1 
Nr. 1, 1 a, 4 bis 8" durch das Zitat „§ 10 Abs. 1 
Nr. 1, 1 a, 4 bis 9" ersetzt. 

b) Absatz 1 Nr. 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden das Zitat „ §§ 10 e, 52 
Abs. 21 Sätze 4 und 5" durch das Zitat 
„§§ 10 e, 10 f, 52 Abs. 21 Sätze 4 bis 6" und 
die Worte „bei Inanspruchnahme erhöhter 
Absetzungen nach § 7 b oder nach § 14 a 
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oder § 15 des Berlinförderungsgesetzes" 
durch die Worte „bei Vornahme von Ab-
setzungen für Abnutzung nach § 7 Abs. 5, 
solange die Absetzungen mindestens 5 
vom Hundert der Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten betragen, oder bei Inan-
spruchnahme erhöhter Absetzungen nach 
den §§ 7 b, 7 c, 7 h, 7 i oder 7 k oder nach 
den §§ 14 a, 14 c, 14 d oder 15 des Berlin-
förderungsgesetzes" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Zitat „ § 14 a 
Abs. 6" die Worte „oder § 14 d Abs. 3" ein-
gefügt. 

c) In Absatz 2 Satz 4 und Absatz 3 Satz 2 werden 
das Zitat „§ 10 Abs. 1 Nr. 1, 1 a, 4 bis 8" jeweils 
durch das Zitat „§ 10 Abs. 1 Nr. 1, 1 a, 4 bis 9" 
ersetzt. 

7. In § 39 d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte „§ 10 
Abs. 1 Nr. 1, 1 a, 4 bis 7 und" durch die Worte „§ 10 
Abs. 1, 1 a, 4 bis 7 und 9 sowie" ersetzt. 

8. In § 50 Abs. 4 werden das Zitat „§ 10 Abs. 1 Nr. 1, 
1 a, 4 bis 7" durch das Zitat „ § 10 Abs. 1 Nr. 1, 1 a, 
4 bis 7 und 9" und das Zitat „§§ 24 a, 33 a Abs. 1" 
durch das Zitat „ §§ 24 a, 32 Abs. 8, § 33 a Abs. 1" 
ersetzt. 

9. § 51 a wird wie folgt gefaßt: 

„§ 51a 
Festsetzung und Erhebung von Zuschlagsteuern 

(1) Auf die Festsetzung und Erhebung von Steu-
ern, die nach der veranlagten Einkommensteuer 
oder nach der Lohnsteuer bemessen werden (Zu-
schlagsteuern), sind die Vorschriften dieses Ge-
setzes entsprechend anzuwenden. 

(2) Bemessungsgrundlage ist die festgesetzte 
Einkommensteuer oder die Jahreslohnsteuer 
nach Abzug 

1. von 150 Deutsche Mark für jedes Kind des 
Steuerpflichtigen, für das ein Kinderfreibetrag 
von 1 512 Deutsche Mark, 

2. von 300 Deutsche Mark für jedes Kind des 
Steuerpflichtigen, für das ein Kinderfreibetrag 
von 3 024 Deutsche Mark 

vom Einkommen abgezogen wird (§ 32 Abs. 6). 
Wird die Lohnsteuer nach der Steuerklasse IV er-
hoben, ist der Abzugsbetrag nach Satz 1 bei je-
dem Ehegatten zur Hälfte zu berücksichtigen. 

(3) Ist die Einkommensteuer für Einkünfte, die 
dem Steuerabzug unterliegen, durch den Steuer-
abzug abgegolten oder werden solche Einkünfte 
bei der Veranlagung zur Einkommensteuer oder 
beim Lohnsteuer-Jahresausgleich nicht erfaßt, 
gilt dies für die Zuschlagsteuer entsprechend. 

(4) Die Vorauszahlungen auf Zuschlagsteuern 
sind gleichzeitig mit den festgesetzten Voraus-
zahlungen auf die Einkommensteuer zu entrich-
ten; § 37 Abs. 5 ist nicht anzuwenden. Solange ein 

Bescheid über die Vorauszahlungen auf Zu-
schlagsteuern nicht erteilt worden ist, sind die 
Vorauszahlungen ohne besondere Aufforderung 
nach Maßgabe der für die Zuschlagsteuern gel-
tenden Vorschriften zu entrichten. § 240 Abs. 1 
Satz 3 der Abgabenordnung ist insoweit nicht an-
zuwenden; § 254 Abs. 2 der Abgabenordnung gilt 
insoweit sinngemäß. 

(5) Mit einem Rechtsbehelf gegen die Zuschlag-
steuer kann weder die Bemessungsgrundlage 
noch die Höhe des zu versteuernden Einkommens 
angegriffen werden. Wird die Bemessungsgrund-
lage geändert, ändert sich die Zuschlagsteuer ent-
sprechend. 

10. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 13 wird wie folgt gefaßt: 

„(13) § 9 Abs. 1 Nr. 4 ist erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 1992 anzuwenden. Für 
den Veranlagungszeitraum 1991 ist § 9 Abs. 1 
Nr. 4 mit der Maßgabe anzuwenden, daß an 
die Stelle des Betrags von 0,65 Deutsche Mark 
der Betrag von 0,58 Deutsche Mark und an die 
Stelle des Betrags von 0,30 Deutsche Mark der 
Betrag von 0,26 Deutsche Mark tritt. Für den 
Veranlagungszeitraum 1990 ist § 9 Abs. 1 Nr. 4 
des Einkommensteuergesetzes 1990 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 7. Septem-
ber 1990 (BGBl. I S. 1898) weiter anzuwen-
den. " 

b) Absatz 14 wird wie folgt gefaßt: 

„(14) § 10 e Abs. 1 bis 5 mit Ausnahme des 
Absatzes 1 Satz 1 und des Absatzes 4 Sätze 7 
bis 9 ist erstmals bei in § 10 e Abs. 1 und 2 
bezeichneten Objekten anzuwenden, wenn 
das Haus oder die Eigentumswohnung nach 
dem 31. Dezember 1986 hergestellt oder ange-
schafft worden ist oder der Ausbau oder die 
Erweiterung nach dem 31. Dezember 1986 fer-
tiggestellt worden ist. § 10 e Abs. 1 Satz 1 ist 
erstmals bei in § 10 e Abs. 1 und 2 bezeichneten 
Objekten anzuwenden, wenn die Wohnung im 
eigenen Haus oder die Eigentumswohnung 
nach dem 31. Dezember 1990 hergestellt oder 
angeschafft worden ist oder der Ausbau oder 
die Erweiterung nach dem 31. Dezember 1990 
fertiggestellt worden ist. Für nach dem 31. De-
zember 1986 und vor dem 1. Januar 1991 her-
gestellte oder angeschaffte Wohnungen im ei-
genen Haus oder Eigentumswohnungen und 
nach dem 31. Dezember 1986 und vor dem 1. 
Januar 1991 fertiggestellte Ausbauten oder Er-
weiterungen ist § 10 e Abs. 1 Satz 1 des Ein-
kommensteuergesetzes 1990 in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 7. September 1990 
(BGB1. I S. 1898) weiter anzuwenden." 

c) Nach Absatz 21 a wird folgender neuer Absatz 
21 b eingefügt: 

„(21 b) Der Tariffreibetrag nach § 32 Abs. 8 
wird erstmals für den Veranlagungszeitraum 
1991 gewährt. Bei der Einbehaltung der Lohn- 
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Steuer durch den Arbeitgeber ist der Tariffrei-
betrag nach § 60 erstmals vom Arbeitslohn ei-
nes Lohnzahlungszeitraums abzuziehen, der 
nach dem 30. Juni 1991 endet. " 

d) Der bisherige Absatz 21 b wird Absatz 21 c. 

e) Absatz 24 Sätze 2 und 3 werden wie folgt ge-
faßt: 

„§ 34 f Abs. 2 ist erstmals anzuwenden bei 
Inanspruchnahme der Steuerbegünstigung 
nach § 10e Abs. 1 bis 5 oder nach § 15b des 
Berlinförderungsgesetzes für nach dem 31. De-
zember 1990 hergestellte oder angeschaffte 
Objekte. Für nach dem 31. Dezember 1989 und 
vor dem 1. Januar 1991 hergestellte oder ange-
schaffte Objekte ist § 34 f Abs. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes 1990 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. September 1990 
(BGBl. I S. 1898) anzuwenden, für vor dem 1. 
Januar 1990 hergestellte oder angeschaffte 
Objekte ist § 34 f Abs. 2 des Einkommensteuer-
gesetzes 1987 in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. Februar 1987 (BGBl. I S. 657) 
weiter anzuwenden. " 

f) Nach Absatz 25 wird folgender Absatz 25 a ein-
gefügt: 

„(25 a) Für negative Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung, die bei Inanspruch-
nahme erhöhter Absetzungen nach §§ 14 c 
oder 14 d des Berlinförderungsgesetzes entste-
hen, ist § 37 Abs. 3 Satz 8 nur anzuwenden, 
wenn die Voraussetzungen für die Inanspruch-
nahme der erhöhten Absetzungen erstmals 
nach dem 31. Dezember 1990 eingetreten 
sind. " 

g) Absatz 26 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Zahl „3 000" durch die 
Zahl „4 000" ersetzt und nach den Worten 
„2 400 Deutsche Mark" die Worte „und 
bei vor dem 1. Januar 1991 hergestellten 
oder angeschafften Objekten mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß an die Stelle des 
Betrags von 4 000 Deutsche Mark ein Be-
trag von 3 000 Deutsche Mark" einge-
fügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Für die nach §§ 10f und 52 Abs. 21 Satz 6 
abzuziehenden Beträge sowie für negative 
Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung, die bei Vornahme der Absetzungen 
nach § 7 Abs. 5 oder bei Inanspruchnahme 
erhöhter Absetzungen nach den §§ 7 c, 7 h, 
7 i oder 7 k oder nach den §§ 14 c oder 14 d 
des Berlinförderungsgesetzes entstehen, 
ist § 39a Abs. 1 Nr. 5 nur anzuwenden, 
wenn die Voraussetzungen für den Abzug 
der Beträge oder die Inanspruchnahme der 
Absetzungen erstmals nach dem 31. De-
zember 1990 eingetreten sind." 

11. Nach § 53 a wird folgender § 54 eingefügt: 

, § 54 
Schlußvorschrift 

(Sondervorschrift zum Abzug 
des Kinderfreibetrags für die 

Veranlagungszeiträume 1983 bis 1985) 

(1) § 32 Abs. 8 des Einkommensteuergesetzes in 
der Fassung des Haushaltsbegleitgesetzes 1983 
vom 20. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1857) ist für die 
Veranlagungszeiträume 1983 bis 1985 in der fol-
genden Fassung anzuwenden, wenn die betref-
fende Steuerfestsetzung am ... (Tag des Inkrafttre-
tens des Steueränderungsgesetzes 1991) noch 
nicht bestandskräftig ist: 

„(8) Bei Kindern des Steuerpflichtigen im 
Sinne der Absätze 4 bis 7 wird ein Kinderfreibe-
trag von 2 432 Deutsche Mark für das erste 
Kind, von 1 832 Deutsche Mark für das zweite 
Kind und von 432 Deutsche Mark für jedes wei-
tere Kind gewährt. Bei Kindern des Steuer-
pflichtigen im Sinne des Absatzes 4 Satz 1, der 
Absätze 5 bis 7, die nach Absatz 4 Sätze 2 und 3 
dem anderen Elternteil zugeordnet werden und 
denen gegenüber der Steuerpflichtige seiner 
Unterhaltsverpflichtung für den Veranlagungs-
zeitraum nachkommt, wird ein Kinderfreibetrag 
von 1 216 Deutsche Mark für das erste Kind, von 
916 Deutsche Mark für das zweite Kind und von 
216 Deutsche Mark für jedes weitere Kind ge-
währt. Die Reihenfolge der Kinder richtet sich 
nach ihrem Alter. Sind anstelle von Kindergeld 
andere Leistungen für Kinder im Sinne von § 8 
Abs. 1 Satz 1 des Bundeskindergeldgesetzes 
von mindestens 120 Deutsche Mark monatlich 
zu zahlen, so wird auch für jedes erste und 
zweite Kind im Sinne des Satzes 1 ein Kinder-
freibetrag von 432 Deutsche Mark und für jedes 
erste und zweite Kind im Sinne des Satzes 2 ein 
Kinderfreibetrag von 216 Deutsche Mark ge-
währt. Werden Ehegatten nach den §§ 26, 26 a 
getrennt veranlagt, so erhält jeder Ehegatte den 
Kinderfreibetrag zur Hälfte, soweit nicht ein 
Kinderfreibetrag nur einem der Ehegatten zu 
gewähren ist. " 

(2) Nach dem 28. Mai 1990 bestandskräftig ge-
wordene Steuerbescheide sind entsprechend Ab-
satz 1 zu ändern, wenn der Steuerpflichtige dies 
innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf des 
Monats beantragt, in dem das Steueränderungs-
gesetz 1991 vom ... verkündet worden ist; die 
Festsetzungsfrist endet insoweit nicht vor Ablauf 
dieser Frist. Der Antrag ist beim Finanzamt 
schriftlich oder durch Erklärung zur Niederschrift 
zu stellen.' 

12. Nach § 59 wird folgender § 60 angefügt: 

„§ 60 
Tariffreibetrag im Lohnsteuerverfahren 

(1) Bei der Durchführung des Lohnsteuerabzugs 
nach § 39 b Abs. 2 hat der Arbeitgeber vom Ar-
beitslohn, der einem Arbeitnehmer für eine Be-
schäftigung zufließt, die im Lohnzahlungszeit-
raum überwiegend in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet ausgeübt wor- 
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den ist, in den Steuerklassen I bis IV den Tariffrei-
betrag (§ 32 Abs. 8) abzuziehen. Der Tariffreibe-
trag beträgt für Lohnzahlungszeiträume, die vor 
dem 1. Januar 1992 enden, 

monatlich 

wochent

-lich 

 
täglich  

in Steuerklasse I, 
II und IV 	 

und in Steuer-
klasse III 	 

100 

200 

23,40 

46,70 

3,35 

6,70 

Deutsche Mark 

und für Lohnzahlungszeiträume, die nach dem 31. 
Dezember 1991 enden, 

monatlich 

wochent

-lich 

 
täglich 

in Steuerklasse I, 
II und IV 	 

und in Steuer-
klasse III 	 

50 

100 

11,70 

23,40 

1,70 

3,35 

Deutsche Mark; 

§ 39b Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden. Bei der 
Feststellung des voraussichtlichen Jahresarbeits-
lohns nach § 39b Abs. 3 Satz 2 und bei der Min-
derung des Jahresarbeitslohns nach § 42b Abs. 2 
Satz 3 ist der Tariffreibetrag in den Steuerklassen 
I, II und IV mit 600 Deutsche Mark und in der 
Steuerklasse III mit 1 200 Deutsche Mark, höch-
stens mit dem Betrag des Arbeitslohns im Sinne 
des Satzes 1, abzuziehen. 

(2) Der Arbeitslohn im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 ist im Lohnkonto kenntlich zu machen und 
in der Lohnsteuerbescheinigung gesondert einzu-
tragen." 

Artikel 2 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 

Das Gewerbesteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom ... 1991 (BGBl. I S. ...) wird wie 
folgt geändert: 

1. § 6 Satz 1 wird durch folgende Sätze 1 und 2 
ersetzt: 

„Besteuerungsgrundlagen für die Gewerbesteuer 
sind 

1. bei Gewerbebetrieben, die zu Beginn des Ka-
lenderjahrs die Geschäftsleitung in dem in Arti-
kel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
haben, der Gewerbeertrag, 

2. bei den übrigen Gewerbebetrieben der Gewer-
beertrag und das Gewerbekapital. 

Bei den in Nummer 1 bezeichneten Unternehmen 
ist Besteuerungsgrundlage auch das Gewerbeka

-

pital einer Kapitalgesellschaft im Sinne des § 2 

Abs. 2 Satz 2, die in dieses Unternehmen eingeglie-
dert ist, wenn die Kapitalgesellschaft die Ge-
schäftsleitung zu Beginn des Kalenderjahrs nicht in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genann-
ten Gebiet hat." 

2. In § 9 Nr. 1 Satz 1 werden die Worte ,,, soweit er 
nicht zu Betriebsstätten im Sinne des § 2 Abs. 6 
Satz 1 gehört" gestrichen. 

3. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Steuermeßzahl für den Gewerbeer-
trag beträgt 

1. bei Gewerbebetrieben, die im Erhebungs-
zeitraum überwiegend die Geschäftsleitung 
in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet haben und von natürli-
chen Personen oder von Personengesell-
schaften bet rieben werden, 

für die ersten 12 000 Deutsche Mark 
1 vom Hundert, 

für die weiteren 12 000 Deutsche Mark 
2 vom Hundert, 

für die weiteren 12 000 Deutsche Mark 
3 vom Hundert, 

für die weiteren 12 000 Deutsche Mark 
4 vom Hundert, 

für alle weiteren Beträge 5 vom Hundert, 

2. bei anderen Gewerbebetrieben 
5 vom Hundert." 

b) In Absatz 3 werden die Worte „Die Steuermeß-
zahl ermäßigt sich auf 2,5 vom Hundert" durch 
die Worte „Die Steuermeßzahlen ermäßigen 
sich auf die Hälfte" ersetzt. 

4. In § 12 Abs. 3 wird nach Nummer 2 a folgende 
Nummer 2 b eingefügt: 

„2b. den Wert (Teilwert) einer zum Gewerbekapi-
tal gehörenden Beteiligung des persönlich 
haftenden Gesellschafters einer Kommandit-
gesellschaft auf Aktien, soweit sie nicht eine 
Beteiligung am Grundkapital ist; " 

5. Dem § 28 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Betriebsstätten in dem in Artikel 3 des Einigungs-
vertrages genannten Gebiet sind an der Zerlegung 
des auf das Gewerbekapital entfallenden Teils des 
einheitlichen Steuermeßbetrags nicht zu beteili-
gen. " 

Artikel 3 

Änderung des Berlinförderungsgesetzes 

Das Berlinförderungsgesetz 1990 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Februar 1990 (BGBl. I S. 173) 
wird wie folgt geändert: 
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1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 8 werden die Worte „§ 4 Abs. 2 und 
3" durch die Worte „§ 4 Abs. 2" ersetzt. 

b) Nach Absatz 8 wird folgender Absatz 9 einge-
fügt: 

„(9) Die Kürzungssätze nach den Absätzen 1 
bis 7 werden jeweils gemindert 

1. für Umsätze, die nach dem 30. Juni 1991 
und vor dem 1. Januar 1992 ausgeführt wer-
den, um 30 vom Hundert, 

2. für Umsätze, die nach dem 31. Dezember 
1991 und vor dem 1. Januar 1993 ausgeführt 
werden, um 50 vom Hundert und 

3. für Umsätze, die nach dem 31. Dezember 
1992 und vor dem 1. Januar 1994 ausgeführt 
werden, um 75 vom Hundert." 

c) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 10; der 
Klammerzusatz „ (§§ 8, 9) " wird durch den 
Klammerzusatz „ (§ 9) " ersetzt. 

2. § 1 a wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 einge-
fügt: 

„(3) Der Kürzungssatz nach den Absätzen 1 
und 2 wird gemindert 

1. für Innenumsätze, die nach dem 30. Juni 
1991 und vor dem 1. Januar 1992 ausgeführt 
werden, um 30 vom Hundert, 

2. für Innenumsätze, die nach dem 31. Dezem-
ber 1991 und vor dem 1. Januar 1993 ausge-
führt werden, um 50 vom Hundert und 

3. für Innenumsätze, die nach dem 31. Dezem-
ber 1992 und vor dem 1. Januar 1994 ausge-
führt werden, um 75 vom Hundert." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4; der 
Klammerzusatz „ (§§ 8, 9) " wird durch den 
Klammerzusatz „(§ 9)" ersetzt. 

3. § 2 wird aufgehoben. 

4. In § 3 werden die Worte „nach den §§ 1 und 2" 
durch die Worte „nach § 1" ersetzt. 

5. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „nach § 1 
Abs. 1, § 1 a Abs. 1 und § 2 Abs. 1" durch die 
Worte „nach § 1 Abs. 1 und § 1 a Abs. 1" 
ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und wie 
folgt geändert: 

aa) Im Einleitungssatz werden die Worte 
„nach den Absätzen 1 und 2" durch die 
Worte „nach Absatz 1" ersetzt. 

bb) In Nummer 1 werden die Worte „und für 
die Kürzung nach § 2 Abs. 1 um 72 vom 
Hundert" gestrichen. 

cc) In Nummer 2 werden die Worte „und für 
die Kürzung nach § 2 Abs. 1 um 20 vom 
Hundert" gestrichen. 

dd) In Nummer 3 wird der Klammerzusatz 
„(Absatz 2 Nr. 2)" gestrichen. 

ee) Nummer 4 wird wie folgt gefaßt: 

„4. Fleisch und genießbarem Schlachtab-
fall, soweit die Gegenstände in Absatz 
1 Nr. 12 Buchstaben a, b Satz 1 und 
Buchstabe c bezeichnet sind, für die 
Kürzung nach § 1 a Abs. 1 um 50 vom 
Hundert; ". 

ff) In den Nummern 5 und 6 werden die Worte 
„nach § 1 Abs. 1, § 1 a Abs. 1 und § 2 
Abs. 1" jeweils durch die Worte „nach § 1 
Abs. 1 und § 1 a Abs. 1" ersetzt. 

gg) Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. Zigaretten und Rauchtabak für die 
Kürzungen nach § 1 Abs. 1 und § 1 a 
Abs. 1 um die in der Bemessungs-
grundlage enthaltene Tabaksteuer. 
Der sich danach ergebende Betrag ist 
um 33 vom Hundert zu erhöhen;". 

hh) In Nummer 8 werden die Worte „Kürzun-
gen nach § 1 Abs. 6 und § 2 Abs. 6" durch 
die Worte „Kürzung nach § 1 Abs. 6" er-
setzt. 

ii) In Nummer 9 werden die Worte „und für 
die Kürzung nach § 2 Abs. 1 um 40 vom 
Hundert" gestrichen. 

jj) Satz 3 wird gestrichen. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3; die 
Worte „nach § 1 Abs. 1, § 1 a Abs. 1 oder § 2 
Abs. 1" werden durch die Worte „nach § 1 
Abs. 1 oder § 1 a Abs. 1" ersetzt. 

6. In § 6 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „§ 4 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 bis 5 und 9" durch die Worte „§ 4 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 bis 5 und 9" ersetzt. 

7. In § 6 b Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „ § 3 Nr. 63 
oder" gestrichen. 

8. § 6 c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 1 werden die Worte „§ 4 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a und Nr. 5 bis 7" durch 
die Worte „§ 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe a 
und Nr. 5 bis 7" ersetzt. 

b) In Absatz 5 werden die Worte „belegmäßig 
(§ 8) und" gestrichen. 

9. In § 7 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „In den §§ 1 
und 13" durch die Worte „In § 1" ersetzt. 

10. § 8 wird aufgehoben. 

11. In § 9 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „§ 1 Abs. 1 
und 3, § 1 a Abs. 1 und § 2 Abs. 1 und 3" durch die 
Worte „§ 1 Abs. 1 und 3 und § 1 a Abs. 1" er-
setzt. 
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12. § 10 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b wird wie folgt gefaßt: 

„b) die Art der Herstellung des Gegen-
standes oder die Art der Werkleistung 
in Berlin (West),". 

bb) In den Buchstaben d und i werden jeweils 
die Worte „unter Hinweis auf die Ur-
sprungsbescheinigung (§ 8)" gestrichen. 

cc) In Buchstabe k werden die Worte „§ 4 
Abs. 3" durch die Worte „§ 4 Abs. 2" er-
setzt. 

b) Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe b wird wie folgt gefaßt: 

„b) die Art der Herstellung der Gegen-
stände in einer Bet riebsstätte in Berlin 
(West)," . 

bb) In Buchstabe g werden die Worte „unter 
Hinweis auf die Ursprungsbescheinigung 
(§ 8)" gestrichen. 

cc) In Buchstabe h werden die Worte „§ 4 
Abs. 3" durch die Worte „§ 4 Abs. 2" und 
das Semikolon durch einen Punkt ersetzt. 

c) Nummer 3 wird aufgehoben. 

13. In § 11 Abs. 1 und 2 werden die Worte „§§ 1, 1 a 
und 2" jeweils durch die Worte „§§ 1 und 1 a" 
ersetzt. 

14. § 12 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Gelangen Gegenstände, für deren Verbringen 
Anspruch auf die Kürzung nach § 1 a besteht, 
nach Berlin (West) zurück, ohne daß sie im übri-
gen Geltungsbereich dieses Gesetzes einer Bear-
beitung oder Verarbeitung im Sinne des § 6 Abs. 1 
unterlegen haben, so darf die geschuldete Um-
satzsteuer nicht gekürzt werden." 

15. § 13 wird aufgehoben. 

16. § 13 a wird aufgehoben. 

17. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Darlehen 
gewähren" durch die Worte „vor dem 1. Juli 
1991 Darlehen gewähren" ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „die un-
mittelbar" durch die Worte „die vor dem 1. Juli 
1991 unmittelbar" ersetzt. 

18. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „die un-
verzinsliche " durch die Worte „die vor dem 1. 
Januar 1992 unverzinsliche " ersetzt. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „die verzinsli-
che Darlehen" durch die Worte „die vor 
dem 1. Januar 1992 verzinsliche Darlehen" 
ersetzt. 

bb) Nach Satz 1 wird der folgende Satz einge-
fügt: 

„Werden Darlehen von Kreditinstituten 
auf Grund eines vor dem 1. Juli 1991 abge-
schlossenen Darlehensvertrags gewährt, 
tritt an die Stelle des 1. Januar 1992 der 
1. Januar 1993." 

cc) In dem neuen Satz 3 werden die Worte 
„Satz 1 ist" durch die Worte „Die Sätze 1 
und 2 sind" ersetzt. 

c) In Absatz 5 Satz 1 werden vor dem Wort „ge-
währt" die Worte „vor dem 1. Januar 1992" 
eingefügt. 

19. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in Satz 1 die Worte ,,, um 30 
vom Hundert" gestrichen und nach Satz 1 fol-
gender Satz eingefügt: 

„Die Ermäßigung beträgt 

1. für den Veranlagungszeitraum 1990 30 vom 
Hundert, 

2. für den Veranlagungszeitraum 1991 24 vom 
Hundert, 

3. für den Veranlagungszeitraum 1992 18 vom 
Hundert, 

4. für den Veranlagungszeitraum 1993 12 vom 
Hundert, 

5. für den Veranlagungszeitraum 1994 6 vom 
Hundert. " 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „um 22,5 vom 
Hundert" durch die folgenden Worte er-
setzt: 

„wie folgt: 

1. für den Veranlagungszeitraum 1990 um 
22,5 vom Hundert, 

2. für den Veranlagungszeitraum 1991 um 
18 vom Hundert, 

3. für den Veranlagungszeitraum 1992 um 
13,5 vom Hundert, 

4. für den Veranlagungszeitraum 1993 um 
9 vom Hundert, 

5. für den Veranlagungszeitraum 1994 um 
4,5 vom Hundert" . 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Für Einkünfte im Sinne des § 23 Nr. 2, 
soweit sie Einnahmen im Sinne des § 20 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 des Einkommensteuerge-
setzes aus Anteilen an Körperschaften 
oder Personenvereinigungen enthalten, 
die unbeschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig sind, ermäßigt sich die tarifliche 
Körperschaftsteuer wie folgt: 

1. für den Veranlagungszeitraum 1990 um 
10 vom Hundert, 

2. für den Veranlagungszeitraum 1991 um 
8 vom Hundert, 
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3. für den Veranlagungszeitraum 1992 um 
6 vom Hundert, 

4. für den Veranlagungszeitraum 1993 um 
4 vom Hundert, 

5. für den Veranlagungszeitraum 1994 um 
2 vom Hundert."  

c) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „um 30 
vom Hundert" durch die Worte „um die in Ab-
satz 1 Satz 2 genannten Vomhundertsätze" 
und die Worte „um 22,5 vom Hundert" durch 
die Worte „um die in Absatz 2 Satz 1 genann-
ten Vomhundertsätze" ersetzt. 

20. § 23 Nr. 4 wird wie folgt geändert: 

a) Am Ende des Buchstabens a wird das Komma 
durch einen Punkt ersetzt und folgender 
Satz angefügt: 

„Als Beschäftigung in Berlin (West) gilt auch 
eine Beschäftigung in dem Teil des Landes 
Berlin, in dem das Grundgesetz vor dem 3. Ok-
tober 1990 nicht gegolten hat, wenn sie im Rah-
men eines vor dem 3. Oktober 1990 begründe-
ten Dienstverhältnisses ausgeübt wird, in dem 
der Arbeitnehmer bis zur Beschäftigung im 
letztgenannten Teil des Landes Berlin seit dem 
3. Oktober 1990 ununterbrochen in Berlin 
(West) beschäftigt worden ist; die Fälle des § 28 
Abs. 1 Sätze 2 und 3 gelten als ununterbro-
chene Beschäftigung, ". 

b) In Buchstabe b werden die Worte „letzter 
Satz" durch die Worte „vorletzter Satz" er-
setzt. 

21. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte „Die Lohn-
steuer" durch die Worte „Die vom Arbeits-
lohn einzubehaltende Lohnsteuer" ersetzt 
und die Worte „um 30 vom Hundert" ge-
strichen. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„Die Ermäßigung beträgt 

1. 30 vom Hundert bei Arbeitslöhnen der 
Lohnabrechnungszeiträume, die vor 
dem 1. Juli 1991 enden, 

2. 18 vom Hundert bei Arbeitslöhnen der 
Lohnabrechnungszeiträume, die vor 
dem 1. Januar 1993 enden, 

3. 12 vom Hundert bei Arbeitslöhnen der 
Lohnabrechnungszeiträume, die im Ka-
lenderjahr 1993 enden, 

4. 6 vom Hundert bei Arbeitslöhnen der 
Lohnabrechnungszeiträume, die im Ka-
lenderjahr 1994 enden; 

§ 28 Abs. 2 Satz 2 erster Halbsatz ist anzu-
wenden." 

b) In Absatz 2 werden die Worte „für die Berech-
nung des Erstattungsbetrags um 30 vom Hun-
dert zu ermäßigen" gestrichen, der Punkt 
durch ein Komma ersetzt sowie folgende Worte 
angefügt: 

„für die Berechnung des Erstattungsbetrags 
wie folgt zu ermäßigen: 

1. im Kalenderjahr 1990 um 30 vom Hundert, 

2. im Kalenderjahr 1991 um 24 vom Hundert, 

3. im Kalenderjahr 1992 um 18 vom Hundert, 

4. im Kalenderjahr 1993 um 12 vom Hundert, 

5. im Kalenderjahr 1994 um 6 vom Hundert." 

c) In Absatz 4 werden die Worte „um 30 vom 
Hundert" durch die Worte „nach Maßgabe des 
Absatzes 1 Satz 2" ersetzt. 

22. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Zulage beträgt 

1. für Lohnabrechnungszeiträume, die vor 
dem 1. Juli 1991 enden, 8 vom Hundert, 

2. für Lohnabrechnungszeiträume, die vor 
dem 1. Januar 1992 enden, 6 vom Hun-
dert, 

3. für Lohnabrechnungszeiträume, die im Ka-
lenderjahr 1992 enden, 5 vom Hundert, 

4. für Lohnabrechnungszeiträume, die im Ka-
lenderjahr 1993 enden, 4 vom Hundert 
und 

5. für Lohnabrechnungszeiträume, die im Ka-
lenderjahr 1994 enden, 2 vom Hundert 

der Bemessungsgrundlage zuzüglich eines Zu-
schlags für jedes Kind des Arbeitnehmers, das 
nach Absatz 4 a auf seiner Lohnsteuerkarte 
eingetragen ist. Der Kinderzuschlag wird auch 
für ein Kind des Arbeitnehmers gewährt, das 
nach Absatz 4 a Nr. 2 nicht auf der Lohnsteu-
erkarte eingetragen werden darf. Der Kinder-
zuschlag beträgt bei einem Zulagensatz von 

8 vom 
Hundert 

6 vom 
Hundert 

5 vom 
Hundert 

4 vom 
Hundert 

2 vom 
Hundert 

monatlich 	  49,50 39,60 29,70 19,80 9,90 

wöchentlich 	  11,25 9,00 6,75 4,50 2,25 

täglich 	  2,25 1,80 1,35 0,90 0,45 

Deutsche Mark für jedes Kind. 
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Bei anderen als monatlichen, wöchentlichen 
oder täglichen Lohnabrechnungszeiträumen 
ist der Tagesbetrag mit der Zahl der Arbeits-
tage des Lohnabrechnungszeitraums zu ver-
vielfältigen. " 

b) In Absatz 6 Satz 2 werden die Worte „in Absatz 
4 Sätze 3 und 4 genannten" durch die Worte 
„nach Absatz 4 Sätze 3 und 4 maßgebenden" 
ersetzt. 

23. In § 29 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „von 8 vom 
Hundert" gestrichen. 

24. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die §§ 1, 1 a, 3 bis 7 und 9 bis 12 sind auf 
Umsätze und Innenumsätze anzuwenden, die 
nach dem 30. Juni 1991 und vor dem 1. Januar 
1994 ausgeführt werden." 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) § 13a des Gesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Februar 1990 (BGBl. I 
S. 173) ist letztmals für das Wirtschaftsjahr an-
zuwenden, das vor dem 1. Juli 1991 endet. Bei 
der Anwendung des § 6 a Abs. 4 Satz 1 des 
Einkommensteuergesetzes am Schluß des er-
sten nach dem 30. Juni 1991 endenden Wirt-
schaftsjahrs ist für die Berechnung des Teil-
werts der Pensionsverpflichtung am Schluß des 
letzten vor dem 1. Juli 1991 endenden Wirt-
schaftsjahrs ein Rechnungszinsfuß von 6 v. H. 
zugrunde zu legen. Soweit eine am Schluß des 
letzten vor dem 1. Juli 1991 endenden Wirt-
schaftsjahrs vorhandene Pensionsrückstellung 
den mit einem Rechnungszinsfuß von 6 v. H. zu 
berechnenden Teilwert der Pensionsverpflich-
tung an diesem Stichtag übersteigt, kann in 
Höhe von zwei Dritteln des übersteigenden 
Betrags am Schluß des ersten nach dem 30. 
Juni 1991 endenden Wirtschaftsjahrs eine den 
steuerlichen Gewinn mindernde Rücklage ge-
bildet werden. Die sich nach Satz 3 bei einem 
Betrieb insgesamt ergebende Rücklage ist in 
den folgenden zwei Wirtschaftsjahren jeweils 
mindestens zur Hälfte gewinnerhöhend aufzu

-

lösen. Eine nach § 31 Abs. 3 in der Fassung des 
2. Haushaltsstrukturgesetzes vom 22. Dezem-
ber 1981 (BGBl. I S. 1523) gebildete Rücklage 
ist mindestens nach Maßgabe dieser Vorschrift 
aufzulösen. Soweit am Schluß des letzten vor 
dem 1. Juli 1991 endenden Wirtschaftsjahrs 
eine nach § 31 Abs. 3 in der Fassung des Steu-
erreformgesetzes 1990 vom 25. Juli 1988 
(BGBl. I S. 1093) gebildete Rücklage noch vor-
handen ist, ist diese Rücklage in den folgenden 
drei Wirtschaftsjahren jeweils mindestens zu 
einem Drittel gewinnerhöhend aufzulösen." 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) § 14 ist auf Wirtschaftsgüter anzuwen-
den, die der Steuerpflichtige nach dem 31. De-
zember 1989 angeschafft oder hergestellt hat, 

und auf nachträgliche Herstellungsarbeiten, 
die er nach diesem Zeitpunkt beendet hat, 
wenn der Steuerpflichtige vor dem 1. Juli 1991 
die Wirtschaftsgüter bestellt oder mit ihrer 
Herstellung oder mit den nachträglichen Her-
stellungsarbeiten begonnen hat. Als Beginn 
der Herstellung gilt bei Baumaßnahmen, für 
die eine Baugenehmigung erforderlich ist, der 
Zeitpunkt, in dem der Bauantrag gestellt 
wird. " 

d) In Absatz 6 werden das Wort „erstmals" gestri-
chen sowie die Worte „nach dem 28. Februar 
1989 gestellt" durch die Worte „nach dem 28. 
Februar 1989 und vor dem 1. Juli 1991 gestellt" 
und die Worte „nach diesem Zeitpunkt" durch 
die Worte „nach dem 28. Februar 1989 und vor 
dem 1. Juli 1991" ersetzt. 

e) Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 9 a ein-
gefügt: 

„(9 a) § 14 b ist auf Modernisierungsmaßnah-
men anzuwenden, mit denen der Steuerpflich-
tige vor dem 1. Juli 1991 begonnen hat und, 
soweit Anschaffungskosten begünstigt wer-
den, wenn der Steuerpflichtige den obligatori-
schen Erwerbsvertrag vor diesem Zeitpunkt 
rechtswirksam abgeschlossen hat. Als Beginn 
der Herstellungsarbeiten gilt bei Maßnahmen, 
für die eine Baugenehmigung erforderlich ist, 
der Zeitpunkt, in dem der Bauantrag gestellt 
wird. " 

f) Nach Absatz 10 wird folgender Absatz 10 a ein-
gefügt: 

„(10a) § 15b ist bei Objekten anzuwenden, 
mit deren Herstellung der Steuerpflichtige vor 
dem 1. Juli 1991 begonnen hat oder die er auf-
grund eines vor diesem Zeitpunkt rechtswirk-
sam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags 
angeschafft hat. Als Beginn der Herstellung 
gilt bei Baumaßnahmen, für die eine Bauge-
nehmigung erforderlich ist, der Zeitpunkt, in 
dem der Bauantrag gestellt wird." 

g) Absatz 14 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 19 ist vorbehaltlich des Satzes 2 auf nach 
dem 31. Dezember 1989 abgeschlossene Inve-
stitionen anzuwenden, wenn der Anspruchs-
berechtigte die Investitionen vor dem 1. Juli 
1991 begonnen  hat."  

h) Nach Absatz 14 wird folgender Absatz 14 a ein-
gefügt: 

„(14 a) § 22 ist letztmals für den Veranla-
gungszeitraum 1990 anzuwenden." 

i) In Absatz 15 wird folgender Satz 1 eingefügt: 

„Abweichend von § 29 Abs. 2 Satz 3 ist der 
Antrag bis zum Ablauf des Kalenderjahrs 1991 
zu stellen, wenn die Festsetzung der Zulage für 
die Zeit vor dem 1. Juli 1991 beantragt wird, 
weil eine Beschäftigung im Sinne des § 23 Nr. 4 
Buchstabe a Satz 6 vorgelegen hat." 
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Artikel 4 

Änderung des Zonenrandförderungsgesetzes 

Das Zonenrandförderungsgesetz vom 5. August 
1971 (BGBl. I S. 1237), zuletzt geändert durch Arti-
kel 11 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I 
S. 2262), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Sonderabschreibungen auf Grund des 
Absatzes 1 dürfen gewährt werden bei bewegli-
chen und unbeweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens, die der Steuerpflichtige vor 
dem 1. Januar 1995 angeschafft oder hergestellt 
hat, bei Anzahlungen auf Anschaffungskosten, 
die vor dem 1. Januar 1995 geleistet worden 
sind, und bei Teilherstellungskosten, die vor 
diesem Zeitpunkt entstanden sind. Die Sonder-
abschreibungen dürfen 50 vom Hundert der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten nicht 
übersteigen. Sie können im Wirtschaftsjahr der 
Anschaffung oder Herstellung und in den vier 
folgenden Wirtschaftsjahren in Anspruch ge-
nommen werden, letztmals in dem Wirtschafts-
jahr, das nach dem 30. Dezember 1994 endet. 
Bei Wirtschaftsgütern, die der Steuerpflichtige 
nach dem 31. Dezember 1991 bestellt oder her-
zustellen begonnen hat, können Sonderab-
schreibungen im Wirtschaftsjahr höchstens bis 
zu insgesamt 20 Millionen Deutsche Mark in 
Anspruch genommen werden. Der Höchstbe-
trag gilt auch für Gesellschaften im Sinne des 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 des Einkom-
mensteuergesetzes. Als Beginn der Herstellung 
gilt bei Baumaßnahmen, für die eine Baugeneh-
migung erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem 
der Bauantrag gestellt wird. " 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2 a einge-
fügt: 

„(2 a) Eine Rücklage auf Grund des Absatzes 1 
darf letztmals in dem Wirtschaftsjahr gebildet 
werden, das nach dem 30. Dezember 1994 en-
det. Die Rücklage darf 50 vom Hundert der An-
schaffungs- oder Herstellungskosten bewegli-
cher und unbeweglicher Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens nicht übersteigen, die vor-
aussichtlich 

1. bis zum Ende des zweiten auf die Bildung der 
Rücklage folgenden Wirtschaftsjahrs und 

2. vor dem 1. Januar 1997 

angeschafft oder hergestellt werden; die in 
Nummer 1 genannte Frist verlängert sich für die 
Herstellung von Gebäuden auf 4 Jahre, wenn 
mit der Herstellung bis zum Ende des zweiten 
auf die Bildung der Rücklage folgenden Wirt-
schaftsjahrs begonnen worden ist. In Wirt-
schaftsjahren, die nach dem 30. Dezember 1992 
enden, darf eine Rücklage von höchstens je-
weils 20 Millionen Deutsche Mark gebildet wer-
den. Der Höchstbetrag gilt auch für Gesellschaf-
ten im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 

Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes. Die 
Rücklage ist gewinnerhöhend aufzulösen, so-
bald und soweit Sonderabschreibungen nach 
Absatz 2 in Anspruch genommen werden kön-
nen. Ist eine Rücklage am Schluß des nach dem 
30. Dezember 1994 endenden Wirtschaftsjahrs 
noch vorhanden, ist von den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten der vom Steuerpflichtigen 
vor dem 1. Januar 1997 angeschafften oder her-
gestellten Wirtschaftsgüter im Wi rtschaftsjahr 
ihrer Anschaffung oder Herstellung ein Betrag 
bis zur Höhe der Rücklage, höchstens jedoch bis 
50 vom Hundert der Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten, abzuziehen. Die Rücklage ist in 
Höhe des abgezogenen Betrags gewinnerhö-
hend aufzulösen. Die Rücklage darf gewinner-
höhend nur aufgelöst werden, soweit ein Betrag 
nach Satz 6 abgezogen wird. Ist eine Rücklage 
am Schluß des nach dem 30. Dezember 1996 
endenden Wirtschaftsjahrs noch vorhanden, ist 
sie im Wirtschaftsjahr ihrer Bildung gewinner-
höhend aufzulösen. Ist ein Betrag nach Satz 6 
abgezogen worden, tritt für die Absetzungen für 
Abnutzung oder in den Fällen des § 6 Abs. 2 des 
Einkommensteuergesetzes im Wirtschaftsjahr 
des Abzugs der verbleibende Betrag an die 
Stelle der Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten. " 

c) In Absatz 4 werden in den Sätzen 2 und 3 die 
Worte „Antrag auf Baugenehmigung" jeweils 
durch das Wort „Bauantrag" ersetzt. 

2. § 13 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Nach dem neuen Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 2 angefügt: 

„(2) Die §§ 1, 2, 8 und 10 sind letztmals für das 
Haushaltsjahr 1990, die §§ 4 und 5 letztmals für 
das Haushaltsjahr 1991 und die §§ 6 und 7 letzt-
mals für das Haushaltsjahr 1994 im Rahmen der 
im jeweiligen Bundeshaushaltsplan hierfür be-
reitgestellten Mittel anzuwenden. " 

Artikel 5 

Gesetz über Sonderabschreibungen 
im Fördergebiet 

§1 

(1) Für begünstigte Investitionen im Sinne des § 2, 
die im Fördergebiet durchgeführt werden, können 
Steuerpflichtige Sonderabschreibungen nach § 3 oder 
Gewinnabzüge nach § 4 vornehmen. Bei Gesellschaf-
ten im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes tritt an die Stelle des Steu-
erpflichtigen die Gesellschaft. 

(2) Fördergebiet sind die Länder Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen

-

Anhalt und Thüringen. 
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§ 2  

Begünstigte Investitionen sind die Anschaffung und 
die Herstellung von abnutzbaren beweglichen und 
unbeweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermö-
gens sowie Ausbauten, Erweiterungen und andere 
nachträgliche Herstellungsarbeiten an Gebäuden des 
Anlagevermögens, wenn 

1. die beweglichen Wirtschaftsgüter 

a) die keine Luftfahrzeuge oder Handelsschiffe im 
internationalen Verkehr sind und 

b) mindestens ein Jahr nach ihrer Anschaffung 
oder Herstellung in einer Bet riebsstätte des 
Steuerpflichtigen im Fördergebiet als Anlage-
vermögen verbleiben, 

2. die unbeweglichen Wirtschaftsgüter, die ausge-
bauten oder hergestellten Teile der Gebäude oder 
die Gebäude, an denen die anderen nachträgli-
chen Herstellungsarbeiten durchgeführt worden 
sind, mindestens ein Jahr nach ihrer Anschaffung 
oder Herstellung oder nach Beendigung der nach-
träglichen Herstellungsarbeiten vom Steuerpflich-
tigen zu eigenbetrieblichen Zwecken verwendet 
werden 

und in dem in Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 2 
genannten Jahr vom Steuerpflichtigen zu nicht mehr 
als 10 vom Hundert privat genutzt werden. 

§3 

(1) Die Sonderabschreibungen betragen bis zu 50 
vom Hundert der Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten der angeschafften oder hergestellten Wirtschafts-
güter oder der Herstellungskosten, die für die nach-
träglichen Herstellungsarbeiten aufgewendet worden 
sind. Sie können im Jahr der Anschaffung oder Her-
stellung oder Beendigung der nachträglichen Herstel-
lungsarbeiten und in den folgenden vier Jahren in 
Anspruch genommen werden, letztmals in dem Wirt-
schaftsjahr, das nach dem 30. Dezember 1994 en-
det. 

(2) Die Sonderabschreibungen nach Absatz 1 kön-
nen bereits für Anzahlungen auf Anschaffungskosten 
und für Teilherstellungskosten in Anspruch genom-
men werden. 

§4 

Land- und Forstwirte, deren Gewinn nach § 13 a des 
Einkommensteuergesetzes zu ermitteln ist, können im 
Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung 
oder Beendigung der nachträglichen Herstellungsar-
beiten 25 vom Hundert der Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten der angeschafften oder hergestellten 
Wirtschaftsgüter oder der Herstellungskosten, die für 
die nachträglichen Herstellungsarbeiten aufgewen-
det worden sind, vom Gewinn abziehen. Die abzugs-
fähigen Beträge dürfen insgesamt 4 000 Deutsche 
Mark nicht übersteigen und nicht zu einem Verlust  

aus Land- und Forstwirtschaft führen. § 7 a Abs. 5 und 
6 des Einkommensteuergesetzes gilt entsprechend. 

§5 

Dieses Gesetz ist anzuwenden 

1. bei Wirtschaftsgütern, die nach dem 31. Dezember 
1990 und vor dem 1. Januar 1995 angeschafft oder 
hergestellt werden, bei ausgebauten oder herge-
stellten Teilen von Gebäuden, die in diesem Zeit-
raum fertiggestellt werden, und bei nachträglichen 
Herstellungsarbeiten, die in diesem Zeitraum be-
endet werden, sowie 

2. bei nach dem 31. Dezember 1990 und vor dem 
1. Januar 1995 geleisteten Anzahlungen auf An-
schaffungskosten und entstandenen Teilherstel-
lungskosten. 

Bei Wirtschaftsgütern, die im Zeitpunkt der Anschaf-
fung oder Herstellung zum Anlagevermögen einer 
Betriebsstätte in dem Teil des Landes Berlin gehören, 
in dem das Grundgesetz schon vor dem 3. Oktober 
1990 gegolten hat, ist Satz 1 nur anzuwenden, wenn 
der Steuerpflichtige sie nach dem 30. Juni 1991 be-
stellt oder herzustellen begonnen hat. Bei nachträgli-
chen Herstellungsarbeiten an einem Gebäude gilt 
Satz 2 entsprechend. Als Beginn der Herstellung gilt 
bei Baumaßnahmen, für die eine Baugenehmigung 
erforderlich ist, der Zeitpunkt, in dem der Bauantrag 
gestellt wird. 

Artikel 6 

Investitionszulagengesetz 1991 
(InvZulG 1991) 

§1 

Anspruchsberechtigter, Fördergebiet 

(1) Steuerpflichtige im Sinne des Einkommensteu-
ergesetzes und des Körperschaftsteuergesetzes, die 
im Fördergebiet begünstigte Investitionen im Sinne 
der §§ 2 und 3 vornehmen, haben Anspruch auf eine 
Investitionszulage. Bei Gesellschaften im Sinne des 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 3 des Einkommen-
steuergesetzes tritt an die Stelle des Steuerpflichtigen 
die Gesellschaft als Anspruchsberechtigte. 

(2) Fördergebiet sind die Länder Berlin, Branden-
burg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen

-

Anhalt und Thüringen. 

§ 2 

 Art der Investitionen 

Begünstigte Investitionen sind die Anschaffung und 
die Herstellung von neuen abnutzbaren beweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die minde-
stens 3 Jahre nach ihrer Anschaffung oder Herstel-
lung 
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1. zum Anlagevermögen eines Bet riebs oder einer 
Betriebsstätte im Fördergebiet gehören, 

2. in einer Betriebsstätte im Fördergebiet verbleiben 
und 

3. in jedem Jahr zu nicht mehr als 10 vom Hundert 
privat genutzt werden. 

Nicht begünstigt sind 

1. geringwertige Wirtschaftsgüter im Sinne des § 6 
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes, 

2. Luftfahrzeuge, die der Anspruchsberechtigte vor 
dem 5. Juli 1990 oder nach dem 31. Oktober 1990 
bestellt oder herzustellen begonnen hat, und 

3. Personenkraftwagen. 

§3 

Investitionszeiträume 

Die Investitionen sind begünstigt, wenn sie 

1. nach dem 30. Juni 1990 und vor dem 1. Januar 1992 
oder 

2. nach dem 31. Dezember 1991 und vor dem 1. Ja-
nuar 1995 

abgeschlossen werden. Nach dem 31. Dezember 1992 
abgeschlossene Investitionen sind nur begünstigt, 
wenn sie der Anspruchsberechtigte vor dem 1. Januar 
1993 begonnen hat. Investitionen sind in dem Zeit-
punkt abgeschlossen, in dem die Wirtschaftsgüter an-
geschafft oder hergestellt worden sind. Investitionen 
sind in dem Zeitpunkt begonnen, in dem die Wirt-
schaftsgüter bestellt oder herzustellen begonnen wor-
den sind. 

§4 

Bemessungsgrundlage 

Bemessungsgrundlage für die Investitionszulage ist 
die Summe der Anschaffungs- und Herstellungsko-
sten der im Wirtschaftsjahr abgeschlossenen begün-
stigten Investitionen. In die Bemessungsgrundlage 
können die im Wirtschaftsjahr geleisteten Anzahlun-
gen auf Anschaffungskosten und entstandenen Teil-
herstellungskosten einbezogen werden. In den Fällen 
des Satzes 2 dürfen im Wirtschaftsjahr der Anschaf-
fung oder Herstellung der Wirtschaftsgüter die An-
schaffungs- oder Herstellungskosten bei der Bemes-
sung der Investitionszulage nur berücksichtigt wer-
den, soweit sie die Anzahlungen oder Teilherstel-
lungskosten übersteigen. § 7 a Abs. 2 Satz 3 bis 5 des 
Einkommensteuergesetzes gilt entsprechend. 

§5 

Höhe der Investitionszulage 

Die Investitionszulage beträgt 

1. bei Investitionen im Sinne des § 3 Nr. 1 12 vorn 
Hundert, 

2. bei Investitionen im Sinne des § 3 Nr. 2 8 vom Hun-
dert 

der Bemessungsgrundlage. 

§6 

Antrag auf Investitionszulage 

(1) Der Antrag auf Investitionszulage ist bis zum 30. 
September des Kalenderjahrs zu stellen, das auf das 
Wirtschaftsjahr folgt, in dem die Investitionen abge-
schlossen worden, Anzahlungen geleistet worden 
oder Teilherstellungskosten entstanden sind. 

(2) Der Antrag ist bei dem für die Besteuerung des 
Anspruchsberechtigten nach dem Einkommen zu-
ständigen Finanzamt zu stellen. Ist eine Gesellschaft 
im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder Abs. 3 des 
Einkommensteuergesetzes Anspruchsberechtigter, so 
ist der Antrag bei dem Finanzamt zu stellen, das für 
die einheitliche und gesonderte Feststellung der Ein-
künfte zuständig ist. 

(3) Der Antrag ist nach amtlichem Vordruck zu stel-
len und vom Anspruchsberechtigten eigenhändig zu 
unterschreiben. In dem Antrag sind die Investitionen, 
für die eine Investitionszulage beansprucht wird, in-
nerhalb der Antragsfrist so genau zu bezeichnen, daß 
ihre Feststellung bei einer Nachprüfung möglich ist. 

§ 7  

Anwendung der Abgabenordnung, Festsetzung 
und Auszahlung 

(1) Die für Steuervergütungen geltenden Vorschrif-
ten der Abgabenordnung sind entsprechend anzu-
wenden. Dies gilt nicht für § 163 der Abgabenord-
nung. In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über die 
aufgrund dieses Gesetzes ergehenden Verwaltungs-
akte der Finanzbehörden ist der Finanzrechtsweg ge-
geben. 

(2) Die Investitionszulage ist nach Ablauf des Wirt-
schaftsjahrs festzusetzen und innerhalb von 3 Mona-
ten nach Bekanntgabe des Bescheids aus den Einnah-
men an Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer 
auszuzahlen. 

§ 8 

 Verzinsung des Rückforderungsanspruchs 

Ist der Bescheid über die Investitionszulage aufge-
hoben oder zuungunsten des Anspruchsberechtigten 
geändert worden, so ist der Rückzahlungsanspruch 
nach § 238 der Abgabenordnung vom Tag der Aus-
zahlung der Investitionszulage, in den Fällen des 
§ 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der Abgabenordnung vom 
Tag des Eintritts des rückwirkenden Ereignisses an, 
zu verzinsen. Die Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem der Bescheid aufgehoben 
oder geändert worden ist. 
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§ 9 

 Verfolgung von Straftaten 

Für die Verfolgung einer Straftat nach § 264 des 
Strafgesetzbuches, die sich auf die Investitionszulage 
bezieht, sowie der Begünstigung einer Person, die 
eine solche Straftat begangen hat, gelten die Vor-
schriften der Abgabenordnung über die Verfolgung 
von Steuerstraftaten entsprechend. 

§ 10 

Ertragsteuerliche Behandlung 
der Investitionszulage 

Die Investitionszulage gehört nicht zu den Einkünf-
ten im Sinne des Einkommensteuergesetzes. Sie min-
dert nicht die steuerlichen Anschaffungs- und Her-
stellungskosten. 

§ 11 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz ist vorbehaltlich der Absätze 2 und 
3 erstmals bei Investitionen anzuwenden, die nach 
dem 31. Dezember 1990 abgeschlossen werden. Bei 
Investitionen, die vor dem 1. Januar 1991 abgeschlos-
sen worden sind, ist die Investitionszulagenverord-
nung vom 4. Juli 1990 (GBl. I Nr. 41 S. 621), zuletzt 
geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. De-
zember 1990 (BGBl. I S. 2775), weiter anzuwenden. 

(2) In dem Teil des Landes Berlin, in dem das Grund-
gesetz schon vor dem 3. Oktober 1990 gegolten hat, ist 
dieses Gesetz erstmals bei Investitionen anzuwenden, 
die der Anspruchsberechtigte nach dem 30. Juni 1991 
begonnen hat. 

Artikel 7 

Änderung des Bewertungsgesetzes 

Das Bewertungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Februar 1991 (BGBl. I S. 230) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Eine gesonderte Feststellung nach § 180 
Abs. 1 Nr. 3 der Abgabenordnung erfolgt nicht, 
wenn für diese ein Finanzamt in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet zu-
ständig wäre." 

2. Dem § 19 wird folgender neuer Absatz 5 ange-
fügt: 

„(5) Erstreckt sich die wi rtschaftliche Einheit ei-
nes gewerblichen Betriebs auf das in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannte Gebiet und das üb-
rige Bundesgebiet, so ist ein Einheitswert nur für 
das Betriebsvermögen festzustellen, das sich au- 

ßerhalb des in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebietes befindet. Zuständig für die 
Feststellung ist das Finanzamt im übrigen Bundes-
gebiet, in dessen Bezirk eine Betriebsstätte — bei 
mehreren Bet riebsstätten die wirtschaftlich bedeu-
tendste — unterhalten wird; liegt eine Betriebs-
stätte nicht vor, so ist das Finanzamt zuständig, in 
dessen Bezirk sich das Betriebsvermögen, und, 
wenn dies für mehrere Finanzämter zutrifft, das 
Finanzamt, in dessen Bezirk sich der wertvollste 
Teil des Betriebsvermögens befindet. " 

3. Am Ende des § 101 Nr. 5 wird der Punkt durch ein 
Semikolon ersetzt; folgende Nummern 6 und 7 
werden angefügt: 

„6. die Wirtschaftsgüter eines gewerblichen Be-
triebs, soweit hierfür in dem in Artikel 3 des 
Einigungsvertrages genannten Gebiet eine Be-
triebsstätte unterhalten wird oder ein ständiger 
Vertreter bestellt ist. Erstreckt sich die wirt-
schaftliche Einheit eines gewerblichen Be-
triebs auf das in Artikel 3 des Einigungsvertra-
ges genannte Gebiet und das übrige Bundes-
gebiet, ist das inländische Betriebsvermögen 
nach Maßgabe des § 29 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 
des Gewerbesteuergesetzes unter Ansatz der 
im Kalenderjahr vor dem Feststellungszeit-
punkt gezahlten Arbeitslöhne aufzuteilen; 

7. die Wirtschaftsgüter, die nach § 114 Abs. 2 a 
nicht zum Gesamtvermögen gehören. " 

4. In § 114 wird nach Absatz 2 folgender neuer Absatz 
2 a eingefügt: 

„(2 a) Zum Gesamtvermögen gehören ferner 
nicht 

1. Grundbesitz und Mineralgewinnungsrechte in 
dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet; 

2. der Überbestand an umlaufenden Betriebsmit-
teln eines Betriebs der Land- und Forstwirt-
schaft in dem in Artikel 3 des Einigungsvertra-
ges genannten Gebiet; 

3. Anteile an Kapitalgesellschaften, die nach § 3 a 
Abs. 1 Nr. 2 des Vermögensteuergesetzes von 
der Vermögensteuer befreit sind. " 

5. In § 124 werden nach Satz 5 die folgenden Sätze 
eingefügt: 

„ § 104 Abs. 3 Satz 3 und Absatz 12 sind letztmals 
für Bewertungsstichtage vor dem 1. Juli 1991 zum 
Feststellungszeitpunkt 1. Januar 1992 anzuwen-
den. § 101 Nr. 6 Satz 2 ist erstmals zum 1. Januar 
1992 anzuwenden. " 

6. § 134 wird aufgehoben. 

Artikel 8 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. November 1990 (BGBl. I 

 S. 2467), geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
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13. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2775), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 werden nach dem Wort „Inland" die 
Worte „mit Ausnahme des in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebietes" eingefügt. 

2. Nach § 3 wird folgender § 3 a eingefügt: 

„§ 3a 
Befreiung für Steuerpflichtige in dem in Artikel 3 

des Einigungsvertrages genannten Gebiet 

(1) Von der Vermögensteuer sind auch befreit 

1. natürliche Personen mit Wohnsitz oder gewöhn-
lichem Aufenthalt, 

2. Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 2 
mit Geschäftsleitung 

in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages ge-
nannten Gebiet. § 19 Abs. 1 Satz 2 und § 20 Abs. 2 
der Abgabenordnung gelten sinngemäß. 

(2) Von der Vermögensteuer sind ferner befreit 
deutsche Staatsangehörige, die 

1. im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben und 

2. zu einer juristischen Person des öffentlichen 
Rechts in dem in Artikel 3 des Einigungsvertra-
ges genannten Gebiet in einem Dienstverhältnis 
stehen und dafür Arbeitslohn aus einer inländi-
schen öffentlichen Kasse beziehen, 

sowie zu ihrem Haushalt gehörende Angehörige, 
die die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen." 

3. § 24a wird aufgehoben. 

Artikel 9 

Änderung des Gesetzes über 
die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 

der regionalen Wirtschaftsstruktur" 

Das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Ver-
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" vom 
6. Oktober 1969 (BGBl. I S. 1861), zuletzt geändert 
durch Anlage I Kapitel V Sachgebiet A Abschnitt II 
Nr. 1 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in 
Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Sep-
tember 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 996), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 werden die Worte „im Zonenrandge-
biet und" gestrichen. 

2. § 2 Abs. 4 a wird aufgehoben. 

Artikel 10 

Änderung des Raumordnungsgesetzes 

Das Raumordnungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Juli 1989 (BGBl. I S. 1461) 
wird wie folgt geändert:  

1. § 1 Abs. 2 wird aufgehoben. 

2. § 2 Abs. 1 Nr. 4 wird aufgehoben. 

3. In § 8 Abs. 1 Nr. 1 werden die Worte „nach § 2 
Abs. 1 Nr. 3, 4 und 5 Satz 2" durch die Worte „nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 3 und 5 Satz 2" ersetzt. 

Artikel 11 

Änderung 
des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 

Das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 1988 
(BGBl. I S. 100), geändert durch Anlage I Kapitel XI 
Sachgebiet G Abschnitt II Nr. 1 des Einigungsvertra-
ges vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II 
S. 885, 1112), wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d werden die Worte 
„und im Zonenrandgebiet" gestrichen. 

2. In § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 sowie in § 6 Abs. 2 Satz 5 
werden jeweils die Worte „im Zonenrandgebiet 
und" gestrichen. 

3. Dem § 14 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Vor dem 1. Januar 1991 begonnene Vorha-
ben im Zonenrandgebiet können mit den erhöhten 
Fördersätzen nach § 4 Abs. 1 Satz 1 und Satz 2 des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 
1988 (BGBl. I S. 100), geändert durch Anlage I Ka-
pitel XI Sachgebiet G Abschnitt II Nr. 1 des Eini-
gungsvertrages vom 31. August 1990 in Verbin-
dung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 
1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1112) bis zum 31. De-
zember 1991 fortgeführt werden." 

Artikel 12 

Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 

§ 6 Abs. 2 Satz 2 des Gemeindefinanzreformgeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Ja-
nuar 1985 (BGBl. I S. 201), das zuletzt durch Anlage I 
Kapitel IV Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 3 des Eini-
gungsvertrages vom 31. August 1990 in Verbindung 
mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 
(BGBl. 1990 II S. 885, 967) geändert worden ist, wird 
wie folgt gefaßt: 

„Abweichend von Satz 1 beträgt bis zum 31. Dezem-
ber 1994 die Gewerbesteuerumlage in den Ländern 
Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen 0 vom Hundert des 
Gewerbesteueraufkommens. " 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache  12/219  

Artikel 13 

Änderung des Bundeskindergeldgesetzes 

Nach § 44 d des Bundeskindergeldgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 1990 
(BGBl. I S. 149), das zuletzt durch Anlage I Kapitel X 
Sachgebiet H Abschnitt II Nr. 1 des Einigungsvertra-
ges vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 
des Gesetzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II 
S. 885, 1093) geändert worden ist, wird folgender 
§ 44e eingefügt: 

„§ 44e 

Sonderregelung für die Kindergeldminderung in den 
Jahren 1983 bis 1985 

Die Minderung des Kindergeldes für das zweite 
Kind nach § 10 Abs. 2 entfällt für die Jahre 1983 bis 
1985 in Fällen, in denen über die Minderung noch 
nicht bindend entschieden worden ist. Dies gilt auch 
für Fälle, in denen die Minderungsentscheidung nach 
dem 28. Mai 1990 bindend geworden ist und die 
Nachzahlung aufgrund dieser Vorschrift innerhalb 
von 6 Monaten nach Ablauf des Monats beantragt 
wird, in dem das Steueränderungsgesetz 1991 vom ... 
verkündet worden ist. Ist es auf Grund der Erklärung 
des Berechtigten, er verlange bis auf weiteres nur die 
Zahlung des Sockelbetrags, nicht zu einer Minde-
rungsentscheidung gekommen, so entfällt die Minde-
rung nach Satz 1 nur, wenn der Berechtigte die Erklä-
rung vor Bekanntgabe der für die Minderung maß-
geblichen Steuerfestsetzung abgegeben hatte und vor 
Ablauf des sechsten Monats nach dem Monat, in dem 
diese Steuerfestsetzung bekanntgegeben worden ist, 
die Zahlung höheren Kindergeldes verlangt hat. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nicht für Jahre, für die bei dem 
Berechtigten oder einer anderen Person für das Kind 
nach § 32 Abs. 8 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes 
in der Fassung des Artikels 1 Nr. 11 des Steuerände-
rungsgesetzes 1991 vom ... 1991 (BGBl. I S. ...) ein 
Kinderfreibetrag von 2 432 Deutsche Mark oder 1 832 
Deutsche Mark abgezogen werden kann. " 

Artikel 14 

Änderung 
des Straßenbenutzungsgebührengesetzes 

Das Straßenbenutzungsgebührengesetz vom 30. 
April 1990 (BGBl. I S. 826), geändert durch Gesetz vom 
6. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2597), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

2. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: „Die Kraftfahr-
zeugsteuerausfälle sind die Differenz der 
Kraftfahrzeugsteuerbeträge, die sich auf 
Grund der Anwendung dieses Gesetzes 
im Vergleich zur Anwendung des bis zum 

30. Juni 1990 geltenden Rechts ergeben 
oder für das in Artikel 3 des Einigungsver-
trages genannte Gebiet ergeben hätten." 

bb) Satz 4 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte ,,, 1 056 
Millionen DM im Jahre 1991, 1 119 Millionen 
DM im Jahre 1992 und 1 187 Millionen DM im 
Jahre 1993" gestrichen. 

c) Nach Absatz 3 wird folgender neuer Absatz 4 
eingefügt: 

„(4) Die Länder erhalten vom Bund unter Be-
rücksichtigung des Gebührenaufkommens mo-
natliche Zahlungen, die der Bundesminister der 
Finanzen nach einem Länderanteil im Sinne des 
Absatzes 1 von 1 320 Millionen DM im Jahre 
1991, 1 399 Millionen DM im Jahre 1992 und 
1 484 Millionen DM im Jahre 1993 zu bemessen 
hat. Der Länderanteil an der Gebühr wird nach 
folgenden Vomhundertsätzen unter den Län-
dern aufgeteilt: 

Baden-Württemberg 	12,9 vom Hundert, 

Freistaat Bayern 	15,3 vom Hundert, 

Berlin 	 3,8 vom Hundert, 

Brandenburg 	 3,2 vom Hundert, 

Freie Hansestadt Bremen 1,0 vom Hundert, 

Freie und Hansestadt 
Hamburg 	 1,7 vom Hundert, 

Hessen 	 6,0 vom Hundert, 

Mecklenburg-Vorpommern 2,4 vom Hundert, 

Niedersachsen 	9,8 vom Hundert, 

Nordrhein-Westfalen 	21,4 vom Hundert, 

Rheinland-Pfalz 	5,5 vom Hundert, 

Saarland 	 1,2 vom Hundert, 

Freistaat Sachsen 	6,0 vom Hundert, 

Sachsen-Anhalt 	3,6 vom Hundert, 

Schleswig-Holstein 	3,0 vom Hundert, 

Thüringen 	 3,2 vom Hundert." 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

e) In dem neuen Absatz 5 Satz 2 werden nach den 
Worten „Absatz 3" die Worte „und 4" einge-
fügt. 

3. § 17 wird gestrichen. 

Artikel 15 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zur Abgabenordnung 

Artikel 97 a § 1 des Einführungsgesetzes zur Abga-
benordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341, 
1977 I S. 667), der durch Anlage I Kapitel IV Sachge-
biet B Abschnitt II Nr. 7 des Einigungsvertrages vom 
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31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Ge-
setzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 
968) eingefügt worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

2. Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Würde durch einen Wechsel der örtlichen 
Zuständigkeit eine Finanzbehörde in dem in Arti-
kel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet für 
die gesonderte Feststellung nach § 180 Abs. 1 Nr. 1 
der Abgabenordnung, für die gesonderte Feststel-
lung nach der Anteilsbewertungsverordnung vom 
19. Januar 1977 (BGBl. I S. 171) oder für die Be-
steuerung nach dem Vermögen zuständig, bleibt 
abweichend von § 26 Satz 1 der Abgabenordnung 
die nach den bisherigen Verhältnissen zuständige 
Finanzbehörde insoweit zuständig. Dies gilt auch 
für das Rechtsbehelfsverfahren." 

Artikel 16 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 

§ 49 Abs. 1 des Körperschaftsteuergesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom ... 1991 (BGBl. I 
S. ...) wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Auf die Durchführung der Besteuerung ein-
schließlich der Anrechnung, Entrichtung und Vergü-
tung der Körperschaftsteuer sowie die Festsetzung 
und Erhebung von Steuern, die nach der veranlagten 
Körperschaftsteuer vor Anwendung der Vorschriften 
des Vierten Teils bemessen werden (Zuschlagsteu-
ern), sind die Vorschriften des Einkommensteuerge-
setzes entsprechend anzuwenden, soweit dieses Ge-
setz nichts anderes bestimmt." 

Artikel 17 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Februar 1979 (BGBl. I 
S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 19. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2906), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 3 f Abs. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„ (6) Für vor dem 1. Januar 1990 erstmals zuge-
lassene Personenkraftwagen, die in dem in Arti-
kel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet 
zugelassen und mit einem Katalysator mit lambda-
geregelter Gemischaufbereitung ausgestattet sind, 
sind auf Antrag die Absätze 1 bis 5 entsprechend 
anzuwenden. Für die Berechnung des Endes der 
Steuerbefreiung ist dabei von dem Beginn auszu-
gehen, der sich bei Anwendung der Vorschriften 
dieses Gesetzes in dem genannten Gebiet vor dem 
1. Januar 1991 ergeben hätte." 

2. § 9 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„2. Personenkraftwagen mit Hubkolbenmotoren 
für je 100 Kubikzentimeter Hubraum oder ei-
nen Teil davon, wenn sie 

durch Fremd- durch Selbst-
zündungs- 	zündungs-

motoren an- motoren ange

-

getrieben 	trieben wer

-

werden und den 

a) schadstoffarm 	oder 
bedingt schadstoff arm 
Stufe C oder nach § 3 f 
oder § 3 g begünstigt 
sind 	  13,20 DM 29,60 DM 

b) bedingt schadstoffarm 
Stufe A oder B sind, 
so weit sie vor dem 
1. Oktober 1986 erst-
malig zum Verkehr zu-
gelassen und vor dem 
1. Januar 1988 als 
bedingt schadstoffarm 
anerkannt werden, ab 
dem Tag der Anerken-
nung, frühestens ab 
1. Juli 1985, im Falle 
der Stufe B bis zum 
Ablauf der folgenden 
3 Jahre 	 13,20 DM 29,60 DM 

c) nicht die Vorausset-
zungen für die Anwen-
dung des Steuersatzes 
nach Buchstabe a oder 
b erfüllen, 

aa) bei erstmaliger Zu-
lassung vor dem 
1. Januar 1986   18,80 DM 35,20 DM 

bb) bei 	erstmaliger 
Zulassung nach 
dem 31. Dezember 
1985   21,60 DM 38,00 DM." 

3. § 10 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 5 wird wie folgt gefaßt: 

„5. mehr als 16 000 Kilogramm, aber nicht mehr 
als 18 000 Kilogramm beträgt, 
4 737,50 Deutsche Mark.". 

b) Folgende Nummer 6 wird angefügt: 

„6. mehr als 18 000 Kilogramm beträgt, 
5 957,50 Deutsche Mark." 

4. Dem § 11 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Bruchteile eines Pfennigs bleiben bei der Berech-
nung der im Marken- oder Abrechnungsverfahren 
zu entrichtenden Jahressteuer unberücksichtigt." 

5. Dem § 12a Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Vertrieb der Steuermarken kann durch Ver-
waltungsvereinbarung auf die Deutsche Bundes-
post - POSTDIENST - übertragen werden." 

6. § 15 Abs. 1 Nr. 10 wird wie folgt gefaßt: 

„10. die Wiedereinführung der §§ 9 a und 10 Abs. 6 
in der bis zum 28. Februar 1991 geltenden 
Fassung des Artikels 2 Nr. 1 und 2 des Geset-
zes vom 30. Ap ril 1990 (BGBl. I S. 826) ab dem 
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Tag, von dem ab die Gebühr nach § 1 des 
Straßenbenutzungsgebührengesetzes erho-
ben wird. " 

Artikel 18 

Änderung des Feuerschutzsteuergesetzes 

In § 4 Abs. 2 des Feuerschutzsteuergesetzes vom 21. 
Dezember 1979 (BGBl. I S. 2353), das zuletzt durch 
Anlage I Kapitel IV Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 34 
des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in Ver-
bindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Septem-
ber 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 988) geändert worden 
ist, wird die Zahl „11,215" durch die Zahl „10,909" 
und die Zahl „4,673" durch die Zahl „4,545" er-
setzt. 

Artikel 19 

Änderung der 
Versicherungsteuer-Durchführungsverordnung 

§ 4 der Versicherungsteuer-Durchführungsverord-
nung in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 611-15-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2262) geändert worden 
ist, wird wie folgt gefaßt: 

„§ 4 
Steuerberechnung bei Einrechnung der Steuer 

in das Versicherungsentgelt 

Berechnet der Versicherer die Steuer nach § 5 
Abs. 2 des Gesetzes von dem Gesamtbetrag der Ver-
sicherungsentgelte einschließlich der Steuer, sind von 
diesem Gesamtbetrag statt 10 vom Hundert 9,091 vom 

Hundert, statt 7 vom Hundert 6,542 vom Hundert und 
statt 2 vom Hundert 1,961 vom Hundert zu erhe-
ben. " 

Artikel 20 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

§ 4 der Versicherungsteuer-Durchführungsverord-
nung in der Fassung des Artikels 19 des Steuerände-
rungsgesetzes 1991 vom ... 1991 (BGBl. I S. ...) kann 
auf Grund des § 11 des Versicherungsteuergesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum-
mer 611-15, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Anlage I Kapitel IV Sachgebiet B 
Abschnitt II Nr. 33 des Einigungsvertrages vom 
31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Ge-
setzes vom 23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 
988), durch Rechtsverordnung wieder geändert wer-
den. 

Artikel 21 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 
am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Die Artikel 6, 9, 10, 14, 15 und 17 Nr. 1 und 5 
treten mit Wirkung vom 1. Januar 1991 in Kraft; 
gleichzeitig tritt die Investitionszulagenverordnung 
vom 4. Juli 1990 (GBl. I Nr. 41 S. 621), zuletzt geändert 
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 13. Dezember 1990 
(BGBl. I S. 2775), außer Kraft. Artikel 17 Nr. 3 tritt mit 
Wirkung vom 1. März 1991 in Kraft. Artikel 3 Nr. 1 bis 
8 und Nr. 10 bis 14, Artikel 17 Nr. 2, Artikel 18 und 19 
treten am 1. Juli 1991 in Kraft. Artikel 3 Nr. 9 und 15 
treten am 1. Januar 1992 in Kraft. 

Bonn, den 11. März 1991 

Dr. Alfred Dregger, Dr. Wolfgang Bötsch und Fraktion 

Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Begründung 

I. Allgemeiner Teil 

1. Einleitung 

Vor dem Hintergrund der Herstellung der Einheit 
Deutschlands sind attraktive Investitionsbedingun-
gen in Deutschland von besonderer Bedeutung. Zu 
den vorrangigen Aufgaben der Steuerpolitik gehört es 
daher, die Standortbedingungen der deutschen Wirt-
schaft im künftigen europäischen Binnenmarkt und 
damit die Arbeitsplätze der Zukunft zu sichern. Ange-
sichts der angespannten Haushaltslage werden die 
notwendigen steuerpolitischen Maßnahmen in Stufen 
verwirklicht. 

Zunächst geht es um eine rasche Verbesserung der 
steuerlichen Bedingungen, die geeignet sind, private 
Investitionen und damit Arbeitsplätze im Beitrittsge-
biet anzuregen und zu sichern. Die veränderte Situa-
tion im vereinigten Deutschland erfordert hierzu auch 
eine Anpassung der steuerlichen Maßnahmen zur In-
vestitions- und Wirtschaftsförderung im bisherigen 
Bundesgebiet. 

Zum Ausgleich der besonderen Belastungen der Fern-
pendler durch die vorgesehene Erhöhung der Mine-
ralölsteuer wird die Kilometerpauschale um 15 Pf auf 
65 Pf angehoben. 

Zur Anregung der p rivaten Wohneigentumsbildung 
werden der Begünstigungsrahmen für die steuerliche 
Förderung erweitert und das Baukindergeld angeho-
ben. Dies trägt auch zur Entspannung der Lage auf 
dem Mietwohnungsmarkt bei. Zur Verbesserung der 
Liquiditätslage beim Investor werden negative Ein-
künfte aus Vermietung und Verpachtung bei Inan-
spruchnahme bestimmter Abschreibungsvergünsti-
gungen oder vergleichbarer Abzugsbeträge bei Ei-
gennutzung als Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte 
eingetragen. Die erhöhten Absetzungen nach den 
§§ 14 c oder 14 d BerlinFG werden auch bei der Fest-
setzung von Vorauszahlungen berücksichtigt. 

Nach den Entscheidungen des Bundesverfassungsge-
richts zum Familienlastenausgleich vom 29. Mai 1990 
— 1 BvL 20/84, 26/84, 4/86 (BStBl II S. 653) — und 
12. Juni 1990 — 1 BvL 72/86 (BStBl II S. 664) — ist ein 
Betrag in Höhe des Existenzminimums für Kinder von 
der Besteuerung freizustellen. Für die verfassungs-
rechtlich gebotene Korrektur des Familienlastenaus-
gleichs sollen in den Jahren 1983 bis 1985 entspre-
chende Anpassungen der Kinderfreibeträge in den 
noch offenen Steuerfällen und — sofern nicht ein aus-
reichender Kinderfreibetrag gewährt wird — der 
Wegfall der Minderung des Kindergelds für das 
zweite Kind in Fällen, die wegen dieser Minderung 
noch offen sind, erfolgen. 

Die zum 1. Juli 1991 eintretende Mineralölsteuererhö

-

hung wirkt sich auf den Kraftstoff für Dieselmotoren in 
geringerem Maße als bei Kraftstoff für Fremdzün

-

dungsmotoren aus. Ohne Ausgleichsmaßnahme 
würde sich ein Steuervorteil für die Halter von Perso-
nenkraftwagen mit Dieselmotor ergeben. Um die zu-
sätzlichen Belastungen möglichst gleichmäßig zu ver-
teilen, wird die geringere Belastung mit Mineralöl-
steuer durch einen höheren Kraftfahrzeugsteuersatz 
für Personenkraftwagen mit Dieselmotor ausgegli-
chen. 

2. Förderung von Investitionen und Arbeitsplätzen 
im Beitrittsgebiet 

Die in dem Gesetzentwurf vorgeschlagenen Maßnah-
men dienen dazu, ein Fördergefälle zugunsten des 
Beitrittsgebiets zu schaffen. 

Zur Unterstützung des wirtschaftlichen Aufholprozes-
ses wird bereits heute für die Anschaffung und Her-
stellung von neuen, abnutzbaren beweglichen Wirt-
schaftsgütern im Beitrittsgebiet bis zum 31. Dezember 
1994 eine Investitionszulage in Höhe von 12 v. H. (ab 
1. Juli 1991: 8 v. H.) gewährt. Gefördert werden Inve-
stitionen, die vor dem 1. Juli 1992 begonnen wer-
den. 

Darüber hinaus wird die wirtschaftliche Entwicklung 
im Beitrittsgebiet durch dessen Einbeziehung in die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" und durch die Gewährung 
von Kredithilfen unterstützt. 

Zur Erleichterung und zur Beschleunigung des wirt-
schaftlichen Anpassungsprozesses sollen die steuerli-
chen Fördermaßnahmen für p rivate Investitionen und 
für die Schaffung von Arbeitsplätzen verstärkt werden 
durch 

— befristete Sonderabschreibungen für Betriebsge-
bäude und Ausrüstungsinvestitionen, 

die Gewährung der Investitionszulage neben den 
neuen Sonderabschreibungen sowie durch die 
Ausweitung der Investitionsfrist für die 12 %ige 
Zulage und der Frist für den Investitionsbeginn bei 
der 8 %igen Zulage um jeweils 6 Monate, 

den Verzicht auf die Erhebung der Gewerbekapi-
talsteuer und der Vermögensteuer sowie 

die Einführung eines Staffeltarifs für mittelständi-
sche Personenunternehmen bei der Gewerbeer-
tragsteuer. 

Mit dem Verzicht auf die Erhebung der Gewerbeka-
pitalsteuer und der Vermögensteuer im Beitrittsgebiet 
wird ein erster Schritt zur Verringerung der ertrags-
unabhängigen Besteuerung der Unternehmen im ge-
samten Bundesgebiet getan. Dieser dient zugleich der 
Erleichterung der Arbeit der im Aufbau befindlichen 
Finanzverwaltung im Beitrittsgebiet. 
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Durch die Staffelung der Gewerbesteuermeßzahl 
nach der Höhe des Gewerbeertrags treten gegenüber 
dem geltenden Recht — bei einem angenommenen 
Hebesatz von 360 v. H. — folgende Entlastungen 
ein: 

Gewerbe

-

ertrag 

DM 

Gewerbesteuer 

bisher 
DM 

Staffeltarif 
DM 

Entlastung 

DM 

in 

v. H. 

36 000 0 0 — — 

48 000 2 160 432 1 728 80 

60 000 4 320 1 296 3 024 70 

72 000 6 480 2 592 3 888 60 

84 000 8 640 4 320 4 320 50 

96 000 10 800 6 480 4 320 40 

100 000 11 520 7 200 4 320 37,5 

200 000 29 520 25 200 4 320 14,6 

Den Gemeinden im Beitrittsgebiet werden die Min-
dereinnahmen aus den Gewerbesteuerrechtsände-
rungen durch die Abschaffung der Gewerbesteuer-
umlage ausgeglichen. 

Darüber hinaus wird für Lohn- und Einkommensteu-
erpflichtige im Beitrittsgebiet ein befristeter Tariffrei-
betrag eingeführt. 

Der Ausrichtung der Investitionsförderung auf das 
Beitrittsgebiet dient auch der Abbau der Berlin- und 
Zonenrandförderung bis 1994. 

a) Einführung befristeter Sonderabschreibungen 

Betriebliche Investitionen im Beitrittsgebiet werden 
derzeit steuerlich nur durch die Gewährung von Inve-
stitionszulagen gefördert. Als flankierende Maß-
nahme zu dieser Förderung ist eine zusätzliche Inve-
stitionsförderung erforderlich geworden. Diesem Ziel 
dienen Sonderabschreibungen, die für bet riebliche 
Investitionen in der Zeit vom 1. Januar 1991 bis zum 
31. Dezember 1994 wirksam werden sollen. Dies sieht 
der in Artikel 5 dieses Gesetzentwurfs enthaltene Ent-
wurf eines Gesetzes über Sonderabschreibungen im 
Fördergebiet vor. Ausgestaltung und Ausmaß dieser 
neuen Abschreibungsvergünstigung lehnen sich 
weitgehend an die Sonderabschreibungen nach § 3 
des Zonenrandförderungsgesetzes an, die ebenfalls 
bis zum 31. Dezember 1994 bef ristet werden sollen 
(vgl. Artikel 4). In die neue Förderung sollen betrieb-
liche Investitionen im Gebiet von Berlin (West) einbe-
zogen werden. 

b) Verbesserung der Investitionszulage 

Die vom Ministerrat der Deutschen Demokratischen 
Republik beschlossene Investitionszulagenverord-
nung vom 4. Juli 1990 (GBl. I Nr. 41 S. 621) sieht für 
Investitionen, die nach dem 30. Juni 1990 abgeschlos-
sen werden, die Gewährung einer Investitionszulage 
vor. Die Verordnung ist durch den Einigungsvertrag 
Bundesrecht geworden. 

Als zusätzliche Anreize für eine verstärkte Investi-
tionstätigkeit und zur Förderung längerfristiger Inve-
stitionen soll die Investitionszulage neben den neuen 
Sonderabschreibungen zulässig sein sowie die Inve-
stitionsfrist für die 12 %ige Investitionszulage und die 
Frist für den Investitionsbeginn bei der 8 %igen Inve-
stitionszulage um jeweils 6 Monate hinausgeschoben 
werden. 

Zur Harmonisierung der steuerlichen Förderung von 
Investitionen im Beitrittsgebiet und im Gebiet von 
Berlin (West) sollen die Investitionszulagen-Förde-
rung nach § 19 BerlinFG ab 1. Juli 1991 abgebaut (vgl. 
Artikel 3) und zugleich die verbesserte Förderung 
durch Investitionszulagen im Beitrittsgebiet auf das 
Gebiet von Berlin (West) ausgedehnt werden. 

Aus Gründen der Rechtsklarheit sollen die Änderun-
gen im Wege einer konstitutiven Neufassung eines 
Investitionszulagengesetzes vorgenommen werden. 

c) Befristete Einführung eines Tariffreibetrags 

Der erforderliche strukturelle Anpassungsprozeß im 
Beitrittsgebiet erfordert neben privaten Investitionen 
und Arbeitsplätzen auch, daß die dort wohnenden 
Menschen weiterhin bereit sind, ihre Lebensinteres-
sen in ihrer Heimat zu verwirklichen und den ange-
stammten Wohnsitz nicht zugunsten eines Wohnsitzes 
in den alten Bundesländern aufzugeben. Zum teilwei-
sen Ausgleich von Nachteilen, die dabei noch für eine 
Übergangszeit in Kauf genommen werden müssen, 
wird ein befristeter Tariffreibetrag eingeführt, der als 
Grundvoraussetzung an den Wohnsitz im Beitrittsge-
biet anknüpft. Ein Wohnsitz im Beitrittsgebiet ist nicht 
erforderlich, wenn Arbeitnehmer dort in einem ge-
genwärtigen Dienstverhältnis tätig sind. Damit wird 
der Tariffreibetrag auch solchen Arbeitnehmern eröff-
net, die als qualifizierte Fachkräfte vorübergehend 
zum Anpassungsprozeß beitragen, ohne ihren Wohn-
sitz in den alten Bundesländern aufzugeben. 

Der Tariffreibetrag soll zeitlich befristet sein bis zum 
Inkrafttreten der zweiten Stufe der geplanten weite-
ren steuerlichen Entlastungsmaßnahmen. 

d) Verzicht auf die Erhebung der 
Gewerbekapitalsteuer und der Vermögensteuer 
im Beitrittsgebiet ab 1. Januar 1991 

Mit dem Verzicht auf die Erhebung der Gewerbeka-
pitalsteuer und der Vermögensteuer im Beitrittsgebiet 
wird vorrangig eine Förderung von Investitionen und 
die Schaffung von Arbeitsplätzen angestrebt. Diesem 
Ziel dient die Befreiung im Beitrittsgebiet belegenen 
Vermögens von der Vermögensteuer und dort unter-
haltener Betriebsstätten von der Gewerbekapital-
steuer ohne Rücksicht darauf, wem das Vermögen 
oder die Betriebsstätte gehört. Gleichzeitig soll aber 
auch eine erhebliche Verwaltungsvereinfachung er-
reicht werden. Die in den neuen Bundesländern noch 
im Aufbau befindliche Finanzverwaltung soll sich 
nicht mehr mit Fragen der Gewerbekapital- und Ver-
mögensbesteuerung beschäftigen müssen; deshalb 
wird bei im Beitrittsgebiet ansässigen Personen auch 
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auf die Besteuerung des im übrigen Bundesgebiet und 
im Ausland belegenen Vermögens bzw. der dort un-
terhaltenen Bet riebsstätten verzichtet. Darüber hin-
aus braucht die Finanzverwaltung im Beitrittsgebiet 
weder eine Einheitsbewertung des Betriebsvermö-
gens noch eine Feststellung von Werten für nichtno-
tierte Anteile an Kapitalgesellschaften und auch keine 
gesonderte Feststellung des Vermögens von Gemein-
schaften vorzunehmen. 

3. Erhöhung der Kilometerpauschbeträge 

Die Kilometerpauschbeträge bei Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte sollen für 1991 auf 
0,58 DM für einen Kraftwagen und 0,26 DM für ein 
Motorrad oder einen Motorroller und ab 1992 auf 
0,65 DM bzw. 0,30 DM angehoben werden. 

4. Verbesserung der Wohnungsbauförderung 

Die Steuerbegünstigung für das zu eigenen Wohn-
zwecken genutzte Wohneigentum nach § 10 e EStG 
soll durch die Anhebung des höchstens zulässigen 
Abzugsbetrages von 15 000 DM auf 16 500 DM jähr-
lich verbessert werden. Das entspricht einer Anhe-
bung der Höchstbemessungsgrundlage aus Herstel-
lungs- oder Anschaffungskosten von 300 000 DM auf 
330 000 DM. Diese Verbesserung soll einen stärkeren 
Anreiz für den Erwerb eigengenutzten Wohneigen-
tums bieten. 

Darüber hinaus wird für Steuerpflichtige, die wegen 
der Objektbeschränkung nach § 10 e Abs. 4 EStG die 
Steuerbegünstigung für das zu eigenen Wohnzwek-
ken genutzte Wohneigentum nicht mehr in Anspruch 
nehmen können, die Möglichkeit eröffnet, Abzugs-
beträge für ein weiteres Objekt geltend zu machen, 
wenn es im Beitrittsgebiet liegt und im Zusammen-
hang mit der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit in die-
sem Gebiet hergestellt oder erworben wird. Mit dieser 
Bestimmung soll ein Hemmnis für die Übersiedlung 
von Fachkräften ins Beitrittsgebiet beseitigt werden. 

Die Zusatzförderung des eigengenutzten Wohneigen-
tums für Familien mit Kindern nach § 34 f EStG soll 
durch die Anhebung der Steuerermäßigung für jedes 
Kind von 750 DM auf 1 000 DM verbessert werden. 

Die Neuregelungen sollen ab 1. Januar 1991 wirksam 
werden. 

Weiter sollen negative Einkünfte aus Vermietung und 
Verpachtung bei Inanspruchnahme von erhöhten Ab-
setzungen nach den §§ 14 c oder 14 d BerlinFG auch 
im Jahr der Anschaffung oder Fertigstellung des Ge-
bäudes bei der Festsetzung von Vorauszahlungen be-
rücksichtigt werden können, wenn die Voraussetzun-
gen für die Inanspruchnahme der erhöhten Absetzun-
gen nach dem 31. Dezember 1990 eingetreten sind. 

Die durch das Wohnungsbauförderungsgesetz gere-
gelten Abschreibungsvergünstigungen sollen, wenn 
sie voraussichtlich zu negativen Einkünften aus Ver-
mietung und Verpachtung führen, durch Eintragung 
eines Freibetrags auf der Lohnsteuerkarte zu einer 
Verringerung der Steuerbelastung im Lohnsteuerab

-
zugsverfahren und somit zu einer Verbesserung der 
Liquiditätslage beim Investor führen. Die Eintra-
gungsmöglichkeit soll auch auf Verluste aus Vermie-
tung und Verpachtung erweitert werden, die sich auf 
Grund der degressiven Absetzungen für Abnutzung 
nach § '7 Abs. 5 EStG ergeben. Aus Gründen der 
Gleichbehandlung soll der den erhöhten Absetzun-
gen entsprechende Sonderausgabenabzug ebenfalls 
zur Eintragung eines Freibetrags auf der Lohnsteuer-
karte berechtigen. Die erweiterten Eintragungsmög-
lichkeiten sollen nur für die Fälle in Betracht kommen, 
in denen die Voraussetzungen für die Inanspruch-
nahme der Absetzungen oder den Sonderausgaben-
abzug nach dem 31. Dezember 1990 eingetreten sind. 

5. Berücksichtigung von Schulgeldzahlungen im 
Vorauszahlungs- und Lohnsteuer-
Ermälligungsverfahren 

Der mit dem Kultur- und Stiftungsförderungsgesetz 
eingeführte Sonderausgabenabzug von bestimmten 
Schulgeldzahlungen soll ab 1991 auch im Vorauszah-
lungs- und Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren be-
rücksichtigt werden. 

6. Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsförderung 

Das Beitrittsgebiet liegt in der wirtschaftlichen Ent-
wicklung deutlich hinter dem übrigen Bundesgebiet 
zurück. Der Bund kann seinem Verfassungsauftrag, 
einheitliche Lebensbedingungen in allen Teilen des 
Bundesgebiets zu schaffen, nur bei einer Neuorientie-
rung der regionalpolitischen Prioritäten nachkommen. 

Aufgabe der regionalen Wirtschaftsförderung muß es 
in den nächsten Jahren sein, den wirtschaftlichen Auf-
holprozeß im Beitrittsgebiet nachhaltig zu unterstüt-
zen. Um die bestehenden Standortnachteile für ar-
beitsplatzschaffende Investitionen im Beitrittsgebiet 
soweit wie möglich auszugleichen, ist es erforderlich, 
ihm im Rahmen der finanzpolitischen Möglichkeiten 
einen spürbaren Fördervorsprung einzuräumen. 

Ein erster Schritt in diese Richtung wurde bereits mit 
der Einbeziehung des Beitrittsgebiets in die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur" vollzogen. 

Darüber hinaus ist der Abbau der Berlin- und der 
Zonenrandförderung unumgänglich. Er wird auch 
von der EG-Kommission als Voraussetzung für die 
weitere Genehmigung der regionalpolitischen Maß-
nahmen zugunsten des Beitrittsgebiets gefordert. 

7. Stufenweiser Abbau der Berlin- und 
Zonenrandförderung 

a) Die Berlinförderung nach dem Berlinförderungs-
gesetz hat ihre Aufgabe nach der Herstellung der 
Einheit Deutschlands erfüllt. Das in dem Gesetz-
entwurf enthaltene Abbaukonzept geht von einer 
Beendigung der Berlinförderung bis Ende 1994 
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aus. Ziel ist es, den Fördervorsprung von Berlin 
(West) gegenüber dem Ostteil der Stadt und den 
neuen Bundesländern unter Vermeidung sozialer 
Härten und struktureller Brüche in der Wirtschaft 
der Stadt abzubauen. 

Bereits zum 1. Juli 1991 wird auf jene Fördermaß-
nahmen verzichtet, die schon heute ihre struktur-
politische Bedeutung verloren haben, den Ent-
wicklungsprozeß im Beitrittsgebiet stören oder un-
ter den neuen Bedingungen auch in Berlin (West) 
zu strukturellen Fehlentwicklungen beitragen 
können. Dazu gehören insbesondere die sog. Ab-
nehmerpräferenz nach § 2 BerlinFG, die Vergün-
stigung bei der Abzinsung von Pensionsrückstel-
lungen nach § 13 a BerlinFG und die Steuerermä-
ßigung für Darlehen nach § 16 BerlinFG. Die Be-
günstigung von Wohnungsbaumaßnahmen nach 
§§ 14 a, 14 b und 15 b BerlinFG, die erhöhten 
Absetzungen für bet riebliche Investitionen nach 
§ 14 BerlinFG und die Investitionszulage nach § 19 
BerlinFG sollen bei Investitionen entfallen, mit de-
nen der Steuerpflichtige nach dem 30. Juni 1991 
beginnt. 

Der Kürzungsanspruch für Westberliner Unterneh-
mer mit geringen Umsätzen (§ 13 BerlinFG) und 
die Steuerermäßigung für Darlehen nach § 17 
BerlinFG sollen zum 1. Januar 1992 entfallen. 

Um eine differenzierte steuerliche Behandlung von 
Berlin (West) einerseits und des Beitrittsgebiets an-
dererseits zu vermeiden, wird Berlin (West) in die 
Förderung betrieblicher Investitionen im Beitritts-
gebiet einbezogen. 

In Schritten werden ab 1. Juli 1991 bis Ende 1993 
die sog. Herstellerpräferenz nach §§ 1 und 1 a 
BerlinFG sowie die Arbeitnehmerzulage nach 
§§ 28 und 29 BerlinFG ab 1. Juli 1991 bis Ende 1994 
abgebaut. Ebenfalls in Schritten werden die Tarif-
präferenzen nach §§ 21 bis 27 BerlinFG ab 1991 bis 
zu ihrem Wegfall Ende 1994 reduziert. 

Mit dem schrittweisen Abbau dieser Vergünstigun-
gen wird den bisherigen Empfängern ausreichend 
Zeit zur Anpassung eingeräumt. Zugleich wird den 
sozialen Aspekten, insbesondere beim Abbau der 
Arbeitnehmerzulage, Rechnung getragen. 

b) Die Zonenrandförderung hat ihre Aufgabe nach 
dem Wegfall der innerdeutschen Grenze bzw. der 
Öffnung der Grenze zur CSFR erfüllt. Einige För-
dermaßnahmen konnten bereits zum 1. Januar 
1991 entfallen. Die noch bestehenden Fördermaß-
nahmen werden spätestens bis Ende 1994 auslau-
fen. Dabei soll insgesamt in Stufen vorgegangen 
werden, um den bisherigen Empfängern der Ver-
günstigungen Zeit zur Anpassung an die neue Si-
tuation zu geben. Auch der Abbau der Zonenrand-
förderung dient der Schaffung eines spürbaren 
Fördervorsprungs im Beitrittsgebiet. 

Bei der Neuabgrenzung der Fördergebiete der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur" zum 1. Januar 1991 wird 
das Zonenrandgebiet nicht mehr als gesondertes 
Fördergebiet der Gemeinschaftsaufgabe berück-
sichtigt. In jenen Teilen des Zonenrandgebiets, die 

auch zukünftig zum Fördergebiet der Gemein-
schaftsaufgabe gehören, werden die Höchstförder-
sätze an diejenigen in den anderen Fördergebieten 
angepaßt. Im Rahmen der üblichen Übergangsre-
gelung können in den aus der Gemeinschaftsauf-
gabe ausscheidenden Gebieten bis Ende 1994 
noch Investitionsvorhaben gefördert werden, für 
die Förderanträge vor dem 1. Juli 1991 gestellt wor-
den sind. 

Auch die Sonderabschreibungen und Rücklagen 
für betriebliche Investitionen im Zonenrandgebiet 
stehen der Schaffung eines spürbaren Fördervor-
sprungs für das Beitrittsgebiet entgegen. Im Hin-
blick auf die auch nach dem Wegfall der Grenzen 
noch bestehenden strukturellen Probleme und den 
Zusammenhang mit der Investitionsförderung für 
Berlin (West) sollen die Sonderabschreibungen 
und Rücklagen noch bis Ende 1994 beansprucht 
werden können, jedoch ab 1992 begrenzt auf jähr-
lich jeweils höchstens 20 Millionen DM. 

8. Verfassungsrechtlich gebotene Korrektur 
des Familienlastenausgleichs für die Jahre 
1983 bis 1985 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Be-
schlüssen vom 29. Mai und 12. Juni 1990 (BStBl II 
S. 653 bzw. 664) die in den Jahren 1983 bis 1985 beste-
hende Regelung des Familienlastenausgleichs inso-
weit für verfassungswidrig erklärt, als die Steuerfrei-
heit des für das Existenzminimum eines Kindes erfor-
derlichen Einkommensbetrags nicht in vollem Um-
fang sichergestellt war und durch das Kindergeld kein 
ausreichender Ausgleich gewährt wurde. Auf Grund 
dieser Entscheidungen ist der Gesetzgeber verpflich-
tet, in den nicht bestandskräftigen Fällen die Benach-
teiligung der betroffenen Steuerpflichtigen zu behe-
ben; gemäß § 79 Abs. 2 Satz 1 Bundesverfassungsge-
richtsgesetz (BVerfGG) bleiben nicht mehr anfecht-
bare Entscheidungen, die auf einer vom BVerfG bean-
standeten Norm beruhen, vorbehaltlich einer beson-
deren gesetzlichen Regelung unberührt. 

Die Frage einer Berichtigung auch der bestandskräf-
tigen Fälle ist eingehend geprüft worden. Dabei hat 
sich ergeben, daß den BVerfG-Beschlüssen nur in 
dem nach dem Grundsatz des § 79 Abs. 2 Satz 1 
BVerfGG vorgegebenen Umfang Rechnung getragen 
werden sollte. Rechtssicherheit und Rechtsfrieden sol-
len Vorrang vor einer größtmöglichen Gerechtigkeit 
im Einzelfall behalten. Jede andere, nicht auf die Zu-
kunft gerichtete Regelung würde den Familien mit 
ihren berechtigten Entlastungserwartungen, vor al-
lem den Familien im Beitrittsgebiet, nicht gerecht. 

Das BVerfG stellt es dem Gesetzgeber frei, die kind

-

bedingte Minderung der steuerlichen Leistungsfähig-
keit entweder im Steuerrecht zu berücksichtigen oder 
ihr statt dessen im Sozialrecht durch die Gewährung 
eines dafür ausreichenden Kindergeldes Rechnung zu 
tragen oder eine anderweitige Ausgleichsregelung 
vorzunehmen. In dem Gesetzentwurf wird einer Be-
richtigung durch entsprechende Anhebung des Kin-
derfreibetrags für die noch offenen Steuerfälle der 
Vorzug vor anderen Lösungen gegeben, weil die Be- 
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Finanzielle Auswirkungen des Gesetzentwurfs zur 
Arbeitsplätzen im Beitrittsgebiet sowie zur 

(Steueränderungsgesetz 1991 

Lfd. Maßnahme Steuer-  

Steuermehreinnahmen (+) / 

Entstehungsjahr 1 ) 

insge

-

samt 

davon: 

Bund der 3)  
Ge

-

mein

-

den 

1 2 3 4 5 6 7 

1 

Artikel 1 

Einkommensteuergesetz 

§ 9 Abs. 1 Nr. 4 EStG 
Anhebung der Kilometerpauschale von 50 Pf auf 65 Pf, LSt —500 —213 —217 —70 
für Veranlagungszeitraum 1991 von 50 Pf auf 58 Pf ESt —600 —255 —261 —84 

zusammen —1100 —468 —478 —154 

2 § 10e Abs. 1 EStG 
Anhebung der Höchstgrenze für den Abzugsbetrag bei eigengenutz- LSt —40 —17 —17 —6 
tern  Wohneigentum von 15 000 DM auf 16 500 DM 4 ) ESt —60 —26 —26 —8 

zusammen —100 —43 —43 —14 

3 § 10e Abs. 4 Sätze 4 bis 7 EStG 
Möglichkeit der Inanspruchnahme von § 10e EStG für ein weiteres 
Objekt im Beitrittsgebiet auch nach Objektverbrauch, wenn im Bei- LSt —20 —9 —8 —3 
trittsgebiet eine Erwerbstätigkeit aufgenommen wird 4 ) ESt —30 —13 —13 —4 

zusammen —50 —22 —21 —7 

4 § 32 Abs. 8 EStG 
Tariffreibetrag bei der Lohn- und Einkommensteuer von 600/1 200 DM 
für Steuerpflichtige mit Wohnsitz oder Erwerbstätigkeit im Beitrittsge- LSt —680 —289 —296 —95 
biet ESt —120 —51 —52 —17 

zusammen —800 —340 —348 —112 

5 § 34f EStG 
Anhebung des Baukindergeldes von 750 auf 1 000 DM 4 ) LSt —38 —16 —17 —5 

ESt —37 —16 —16 —5 

zusammen —75 —32 —33 —10 

6 § 37 Abs. 3 und § 39a Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 5 EStG 
Berücksichtigung negativer Einkünfte aus Vermietung und Verpach- 
tung im Lohnsteuerermäßigungsverfahren bei Inanspruchnahme er- LSt —85 —36 —37 —12 
höhter Abschreibungen 5) ESt 85 36 37 12 

zusammen 0 0 0 0 

7 § 54 EStG 
Sondervorschrift zum Abzug des Kinderfreibetrages für die Veranla- 
gungszeiträume 1983 bis 1985 ESt —100 —43 —43 —14 

Änderungen Einkommensteuergesetz insgesamt —2225 —948 —966 —311 

Artikel 2 

Gewerbesteuergesetz 

8 § 6 Satz 1 GewStG i. V. m. § 101 Nr. 6 BewG 
Abschaffung der Gewerbekapitalsteuer im Beitrittsgebiet GewKSt —150 —11 —20 —119 

GewESt 15 1 2 12 
ESt 20 9 9 2 
KSt 25 13 12 — 

Saldo —90 12 3 —105 
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Förderung von Investitionen und Schaffung von 
Änderung steuerrechtlicher und anderer Vorschriften 
— StÄndG 1991) 

Steuermindereinnahmen (—) — in Mio. DM — 

Rechnungsjahre  2 ) 

1991 1992 1993 1994 

insge

-

samt 

davon: 

insge

-

samt 

davon: 

insge

-

samt 

davon: 

insge

-

samt 

davon: 

Bund 
Lan

-

der 3) 

Ge

-

mein

-

den 
Bund Län

-

der 3)  

Ge

-

mein

-

den 
Bund Län

-

der 3)  

Ge

-

mein

-

den 
Bund Län

-

der 3) 

Ge

-

mein

-

den 

8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 

-200 -85 -87 -28 -400 -170 -174 -56 -500 -213 -218 -69 -500 -213 -217 -70 
- - - - -600 -255 -261 -84 -600 -255 -261 -84 -600 -255 -261 -84 

-200 -85 -87 -28 -1000 -425 -435 -140 -1100 -468 -479 -153 -1100 -468 -478 -154 

-32 -14 -14 -4 -80 -34 -35 -11 -120 -51 -52 -17 -160 -68 -70 -22 

-48 -20 -21 -7 -120 -51 -52 -17 -180 -77 -78 -25 -240 -102 -104 -34 

-80 -34 -35 -11 -200 -85 -87 -28 -300 -128 -130 -42 -400 -170 -174 -56 

-16 -7 -7 -2 -40 -17 -17 -6 -60 -26 -26 -8 -80 -34 -35 -11 

-24 -10 -11 -3 -60 -26 -26 -8 -90 -38 -39 -13 -120 -51 -52 -17 

-40 -17 -18 -5 -100 -43 -43 -14 -150 -64 -65 -21 -200 -85 -87 -28 

-560 -238 -244 -78 -870 -370 -378 -122 -850 -361 -370 -119 -940 -400 -408 -132 
-100 -43 -43 -14 -130 -55 -57 -18 -150 -64 -65 -21 -160 -68 -70 -22 

-660 -281 -287 -92 -1000 -425 -435 -140 -1000 -425 -435 -140 -1100 -468 -478 -154 

-30 -13 -13 -4 -75 -32 -32 -11 -113 -48 -49 -16 -150 -64 -65 -21 

-30 -13 -13 -4 -75 -32 -32 -11 -112 -48 -49 -15 -150 -64 -65 -21 

-60 -26 -26 -8 -150 -64 -64 -22 -225 -96 -98 -31 -300 -128 -130 -42 

-85 -36 -37 -12 -180 -77 -78 -25 -275 -117 -120 -38 -370 -157 -161 -52 
-15 -6 -7 -2 70 30 30 10 165 70 72 23 260 111 113 36 

-100 -42 -44 -14 -110 -47 -48 -15 -110 -47 -48 -15 -110 -46 -48 -16 

-20 -9 -9 -2 -80 -34 -35 -11 . . . . . . . . 

-1 160 -494 -506 -160 -2 640 -1123 -1 147 -370 -2 885 -1228 -1255 -402 -3 210 -1365 -1395 -450 

-150 -11 -20 -119 -210 -16 -28 -166 -280 -21 -36 -223 -350 -26 -44 -280 
15 1 2 12 20 2 3 15 30 2 4 24 35 3 4 28 
20 9 9 2 30 13 13 4 40 17 17 6 55 23 24 8 

25 13 12 - 35 18 17 - 45 23 22 - 60 30 30 - 

-90 12 3 -105 -125 17 5 -147 -165 21 7 -193 -200 30 14 -244 
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noch Finanzielle Auswirkungen des Gesetzentwurfs zur  

Arbeitsplätzen im Beitrittsgebiet sowie zur  

(Steueränderungsgesetz 1991  

Lfd. 
Maßnahme St euer

-art 

 

Steuermehreinnahmen (+) /  

Entstehungsjahr 1 )  

 

davon:  

insge- 
Ge- samt 

Bund  mein- der) 
den  

1 2 3 4 5 6 7  

9 § 11 Abs. 2 GewStG  
Staffelung der Meßzahl nach dem Gewerbeertrag über den Freibetrag 
von 36000 DM in 5 Schritten von 1 v. H. bis 5 v. H. je zusätzlich 12000 
DM Gewerbeertrag für Einzelunternehmer oder Personengesellschaf- GewSt —100 —7 —13 —80 
ten mit Sitz der Geschäftsleitung im Beitrittsgebiet ESt 30 13 13 4 

Saldo —70 6 0 —76 

10 § 12 Abs. 3 Nr. 2 b GewStG  
Besei tigung 	der 	Doppelbelastung 	mit 	Gewerbekapitalsteuer 	für GewSt 
KGaA ESt 

KSt . . . . 

Änderungen Gewerbesteuergesetz insgesamt —160 18 3 —181  

Artikel 3  

Berlinförderungsgesetz  

11 §§ 1 und 1 a BerlinFG  
Abbau der Herstellerpräferenz ab 1. Juli 1991 6 ) USt 2150 1398 752 — 

12 § 2 BerlinFG  
Wegfall der Abnehmerpräferenz ab 1. Juli 1991 USt 1 275 829 446 — 

13 § 13 BerlinFG  
Wegfall der Kleinunternehmerpräferenz ab 1. Januar 1992 USt 20 13 7 — 

14 § 13a BerlinFG  
Anhebung des Rechnungszinsfußes für Pensionsrückstellungen auf GewSt 15 1 2 12 
das Niveau im Bundesgebiet von 6 v. H. ab 1. Juli 1991; Verteilung des ESt 20 9 9 2 
Auflösungsgewinns und einer bestehenden Rücklage auf 3 Jahre KSt 30 15 15 — 

VSt 5 — 5  — 

zusammen 70 25 31 14 

15 § 14 BerlinFG GewSt 90 6 13 71  
Wegfall der erhöhten Absetzungen für bet riebliche Investitionen ab ESt 130 55 57 18 
1. Juli 1991; danach Regelung wie im Beitrittsgebiet 7 ) KSt 150 75 75 — 

zusammen 370 136 145 89 

16 § 14a BerlinFG  
Wegfall der erhöhten Absetzungen für Mehrfamilienhäuser ab 1. Juli 
1991 mit Übergangsregelung 8) ESt 150 64 65 21 

17 § 14 b BerlinFG  
Wegfall der erhöhten Absetzungen für Modernisierungsmaßnahmen 
bei Mehrfamilienhäusern ab 1. Juli 1991 mit Übergangsregelung 9) ESt 15 6 7 2 

18 § 15 b BerlinFG  
Wegfall des erhöhten Sonderausgabenabzugs bei zu eigenen Wohn

-

zwecken genutzten Wohnungen in Berlin (West) ab 1. Juli 1991 mit 
Übergangsregelung 10) ESt .I1) . . . 

19 § 16 BerlinFG  
Wegfall der Steuerermäßigung für die Hingabe von Industriekrediten ESt 60 26 26 8 
ab 1. Juli 1991 KSt 120 60 60 . 

zusammen 180 86 86 8 

20 § 17 BerlinFG  
Wegfall der Steuerermäßigung für die Hingabe von Wohnungsbau- ESt 230 98 100 32 
krediten ab 1. Januar 1992 KSt 590 295 295 — 

zusammen 820 393 395 32 
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Förderung von Investitionen und Schaffung von 
Änderung steuerrechtlicher und anderer Vorschriften 
— StÄndG 1991) 

Steuermindereinnahmen (—) — in Mio. DM — 

Rechnungsjahre 2) 

1991 1992 1993 1994 

davon: davon: davon: davon: 

insge- 
Ge- 

insge- 
Ge 

insge- 
Ge- 

insge- 
Ge- 

samt 
Bund 

Län- 
der 3) mein- 

samt 
Bund Län

-

der 3) 
mein- 

samt 
Bund Län

-

der 3) 
mein- 

samt 
Bund 

Län

-

der 3) 
mein- 

den den den den 

8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 

— 100 —7 —13 —80 —100 —8 —13 —79 —100 —8 —13 —79 —100 —7 —13 —80 
10 4 4 2 30 13 13 4 30 13 13 4 30 13 13 4 

—90 —3 —9 —78 —70 5 0 —75 —70 5 0 —75 —70 6 0 —76 

—180 9 —6 —183 —195 22 5 —222 —235 26 7 —268 —270 36 14 —320 

270 176 94 — 985 640 345 — 1600 1040 560 — 2200 1430 770 — 

550 358 192 — 1200 780 420 — 1325 861 464 — 1350 878 472 — 

— — — — 17 11 6 — 20 13 7 — 20 13 7 — 

— — — — 2 0 0 2 9 1 1 7 10 1 2 7 
— — — — 4 2 2 0 13 6 6 1 30 13 13 4 
— — — — 4 2 2 — 15 8 7 — 35 18 17 - 

- — — — 3 — 3 — 5 — 5 — 

— — — — 10 4 4 2 40 15 17 8 80 32 37 11 

20 1 3 16 40 3 6 31 60 4 9 47 55 4 8 43 
30 13 13 4 60 26 26 8 85 36 37 12 80 34 35 11 
40 20 20 — 70 35 35 — 100 50 50 — 90 45 45 — 

90 34 36 20 170 64 67 39 245 90 96 59 225 83 88 54 

— — — — — — — — 10 4 4 2 65 28 28 9 

— — — — — — — — 5 2 2 1 15 6 7 2 

15 6 7 2 50 21 22 7 45 19 20 6 45 19 20 6 
35 18 17 — 105 53 52 — 115 58 57 — 125 63 62 — 

50 24 24 2 155 74 74 7 160 77 77 6 170 82 82 6 

— — — — 165 70 72 23 195 83 85 27 230 98 100 32 
— — — — 410 205 205 — 460 230 230 — 590 295 295 — 

— — — — 575 275 277 23 655 313 315 27 820 393 395 32 
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noch 
	

Finanzielle Auswirkungen des Gesetzentwurfs zur 
Arbeitsplätzen im Beitrittsgebiet sowie zur 

(Steueränderungsgesetz 1991 

Na ' Maßnahme 
Steuer

-art 

 

Steuermehreinnahmen (+) / 

Entstehungsjahr 1 ) 

davon: 

insge

-

samt 
Bund 

Län- Ge

-

mein- der 3) den 

1 2 3 4 5 6 7 

21 § 19 BerlinFG 
Wegfall der Investitionszulage ab 1. Juli 1991; danach Regelung wie im ESt 220 94 96 30 
Beitrittsgebiet 7 ) KSt 380 190 190 — 

zusammen 600 284 286 30 

22 §§ 21 bis 27 BerlinFG 
Abbau der Tarifermäßigung für Berlin (West) ab Veranlagungszeit- ESt 470 200 204 66 
raum 1991 in 5 Stufen 12 ) KSt 330 165 165 — 

zusammen 800 365 369 66 

23 §§ 28 und 29 BerlinFG 
Abbau der Zulage für Arbeitnehmer in Berlin (West) ab 1. Juli 1991 in 
5 Stufen 13 ) LSt 3400 1445 1479 476 

Änderungen Berlinförderungsgesetz insgesamt 9 850 5 044 4 068 738 

Artikel 4 

Zonenrandförderungsgesetz 

24 § 3 ZRFG 
Sonderabschreibungen und Rücklagen im Zonenrandgebiet (Ände- GewSt 25 2 4 19 
rung ab Veranlagungszeitraum 1992) 14 ) ESt 25 11 11 3 

KSt 35 18 17 — 

zusammen 85 31 32 22 

Artikel 5 

Gesetz über Sonderabschreibungen im Fördergebiet 

25 Einführung von Sonderabschreibungen kumulativ zur Investitionszu- GewSt —400 —30 —50 —320 
lage nach geltendem Recht im Fördergebiet ESt —650 —276 —283 —91 

KSt —650 —325 —325 — 

zusammen —1700 —631 —658 —411 

Artikel 6 

Investitionszulagengesetz 1991 

26 Verbesserung der Investitionszulage 15) ESt — — — — 
KSt — — — — 

zusammen — — — — 

Artikel 7 und Artikel 8 

Bewertungsgesetz/Vermögensteuergesetz 

27 § 101 Nr. 6 und Nr. 7, § 114 Abs. 2 a BewG, § 2 Abs. 2 und § 3a VStG 
Abschaffung der Vermögensteuer im Beitrittsgebiet ab 1. Januar 1991 VSt —200 — —200 — 

Artikel 12 

Gemeindefinanzreformgesetz 

28 § 6 Abs. 2 Satz 2 GFRG 
Abschaffung der Gewerbesteuer-Umlage im Beitrittsgebiet 16) GewSt- 

Umlage 0 —85 —65 150 
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Förderung von Investitionen und Schaffung von 
Änderung steuerrechtlicher und anderer Vorschriften 
— StÄndG 1991) 

Steuermindereinnahmen (—) — in Mio. DM — 

Rechnungsjahre 2) 

1991 1992 1993 1994 

davon: davon: davon: davon: 

insge

-

samt 
Bund 

Län

-der 3 

 Ge

-

mein- 

insge

-

samt 
Bund 

Län

-der 3) 

 Ge

-

mein- 

insge

-

samt 
Bund 

Län- Ge

-

mein- 

insge

-

samt 
Bund Län- Ge

-

mein- 
 den 

 den 
der 3) den 

der 3) den 

8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 

— — — — 30 13 13 4 100 43 43 14 220 94 96 30 
— — — — 50 25 25 — 160 80 80 — 390 195 195 

— — — — 80 38 38 4 260 123 123 14 610 289 291 30 

80 34 35 11 170 72 74 24 285 121 124 40 405 172 176 57 
50 25 25 — 115 58 57 — 190 95 95 — 270 135 135 — 

130 59 60 11 285 130 131 24 475 216 219 40 675 307 311 57 

380 162 165 53 1250 531 544 175 1850 786 805 259 2900 1233 1262 405 

1470 813 571 86 4 727 2 547 1906 274 6 645 3 540 2 689 416 9130 4 774 3 750 606 

— — — — 20 1 3 16 25 2 4 19 30 2 5 23 
— — — — 20 9 9 2 20 9 9 2 25 11 11 3 
— — — — 30 15 15 — 35 18 17 — 40 20 20 — 

— — — — 70 25 27 18 80 29 30 21 95 33 36 26 

—275 —20 —36 —219 —425 —32 —56 —337 —600 —45 —76 —479 —650 —48 —81 —521 
—400 —170 —174 —56 —620 —264 —270 —86 —875 —372 —381 —122 —950 —404 —413 —133 
—425 —213 —212 — —655 —328 —327 — —925 —463 —462 — —1000 —500 —500 — 

—1100 —403 —422 —275 —1700 —624 —653 —423 —2400 —880 —919 —601 —2600 —952 —994 —654 

— — — — —215 —91 —94 —30 —610 —259 —265 —86 —40 —17 —17 —6 
— — — — —285 —143 —142 — —790 —395 —395 — —60 —30 —30 — 

— — — — —500 —234 —236 —30 —1400 —654 —660 —86 —100 —47 —47 —6 

—200 — —200 — —300 — —300 — —400 — —400 — —500 — —500 — 

0 —85 —65 150 0 —125 —100 225 0 —165 —135 300 0 —210 —175 385 
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noch 	 Finanzielle Auswirkungen des Gesetzentwurfs zur 
Arbeitsplätzen im Beitrittsgebiet sowie zur 

(Steueränderungsgesetz 1991 

Steuermehreinnahmen (+) / 

Entstehungsjahr 1 ) 

Lfd. Nr.  Maßnahme 
Steuer

-art 

 
davon: 

insge

-

samt Län

-der 3) 

 Ge 
Bund d r  mein- 

den 

1 2 3 4 5 6 7 

Artikel 17 

Kraftfahrzeugsteuergesetz 
29 Erhöhung der Kraftfahrzeugsteuer für Diesel-Pkw um 8 DM pro 

100 cm3  ab 1. Juli 1991 zur Ergänzung der Anhebung der Mineralöl- 
steuer KraftSt 630 — 630 — 

Artikel 18 

30 Feuerschutzsteuergesetz Feuer- 
schSt . . . . 

Finanzielle Auswirkungen des Steueränderungsgesetzes 1991 (ohne 
Artikel 13) insgesamt 6 280 3 429 2 844 7 

Artikel 13 

Bundeskindergeldgesetz 

31 Aufhebung der Minderung des Kindergeldes für die Jahre 1983 bis Kinder- 
1985 für das zweite Kind geld —8 —8 — — 

1) In den ersten zwölf Monaten der Wirksamkeit entstehende Steuermehreinnahmen/Steuermindereinnahmen. 
2) Kassenmäßige Auswirkung der Rechtsänderungen. 
3) Gemeindesteuern der Stadtstaaten dem Länderaufkommen zugerechnet. 
4) Kumulation nach acht Jahren auf das Achtfache. 
5) Auswirkungen beinhalten die Änderungen des § 37 Abs. 3 EStG. Die finanziellen Auswirkungen der Berücksichtigung des als 

Sonderausgaben abzugsfähigen Schulgeldes im Lohnsteuerermäßigungsverfahren sind geringfügig. 
6) Kürzung ab 1. Juli 1991 um 30 v.  H.;  ab 1. Januar 1992 um 50 v.  H.;  ab 1. Januar 1993 um 75 v.  H.;  ab 1. Januar 1994 Weg-

fall. 
7) Geringere Mehreinnahmen beim Abbau der Berlinförderung durch Verbesserung der Investitionszulage im Beitrittsgebiet 

(Verlängerung der 12 v. H.-Förderung und der Beginnfrist um sechs Monate) sowie Verbesserung der Sonder-MA im Beitritts-
gebiet (kumulativ zur Investitionszulage) noch nicht berücksichtigt. 

8) Bauantrag bzw. Kaufvertrag nach dem 30. Juni 1991: keine Vergünstigung nach § 14 a BerlinFG, sondern degressive AfA wie 
im gesamten Bundesgebiet. 

9) Herstellungsbeginn nach dem 30. Juni 1991: keine Vergünstigung nach § 14b BerlinFG, aber nach § 82a EStDV. 
10) Bauantrag bzw. Kaufvertrag nach dem 30. Juni 1991: keine Vergünstigung nach § 15b BerlinFG, sondern Abzug nach ver-

bessertem § 10e EStG wie im gesamten Bundesgebiet. 
11) Die Angaben sind in den für das Bundesgebiet ausgewiesenen Steuerausfällen durch die §§ 7b, 10e EStG im 12. Subven tions-

bericht (Nr. 78, 79 der Anlage 2) enthalten. Die erzielbaren Steuermehreinnahmen bei Abbau des Fördervorsprungs Berlins 
(Gleichstellung mit dem Bundesgebiet) dürften im Rahmen des Gesamtbetrages geringfügig sein. 

12) Kürzungen: Veranlagungszeitraum 1991 um 20 v. H., Veranlagungszeitraum 1992 um 40 v. H., Veranlagungszeitraum 1993 um 
60 v. H., Veranlagungszeitraum 1994 um 80 v. H., danach Wegfall. 

13) Kürzungen: ab 1. Juli 1991 auf 6,0 v. H.; ab 1. Januar 1992 auf 5,0 v. H.; ab 1. Januar 1993 auf 4,0 v. H.; ab 1. Januar 1994 auf 
2,0 v. H.; ab 1. Januar 1995 Wegfall. 

14) Ab 1. Januar 1992 bis 31. Dezember 1994 Beschränkung der Sonder-AfA/Rücklagen auf jeweils 20 Mio. DM pro Bet rieb und pro 
Veranlagungszeitraum; Inanspruchnahme der Sonder-AfA letztmals für das Wirtschaftsjahr, das nach dem 30. Dezember 1994 
endet; Rücklagenbildung bis Ende 1994 möglich. Die wesentlichen Steuermehreinnahmen treten in den Jahren 1995 ff. ein. 

15) Verlängerung des Begünstigungszeitraums für die 12 v. H.-Förderung um sechs Monate bis zum 31. Dezember 1991 und der 
Beginnfrist für förderfähige Investitionen um sechs Monate bis zum 31. Dezember 1992. Ausdehnung auf Berlin (West) steht im 
Zusammenhang mit Änderung des BerlinFG (§ 19 BerlinFG). 

16) Entsprechend Ergebnis Steuerschätzung zur Gewerbesteuer-Umlage im Beitrittsgebiet: nach Abzug der bei den Einzelmaß-
nahmen im Beitrittsgebiet bei Bund und Ländern ausgewiesenen Gewerbesteuerauswirkungen. 
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Förderung von Investitionen und Schaffung von 
Änderung steuerrechtlicher und anderer Vorschriften 
— StÄndG 1991) 

Steuermindereinnahmen (—) — in Mio. DM — 

Rechnungsjahre 2 ) 

1991 1992 1993 1994 

insge

-

samt 

davon: 

insge

-

samt 

davon: 

insge

-

samt 

davon: 

insge

-

samt 

davon: 

Bund Län

-

der 3) 

Ge

-

mein

-

den 
Bund 

Län

-

der 3) 

Ge

-

mein

-

den 
Bund  

Län

-

der 3) 

Ge

-

mein

-

den 
Bund 

Län

-

der 3) 

Ge

-

mein

-

den 

8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 

395 — 395 — 880 — 880 — 660 — 660 — 680 — 680 — 

—775 —160 —233 —382 342 488 382 —528 65 668 17 —620 3225 2269 1369 —413 

—8 —8 — — — — — — — — — — 
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rücksichtigung des notwendigen Kindesunterhalts in 
erster Linie Sache des Steuerrechts ist. Der Kinderfrei-
betrag stellt für jede Einkommenshöhe sicher, daß ein 
Betrag in dem gebotenen Umfang steuerfrei bleibt. 

Für die noch offenen Kindergeld-Minderungsfälle soll 
die Minderung des Kindergeldes für das zweite Kind 
entfallen, wenn für dieses Kind nicht nach § 32 Abs. 8 
Satz 1 EStG in der Fassung des Artikels 1 Nr. 11 des 
Steueränderungsgesetzes 1991 ein Kinderfreibetrag 
von 2 432 DM oder 1832 DM beansprucht werden 
kann. 

9. Straßenbenutzungsgebühr 

Entsprechend einer Forderung des Bundesrats wer-
den die neuen Bundesländer in die Regelungen über 
die Abschlagszahlungen nach dem Straßenbenut-
zungsgebührengesetz einbezogen. 

10. Änderungen bei der Kraftfahrzeugsteuer 

a) Die Erhöhung der Mineralölsteuer bezieht sich nur 
in Höhe von 12 Pf/l auf die Besteuerung von Kraft-
stoff für Selbstzündungsmotoren (Diesel), weil 
auch der geänderte Richtlinienvorschlag der EG 
vom 19. Februar 1991 zur Harmonisierung der Ver-
brauchsteuern für eine Erhöhung wie bei Verga-
serkraftstoff keinen ausreichenden Handlungs-
spielraum einräumt. Aus der niedrigeren Mineral-
ölsteuer für Dieselkraftstoff ergibt sich mittelbar 
ein Steuervorteil für die Halter von Fahrzeugen mit 
solchen Motoren. Ohne eine steuerliche Aus-
gleichsmaßnahme würden sich Nachfrageverlage-
rungen ergeben, die zu Störungen des Wettbe-
werbs auf dem Markt für Personenkraftwagen füh-
ren könnten. Da überdies kein Grund ersichtlich 
ist, die Halter von Fahrzeugen mit Dieselmotor von 
der anteiligen Belastung durch die Steuererhö-
hung auszunehmen, sieht der Gesetzentwurf eine 
Ausgleichsbesteuerung für Personenkraftwagen 
mit Dieselmotor durch Erhöhung der Kraftfahr-
zeugsteuer vor. 

Ausgenommen sind die nach dem zulässigen Ge-
samtgewicht besteuerten Fahrzeuge des Straßen-
güterverkehrs und des Straßenpersonenverkehrs, 
bei denen angesichts der schwierigen Wettbe-
werbslage eine noch höhere Steuerbelastung bei 
der Kraftfahrzeugsteuer nicht vertretbar erscheint. 
Besonders wegen der Abweichungen bei der Steu-
erbelastung im Verhältnis zu den Benelux-Län-
dern, deren Fahrzeuge nach der bis 1993 vollzoge-
nen Liberalisierung des Verkehrsmarktes im Wett-
bewerb noch eine größere Bedeutung erhalten 
werden, muß die Wettbewerbsfähigkeit der Fahr-
zeuge des gewerblichen Güterverkehrs gesichert 
bleiben. Eine durch stärkere Steuerbelastungen 
hervorgerufene Verschlechterung der Wettbewerbs-
situation für deutsche Unternehmen könnte uner-
wünschte Auswirkungen auf die Beschäftigungssi-
tuation im Verkehrsgewerbe zur Folge haben. 

Die Kostensteigerungen bedeuten bei der Kraft-
fahrzeugsteuer zum Beispiel, daß sich die Steuer 
für einen kleinen Personenkraftwagen mit Diesel-
motor (Hubraum 1 272 ccm) um 104 DM jährlich 
erhöht, für ein Fahrzeug mit dem durchschnittli

-
chen Hubraum von 1 958 ccm um 160 DM und für 
ein größeres Fahrzeug (Hubraum 2 497 ccm) um 
200 DM. 

b) Im Beitrittsgebiet wird für vor dem 1. Januar 1990 
erstmals zugelassene schadstoffarme Personen-
kraftwagen die Übertragung einer noch nicht ab-
gelaufenen Steuerbefreiung auf spätere Halter er-
möglicht (§ 3 f Abs. 6 KraftStG). Auf die sich aus 
dem Einigungsvertrag ergebende Ungleichbe-
handlung gegenüber Fahrzeughaltern in den west-
lichen Bundesländern haben zahlreiche Bürger in 
Petitionen und Briefen hingewiesen. Durch die ge-
änderte Regelung, die nur Halter von Personen-
kraftwagen mit geregeltem Dreiwege-Katalysator 
begünstigt, wird zugleich den Wünschen mehrerer 
Länder des Beitrittsgebiets entsprochen. Die Rege-
lung wirkt sich schätzungsweise auf etwa 200 000 
Fahrzeuge aus und führt zu Haushaltsminderein-
nahmen bei den neuen Bundesländern von voraus-
sichtlich 45 Mio. DM. 

c) Die Wiederanhebung der Kraftfahrzeugsteuer für 
schwere Nutzfahrzeuge ab 1. März 1991 auf den 
am 30. Juni 1990 geltenden Stand macht es erfor-
derlich, eine bis dahin nur auf Verwaltungsrege-
lung beruhende weitere Stufe des sog. Anhänger-
zuschlages (§ 10 KraftStG) jetzt in das Gesetz auf-
zunehmen. 

d) Mit dem Vertrieb von Steuermarken durch die 
Deutsche Bundespost — POSTDIENST — und 
durch tageweise Berechnung der Steuer wird die 
verwaltungsökonomische Durchführung des Ge-
setzes ermöglicht. 

11. Auswirkungen auf die Preise 

Soweit die vorgesehenen Maßnahmen steuerliche 
Entlastungen für die p rivaten Haushalte bewirken, 
gehen davon keine unmittelbaren preislichen Auswir-
kungen aus. Dies gilt insbesondere für die Anhebung 
der Kilometerpauschbeträge bei Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte von 0,50 DM auf 0,58 DM 
für 1991 und 0,65 DM ab 1992. Die Anhebung der 
Kraftfahrzeugsteuer für Personenkraftwagen mit Die-
selmotor wirkt dem steuerlich entgegen. 

Die steuerlichen Anreize bei investiven Ausgaben be-
deuten Kostenentlastungen und wirken insoweit ten-
denziell preissenkend, zunächst aber preisstabilisie-
rend. Die Auswirkungen dürften je nach Lage des Ein-
zelfalls unterschiedlich ausfallen, ohne daß sich das 
Ausmaß im voraus quantifizieren läßt. Auf das Preis-
niveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisni-
veau, dürften sich die Maßnahmen mittel- und kurz-
fristig tendenziell preisdämpfend auswirken. 

Mit der Herstellung der Einheit Deutschlands sind die 
Gründe für die Zonenrand- und Berlinförderung weg-
gefallen, so daß mit dem stufenweise vorgesehenen 
Abbau im Zusammenhang mit der ausgleichenden 
Normalisierung der Wirtschaftsverhältnisse bei den 
Betroffenen grundsätzlich keine zusätzlichen Bela-
stungen entstehen und somit auch keine preislichen 
Auswirkungen insoweit zu erwarten sind. 
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II. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Einkommensteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 EStG) 

Die Kilometerpauschbeträge bei Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte werden um 15 auf 65 Pf 
für einen Kraftwagen und um 8 auf 30 Pf für ein Motor-
rad oder einen Motorroller angehoben. Mit dieser 
Maßnahme sollen die aus der Anhebung der Mineral-
ölsteuer entstehenden Kosten der Fernpendler be-
rücksichtigt werden. Dies gilt nach § 4 Abs. 5 Nr. 6 
EStG auch für Steuerpflichtige mit Gewinneinkünf-
ten. 

Zu Nummer 2 (§ 10e EStG) 

Zu Buchstabe a 

Durch die Änderung wird die Höchstgrenze für den 
Abzugsbetrag bei eigengenutztem Wohneigentum 
von 15 000 DM auf 16 500 DM angehoben. Die übri-
gen Voraussetzungen für die Anwendung der Vor-
schrift bleiben unverändert. 

Zu Buchstabe b 

Nach der neuen Regelung hat jeder Steuerpflichtige, 
für den Objektverbrauch bereits eingetreten ist, die 
Möglichkeit, die Steuerbegünstigung nach § 10 e 
EStG für ein weiteres Objekt in Anspruch zu nehmen, 
wenn er oder sein Ehegatte eine Erwerbstätigkeit im 
Beitrittsgebiet aufnimmt, das Objekt in diesem Gebiet 
liegt und vor dem 1. Januar 1995 hergestellt oder an-
geschafft wird. Ehegatten, bei denen im Abzugszeit-
raum die Voraussetzungen für die Zusammenveranla-
gung zur Einkommensteuer vorliegen, können Ab-
zugsbeträge für zwei weitere Objekte geltend ma-
chen, jedoch nicht gleichzeitig für zwei in einem 
räumlichen Zusammenhang belegene Objekte. 

Zu Buchstabe c 

Aufgrund dieser Änderung werden bei Ehegatten, bei 
denen im Abzugszeitraum die Voraussetzungen für 
die Zusammenveranlagung zur Einkommensteuer 
vorliegen, Anteile an einer Wohnung, einem Ausbau 
oder einer Erweiterung als ein begünstigtes Objekt 
behandelt, auch wenn außer den Eheleuten weitere 
Personen Miteigentümer sind. 

Zu Nummer 3 (§ 32 Abs. 8 EStG) 

Der Tariffreibetrag knüpft auch im Interesse der Ver-
waltungsvereinfachung grundsätzlich an den Wohn-
sitz an. Erforderlich ist ein ausschließlicher Wohnsitz 
im Beitrittsgebiet oder bei mehrfachem Wohnsitz ein 
Wohnsitz im Beitrittsgebiet, an dem sich der Steuer-
pflichtige überwiegend aufhält. Bei Arbeitnehmern 
reicht darüber hinaus eine überwiegende Tätigkeit im 

Beitrittsgebiet aus, weil einerseits den Arbeitgebern 
nicht zugemutet werden kann, die Wohnsitzvoraus-
setzungen zu prüfen, andererseits es aber aus Gleich-
behandlungsgründen und zur Erreichung des Geset-
zeszwecks erforderlich ist, den Tariffreibetrag schon 
im Lohnsteuer-Abzugsverfahren und nicht erst im 
Rahmen des Lohnsteuer-Jahresausgleichs oder der 
Einkommensteuerveranlagung zu berücksichtigen. 

Zu Nummer 4 (§ 34 f EStG) 

Durch die Änderung wird die kindbezogene Steuerer-
mäßigung bei eigengenutztem Wohneigentum von 
750 DM auf 1 000 DM angehoben. Die übrigen Vor-
aussetzungen für die Anwendung der Vorschrift blei-
ben unverändert. 

Zu Nummer 5 (§ 37 Abs. 3 EStG) 

Der mit dem Kultur- und Stiftungsförderungsgesetz 
eingeführte Sonderausgabenabzug von bestimmten 
Schulgeldzahlungen sowie erhöhte Absetzungen 
nach den §§ 14 c oder 14 d BerlinFG sollen auch bei 
den Vorauszahlungen berücksichtigt werden. 

Zu Nummer 6 (§ 39 a EStG) 

Zu Buchstaben a und c 

Der mit dem Kultur- und Stiftungsförderungsgesetz 
eingeführte Sonderausgabenabzug von bestimmten 
Schulgeldzahlungen soll auch im Lohnsteuer-Ermäßi-
gungsverfahren berücksichtigt werden. 

Zu Buchstabe b 

Die in den §§ 7 c, 7 h, 7 i und 7 k EStG sowie in den 
§§ 14 c und 14 d BerlinFG durch das Wohnungsbau-
förderungsgesetz geregelten Abschreibungsvergün-
stigungen sollen p rivates Kapital für den Mietwoh-
nungsbau mobilisieren. Die Wirkung dieser Maßnah-
men wird verstärkt, wenn die Anschaffung oder Her-
stellung einer Mietwohnung schon beim Lohnsteuer-
abzug zu einer Verringerung der Steuerbelastung 
beim Investor führt und seine Liquiditätslage deutlich 
verbessert. Zu diesem Zweck sollen die voraussichtli-
chen negativen Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung als Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte ein-
getragen werden können. Zugleich wird die Eintra-
gungsmöglichkeit auf Verluste aus Vermietung und 
Verpachtung erweitert, die sich auf Grund der Abset-
zungen für Abnutzung nach § 7 Abs. 5 EStG ergeben. 
Aus Gründen der Gleichbehandlung wird der den 
erhöhten Absetzungen entsprechende Sonderausga-
benabzug bei Eigennutzung ebenfalls einbezogen. 

Zu Nummer 7 (§ 39d Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 EStG) 

In die Freibetragsregelung für beschränkt einkom

-

mensteuerpflichtige Arbeitnehmer sollen auch 
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Schuldgeldzahlungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG 
einbezogen werden (vgl. auch Begründung zu Num-
mer 8). 

Zu Nummer 8 (§ 50 Abs. 4 EStG) 

Schulgeldzahlungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG sol-
len auch bei beschränkt einkommensteuerpflichtigen 
Arbeitnehmern berücksichtigt werden. Weiter sollen 
diese Arbeitnehmer auch den Tariffreibetrag nach 
§ 32 Abs. 8 EStG erhalten, wenn sie überwiegend im 
Beitrittsgebiet arbeiten. Letzteres entspricht sowohl 
der bisherigen Konzeption, die Tarifvorschriften — 
mit Ausnahme des Splittings — für beschränkt 
und unbeschränkt einkommensteuerpflichtige 
Arbeitnehmer einheitlich anzuwenden, als auch den 
Erfordernissen des europäischen Gemeinschafts-
rechts. 

Zu Nummer 9 (§ 51 a EStG) 

Die Neufassung hat den Zweck, die für Zuschlagsteu-
ergesetze erforderlichen Verfahrensgrundsätze ein-
heitlich zu regeln. Absatz 2 entspricht der bisherigen 
Fassung des § 51a EStG. 

Zu Nummer 10 (§ 52 EStG) 

Zu Buchstabe a 

Die Vorschrift sieht die Anwendung der um 15 bzw. 
8 Pf angehobenen Kilometerpauschbeträge ab 1992 
vor. Da 1991 die durch die Mineralölsteuererhöhung 
bedingten Kostensteigerungen erst ab der Jahres-
mitte eintreten, ist für 1991 eine Anhebung der Kilo-
meterpauschbeträge um 8 bzw. 4 Pf vorgesehen. Hier-
durch wird zusätzlicher Erklärungs- und Verwal-
tungsaufwand vermieden, der erforderlich wäre, 
wenn die Kilometerpauschbeträge zur Jahresmitte 
geändert würden. 

Zu Buchstaben b bis f 

Es handelt sich um Regelungen zur zeitlichen Anwen-
dung der Änderungsvorschriften. 

Zu Buchstabe g 

Der dem Baukindergeld entsprechende Lohnsteuer-
freibetrag von 4 000 DM soll im Lohnsteuerabzugs

-

verfahren nur in den Fällen berücksichtigt werden, in 
denen das Begünstigungsobjekt nach dem 31. De-
zember 1990 angeschafft oder hergestellt worden ist. 
Die Vorschrift sieht weiter vor, daß die erweiterten 
Eintragungsmöglichkeiten nur für Fälle in Betracht 
kommen, in denen die Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme der Absetzungen oder den Abzug der 
Beträge erstmals nach dem 31. Dezember 1990 einge-
treten sind. Das bedeutet für in 1991 angeschaffte 

oder hergestellte Gebäude, für die § 7 Abs. 5 EStG in 
Anspruch genommen wird, daß im Hinblick auf § 39 a 
Abs. 1 Satz 3 i.V.m. § 37 Abs. 3 Satz 6 EStG eine 
Lohnsteuerermäßigung wegen negativer Einkünfte 
aus Vermietung und Verpachtung — ebenso wie eine 
Herabsetzung von Einkommensteuer-Vorauszahlun-
gen — erstmals im Jahr 1992 erfolgen kann. 

Zu Nummer 11 (§ 54 EStG) 

Mit dieser Vorschrift wird den Beschlüssen des Bun-
desverfassungsgerichts (BVerfG) vom 29. Mai und 
12. Juni 1990 (BStBl II S. 653 bzw. 664) durch Ände-
rung des § 32 Abs. 8 EStG in der für die Kalenderjahre 
1983 bis 1985 geltenden Fassung Rechnung getragen. 
Durch die neugefaßten Sätze 1 und 2 des § 32 Abs. 8 
EStG werden der Kinderfreibetrag von 432 DM um 
2 000 DM für erste Kinder und um 1 400 DM für zweite 
Kinder sowie der Kinderfreibetrag von 216 DM um 
1 000 DM für erste Kinder und um 700 DM für zweite 
Kinder angehoben. Die Kinderfreibeträge für dritte 
und weitere Kinder bleiben unverändert, weil das 
umzurechnende Kindergeld zusammen mit dem Kin-
derfreibetrag von 432 DM den Anforderungen des 
BVerfG genügt. 

Ausgehend von § 79 Abs. 2 Satz 1 BVerfGG sollen 
grundsätzlich nur am Tage des Inkrafttretens dieses 
Steueränderungsgesetzes noch nicht bestandskräf-
tige Steuerfestsetzungen geändert werden. Eine Aus-
nahme soll für ab dem 29. Mai 1990 bestandskräftig 
gewordene Steuerbescheide gelten, wenn der Steuer-
pflichtige innerhalb einer im Gesetz festgelegten 
Sechsmonatsfrist die Anwendung der neuen Vor-
schrift beantragt. Bei Steuerfestsetzungen, die noch 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung stehen, und 
bei Steuerfestsetzungen, die hinsichtlich der Höhe der 
Kinderfreibeträge vorläufig ergangen sind, wird die 
Neuregelung nach § 164 Abs. 2 bzw. § 165 Abs. 2 der 
Abgabenordnung berücksichtigt. Im übrigen kann die 
Neuregelung bei einer Änderung bestandskräftiger 
Steuerbescheide berücksichtigt werden, soweit dies 
nach den Vorschriften der Abgabenordnung zulässig 
ist. 

Zu Nummer 12 (§ 60 EStG) 

Zu Absatz 1 

Die Vorschrift regelt die Anwendung des Tariffreibe-
trags im Lohnsteuerabzugsverfahren. Hiernach hat 
der Arbeitgeber den Tariffreibetrag vor Anwendung 
der Lohnsteuertabelle vom Arbeitslohn abzuziehen. 
Der Abzug des Tariffreibetrags durch den Arbeitge-
ber ist auf die Fälle beschränkt, in denen der Arbeits-
lohn überwiegend für eine Beschäftigung im Beitritts-
gebiet gezahlt wird. Die Prüfung der Wohnsitzvoraus-
setzungen nach § 32 Abs. 8 Nr. 1 und 2 EStG kann dem 
Arbeitgeber nicht zugemutet werden. Soweit hier-
nach der Tariffreibetrag im Lohnsteuerabzugsverfah

-

ren durch den Arbeitgeber nicht abgezogen wird, 
wird er nach Ablauf des Kalenderjahrs im Rahmen des 
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Lohnsteuer-Jahresausgleichs oder der Einkommen-
steuerveranlagung des Arbeitnehmers berücksich-
tigt. 

Der ab 1991 anzuwendende Tariffreibetrag kann vom 
Arbeitslohn frühestens ab der Jahresmitte abgezogen 
werden. Deshalb ist es erforderlich, die für die Lohn-
zahlungszeiträume des 2. Halbjahrs 1991 maßgeben-
den Abzugsbeträge in doppelter Höhe anzusetzen. 

Zu Absatz 2 

Die Vorschrift verpflichtet den Arbeitgeber, den im 
Lohnsteuerabzugsverfahren begünstigten Arbeits-
lohn im Lohnkonto aufzuzeichnen und auf den Lohn-
steuerkarten seiner Arbeitnehmer zu bescheinigen. 

Zu Artikel 2 (Gewerbesteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 6 GewStG) 

Für Unternehmen mit Geschäftsleitung im Beitrittsge-
biet soll das Gewerbekapital als Besteuerungsgrund-
lage der Gewerbesteuer entfallen. Die Befreiung er-
streckt sich auch auf Bet riebsstätten, die diese Unter-
nehmen im übrigen Bundesgebiet haben, ausgenom-
men Fälle, in denen die Betriebsstätte eine Organ-
gesellschaft außerhalb des Beitrittsgebiets ist. 

Darüber hinaus wird bei Gewerbebetrieben im übri-
gen Bundesgebiet das Gewerbekapital insoweit nicht 
zur Gewerbesteuer herangezogen, als es auf Betrieb-
stätten im Beitrittsgebiet entfällt. Dieses Vermögen 
wird im Einheitswert des Betriebsvermögens nicht er-
faßt. Die Befreiung bei der Einheitsbewertung schlägt 
damit auf die Gewerbekapitalsteuer durch. Im einzel-
nen wird auf die Begründung zu Artikel 7 Nr. 3 hin-
gewiesen. 

Zu Nummer 2 (§ 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung 
wegen des Wegfalls des im Einigungsvertrag aufge-
hobenen früheren § 2 Abs. 6 GewStG. 

Zu Nummer 3 (§ 11 GewStG) 

Zu Buchstabe a 

Im Beitrittsgebiet sollen mittelständische Gewerbebe-
triebe dadurch entlastet werden, daß im Anschluß an 
den Freibetrag von 36 000 DM die Steuermeßzahl in 
Stufen von je 12 000 DM von 1 v. H. auf ihre volle 
Höhe von 5 v. H. ansteigt. Für die Frage, ob ein Ge-
werbebetrieb im Erhebungszeitraum überwiegend 
die Geschäftsleitung im Beitrittsgebiet hat, kommt es 
auf den zeitlichen Ablauf an. Da hierbei auf den Erhe-

bungszeitraum (§ 14 Abs. 2 GewStG) und nicht auf 
das Kalenderjahr abgestellt wird, kann z. B. bei 
Unternehmen, die erst im zweiten Halbjahr gegrün-
det werden, die Steuermeßzahl ebenfalls gestaffelt 
werden. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Anpassung an die Änderung unter 
Buchstabe a. 

Zu Nummer 4 (§ 12 GewStG) 

Die Befreiung des Komplementärs einer KGaA hin-
sichtlich seiner nicht auf das Grundkapital gemachten 
Einlage von der Gewerbekapitalsteuer ist eine Folge-
änderung zu der Befreiung der hieraus erzielten Er-
träge, die durch die Einfügung eines § 9 Nr. 2 b 
GewStG durch das Kultur- und Stiftungsförderungs-
gesetz vom 13. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2775) er-
folgte. Die auf das Grundkapital entfallende Be-
teiligung ist bei Vorliegen der erforderlichen Min-
destbeteiligung nach § 12 Abs. 3 Nr. 2 a GewStG 
befreit. 

Zu Nummer 5 (§ 28 Abs. 1 GewStG) 

Nach dem Wegfall der Gewerbekapitalsteuer auf Be-
triebsstättenkapital im Beitrittsgebiet sollen die Ge-
meinden, in denen diese Bet riebsstätten belegen sind, 
in Zerlegungsfällen insoweit nicht an der Zerlegung 
des einheitlichen Gewerbesteuermeßbetrags beteiligt 
werden, als dieser den Steuermeßbetrag nach dem 
Gewerbekapital enthält. 

Zu Artikel 3 (Berlinförderungsgesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 1 BerlinFG) 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Änderung (Folge der Aufhebung des 
§ 4 Abs. 2 BerlinFG). 

Zu Buchstabe b 

Die Änderung betrifft die Präferenz für Westberliner 
Unternehmer, die für bestimmte Umsätze an Unter-
nehmer im übrigen Bundesgebiet einen Umsatzsteu-
erkürzungsanspruch erhalten (Herstellerpräferenz). 
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Durch den neu eingefügten Absatz 9 werden die Prä-
ferenzsätze stufenweise abgesenkt. Mit Ablauf der 
letzten Stufe entfällt die Herstellerpräferenz nach § 1 
BerlinFG (vgl. Nummer 24 Buchstabe a). 

Zu Buchstabe c 

Redaktionelle Änderung (Folge der Aufhebung des 
§ 8 BerlinFG). 

Zu Nummer 2 (§ 1 a BerlinFG) 

Zu Buchstabe a 

Die Änderung betrifft die Präferenz für Innenumsätze 
mit in Berlin (West) produzierten Waren zwischen ei-
ner Westberliner Bet riebsstätte und einer Betriebs-
stätte im übrigen Bundesgebiet. Die Präferenz nach 
§ 1 a BerlinFG wird in gleichen Schritten abgebaut wie 
die Präferenz nach § 1 BerlinFG (vgl. Nummer 1 Buch-
stabe b). 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Änderung (Folge der Aufhebung des 
§ 8 BerlinFG). 

Zu Nummer 3 (§ 2 BerlinFG) 

Die Änderung betrifft die sog. Abnehmerpräferenz 
nach § 2 BerlinFG. Für den Erwerb von Gegenständen 
aus Berlin (West) konnten Unternehmer im übrigen 
Bundesgebiet ihre Umsatzsteuerschuld kürzen. Diese 
Vergünstigung fällt für Erwerbe nach dem 30. Juni 
1991 ersatzlos weg (vgl. Nummer 7 Buchstabe a des 
Allgemeinen Teils der Begründung). 

Zu Nummer 4 (§ 3 BerlinFG) 

Redaktionelle Änderung (Folge der Aufhebung des 
§ 2 BerlinFG). 

Zu Nummer 5 (§ 4 BerlinFG) 

Zu Buchstaben a, b und c Doppelbuchstaben aa 
bis ii 

Redaktionelle Änderungen (Folgen der Aufhebung 
des § 2 BerlinFG). 

Zu Buchstabe c Doppelbuchstabe jj 

Der Westberliner Unternehmer hatte in der Rechnung 
und Rechnungsdurchschrift zusätzliche Angaben zu 

machen, damit der Unternehmer im übrigen Bundes-
gebiet die Abnehmerpräferenz in bestimmten Fällen 
richtig berechnen konnte. Durch die Aufhebung des 
§ 2 BerlinFG kann auf diese zusätzlichen Angaben 
verzichtet werden. 

Zu Buchstabe d 

Redaktionelle Änderung (Folge der Aufhebung des 
§ 2 BerlinFG). 

Zu Nummer 6 (§ 6 BerlinFG) 

Redaktionelle Änderung (Folge der Aufhebung des 
§ 4 Abs. 2 BerlinFG). 

Zu Nummer 7 (§ 6 b BerlinFG) 

Redaktionelle Folgeänderung wegen der Aufhebung 
des § 3 Nr. 63 EStG zum 1. Januar 1991. 

Zu Nummer 8 (§ 6 c BerlinFG) 

Zu Buchstaben a und b 

Redaktionelle Änderungen (Folgen der Aufhebung 
des § 4 Abs. 2 und des § 8 BerlinFG). 

Zu Nummer 9 (§ 7 BerlinFG) 

Redaktionelle Änderung (Folge der Aufhebung des 
§ 13 BerlinFG). 

Zu Nummer 10 (§ 8 BerlinFG) 

Die Vorschrift, die den Nachweis über die Herstellung 
einer Ware oder den Ursprung einer Leistung in Berlin 
(West) mit Hilfe der sog. Ursprungsbescheinigung re-
gelte, wird ersatzlos aufgehoben. Sie erforderte bisher 
ein verwaltungsaufwendiges Verfahren bei der Berli-
ner Senatsverwaltung für Wirtschaft, mit dem im we-
sentlichen der westdeutsche Abnehmer von Berliner 
Erzeugnissen und Dienstleistungen durch die auf der 
Rechnung angebrachte Ursprungsbescheinigung in 
die Lage versetzt werden sollte, die sog. Abnehmer-
präferenz nach dem bisherigen § 2 BerlinFG geltend 
zu machen. Nach Streichung der Abnehmerpräferenz 
und Absenkung der Herstellerpräferenz besteht keine 
Notwendigkeit mehr, dieses Verfahren beizubehal-
ten. 
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Zu Nummer 11 (§ 9 BerlinFG) 

Redaktionelle Änderung (Folge der Aufhebung des 
§ 2 BerlinFG). 

Zu Nummer 12 (§ 10 BerlinFG) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 10 Abs. 2 Nr. 1 BerlinFG regelt die Aufzeichnungs-
pflichten bei Inanspruchnahme der Kürzungen nach 
§ 1 BerlinFG. Durch den Wegfall des § 8 BerlinFG 
kann der Westberliner Unternehmer die Herstellung 
eines Gegenstandes oder die Werkleistung in Berlin 
(West) buchmäßig nicht mehr unter Hinweis auf die 
Ursprungsbescheinigung aufzeichnen (§ 10 Abs. 2 
Nr. 1 Buchstabe b BerlinFG). Zukünftig muß er diesen 
buchmäßigen Nachweis selbst führen. 

Zu Doppelbuchstaben bb und cc 

Redaktionelle Änderungen (Folgen der Aufhebung 
des § 4 Abs. 2 und des § 8 BerlinFG). 

Zu Buchstabe b 

Zu Doppelbuchstabe aa 

§ 10 Abs. 2 Nr. 2 BerlinFG regelt den buchmäßigen 
Nachweis für die Kürzung nach § 1 a BerlinFG. Buch-
stabe b der Nummer 2 wird den Aufzeichnungspflich-
ten für die Kürzungen nach § 1 BerlinFG angepaßt. 

Zu Doppelbuchstaben bb und cc 

Redaktionelle Änderungen (Folgen der Aufhebung 
des § 4 Abs. 2 und des § 8 BerlinFG). 

Zu Buchstabe c 

Redaktionelle Änderung (Folge der Streichung des § 2 
BerlinFG). 

Zu Nummern 13 und 14 (§§ 11 und 12 BerlinFG) 

Redaktionelle Änderungen (Folgen der Aufhebung 
des § 2 BerlinFG). 

Zu Nummer 15 (§ 13 BerlinFG) 

§ 13 BerlinFG regelt den Kürzungsanspruch für West-
berliner Unternehmer mit geringen Umsätzen (soge-
nannte Mittelstandspräferenz). Die Vorschrift fällt ab 
1. Januar 1992 ersatzlos weg (vgl. Artikel 21 Abs. 2 
Satz 4 — Inkrafttreten). 

Zu Nummer 16 (§ 13a BerlinFG) 

Bei der Berechnung des Teilwerts von Pensionsver-
pflichtungen für die steuerliche Gewinnermittlung ist 
nach § 6 a Abs. 3 Satz 3 EStG grundsätzlich ein Zinsfuß 
von 6 v. H. zugrunde zu legen. Abweichend hiervon 
gilt für die Bewertung von Versorgungszusagen an 
Arbeitnehmer in Westberliner Betriebsstätten nach 
§ 13 a BerlinFG ein Rechnungszinsfuß von mindestens 
5 v. H. Dieser Rechnungszinsfuß soll für Wirtschafts-
jahre, die nach dem 30. Juni 1991 enden, auf den nach 
§ 6 a Abs. 3 Satz 3 EStG gültigen Rechnungszinsfuß 
von 6 v. H. angehoben werden. Die Sonderregelung 
des § 13 a BerlinFG ist deshalb aufzuheben. 

Die Aufhebung führt bei den bisher von § 13 a Ber-
linFG begünstigten Betrieben zu einer Minderung der 
Pensionsrückstellung und damit zu einer Erhöhung 
des Gewinns. Die Übergangsregelung in § 31 Abs. 3 
BerlinFG, die die Verteilung der Gewinnerhöhung 
über drei Jahre zuläßt, soll Härten vermeiden helfen. 
Für die nach § 31 Abs. 3 BerlinFG i.d.F. des Steuerre-
formgesetzes 1990 vom 25. Juli 1988 gebildete Rück-
lage ist damals ein Auflösungszeitraum von zwölf Jah-
ren vorgesehen worden. Dieser Auflösungszeitraum 
wird nunmehr verkürzt und dadurch an den Auflö-
sungszeitraum angepaßt, der für die Rücklage auf-
grund der Aufhebung des § 13 a BerlinFG vorgesehen 
ist. Für eine nach § 31 Abs. 3 BerlinFG i.d.F. des Zwei-
ten Haushaltsstrukturgesetzes vom 22. Dezember 
1981 gebildete Rücklage ist eine derartige Anpassung 
des Auflösungszeitraums nicht erforderlich, da der 
zwölfjährige Auflösungszeitraum dieser Rücklage am 
31. Dezember 1993 ausläuft. 

Zu Nummer 17 (§ 16 BerlinFG) 

Durch diese Änderungen wird die Ermäßigung der 
Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer für Darle-
hen zur Finanzierung von bet rieblichen Investitionen 
ausgeschlossen, wenn die Darlehen nach dem 30. Juni 
1991 gewährt werden. 

Zu Nummer 18 (§ 17 BerlinFG) 

Durch diese Änderungen wird die Ermäßigung der 
Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer für Darle-
hen zur Finanzierung von Baumaßnahmen ausge-
schlossen, wenn die Darlehen nach dem 31. Dezem-
ber 1991 gewährt werden. Aus Gründen des Vertrau-
ensschutzes soll diese Frist um ein Jahr verlängert 
werden, wenn die Darlehen von Kreditinstituten be-
reits vor dem 1. Juli 1991 zugesagt worden sind. 

Zu Nummer 19 (§ 21 BerlinFG) 

Die Vorschriften regeln den Abbau der Ermäßigung 
der veranlagten Einkommensteuer und Körperschaft-
steuer. Der Abbau wird in Stufen vorgenommen; letzt-
mals werden die Ermäßigungen für den Veranla-
gungszeitraum 1994 gewährt. 
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Zu Nummer 20 (§ 23 Nr. 4 BerlinFG) 

Zu Buchstabe a 

Die Vorschrift stellt sicher, daß ein Wechsel des Ar-
beitsplatzes vom Westteil in den Ostteil von Berlin 
nicht zum Wegfall der bisher gewährten Arbeitneh-
merzulage führt, sofern sich dieser Wechsel innerhalb 
desselben Dienstverhältnisses vollzieht, dieses 
Dienstverhältnis bereits vor dem 3. Oktober 1990 be-
standen hat und der Arbeitnehmer vor dem Wechsel 
in Berlin (West) beschäftigt worden ist. In diesen Fäl-
len behalten Arbeitnehmer auch einen ggf. weiterge-
henden Anspruch auf Steuerermäßigung nach § 21 
BerlinFG. Hierdurch soll eine Beeinträchtigung der 
Mobilität innerhalb der Stadt vermieden werden. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeände-
rung. 

Zu Nummer 21 (§ 26 BerlinFG) 

Zu Buchstabe a 

Die Vorschrift übernimmt den stufenweisen Abbau 
der Einkommensteuerermäßigung in das Lohnsteuer

-

abzugsverfahren. Da im Lohnsteuerabzugsverfahren 
die Einschränkung der Steuerermäßigung frühestens 
zur Jahresmitte berücksichtigt werden kann, wird der 
maßgebende Ermäßigungssatz für die Lohnzahlungs-
zeiträume des 2. Halbjahrs 1991 entsprechend gerin-
ger festgesetzt. 

Zu Buchstabe b 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeände-
rung. 

Zu Nummer 23 (§ 29 Abs. 2 BerlinFG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeände-
rung. 

Zu Nummer 24 (§ 31 BerlinFG) 

Zu Buchstabe a 

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungszeitpunkt 
und das Auslaufen der geänderten Umsatzsteuerver-
günstigungen. 

Zu Buchstabe b 

Danach ist § 13 a BerlinFG für Wirtschaftsjahre, die 
nach dem 30. Juni 1991 enden, nicht mehr anzuwen-
den. Im übrigen vgl. Begründung zu Nummer 16. 

Zu Buchstabe c 

Die Vorschrift beschränkt die erhöhten Absetzungen 
nach § 14 BerlinFG auf Investitionen, mit denen der 
Steuerpflichtige vor dem 1. Juli 1991 begonnen hat. 
Für nach dem 30. Juni 1991 begonnene Investitionen 
kommen die Sonderabschreibungen nach Artikel 5 
dieses Gesetzentwurfs in Betracht. 

Zu Buchstabe b 

Die Vorschrift enthält den schrittweisen Abbau der 
Lohnsteuerermäßigung im Lohnsteuer-Jahresaus-
gleich parallel zum Abbau der Ermäßigung der veran-
lagten Einkommensteuer. 

Zu Buchstabe c 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die Änderungen in den Buchstaben a und b. 

Zu Nummer 22 (§ 28 BerlinFG) 

Zu Buchstabe a 

Die Vorschrift regelt den schrittweisen Abbau der Ar-
beitnehmerzulage; letztmals wird die Zulage für 
Lohnabrechnungszeiträume des Kalenderjahrs 1994 
gewährt. Der Umfang des Abbaus orientiert sich am 
Abbau der Einkommen- und Lohnsteuerermäßi-
gung. 

Zu Buchstabe d 

Hierdurch werden die erhöhten Absetzungen nach 
§ 14 a BerlinFG auf Objekte beschränkt, für die der 
Bauantrag vor dem 1. Juli 1991 gestellt worden ist 
oder die der Steuerpflichtige aufgrund eines vor die-
sem Zeitpunkt rechtswirksam abgeschlossenen Kauf-
vertrags angeschafft hat. 

Zu Buchstabe e 

Die Vorschrift legt das Auslaufen der erhöhten Abset-
zungen für Modernisierungsmaßnahmen bei Mehrfa-
milienhäusern nach § 14 b BerlinFG fest. 

Zu Buchstabe f 

Die Vorschrift regelt die letztmalige Anwendung der 
Steuerbegünstigung der zu eigenen Wohnzwecken 
genutzten Wohnung im eigenen Haus nach § 15 b 
BerlinFG. 
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Zu Buchstabe g 

Danach wird die Investitionszulage nach § 19 Ber-
linFG noch für Investitionen gewährt, mit denen der 
Steuerpflichtige vor dem 1. Juli 1991 begonnen hat. 
Für nach dem 30. Juni 1991 begonnene Investitionen 
kommt die Investitionszulage nach Artikel 6 dieses 
Gesetzentwurfs in Betracht. 

Zu Buchstabe h 

Die Vorschrift sieht vor, daß sich die veranlagte Ein-
kommensteuer bei Zuzug von Arbeitnehmern nach 
Berlin (West) letztmals für das Kalenderjahr 1990 er-
mäßigt. Dadurch wird sichergestellt, daß die Einkom-
mensteuerermäßigung bei höherverdienenden Ar-
beitnehmern für 1990 noch insoweit berücksichtigt 
wird, als sie die bereits im Lohnsteuerabzug gewährte 
Arbeitnehmerzulage übersteigt. Da es nur um eine 
zusätzliche Ermäßigung geht, kann diese Vorschrift 
sofort aufgehoben werden, ohne daß sich dadurch in 
sozialer Hinsicht Probleme ergeben. 

Zu Buchstabe i 

Die Vorschrift gewährt Fristverlängerung für Anträge 
auf nachträgliche Festsetzung der Zulage in den Fäl-
len der Nummer 20. 

Zu Artikel 4 (Zonenrandförderungsgesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 3 ZRFG) 

Zu Buchstabe a 

In dem neuen Absatz 2 wird die Befristung der Son-
derabschreibungen geregelt. Die Sonderabschrei-
bungen sollen danach sowohl für die Anschaffungs- 
und Herstellungskosten der vor dem 1. Januar 1995 
angeschafften oder hergestellten begünstigten Wirt-
schaftsgüter als auch für die vor diesem Zeitpunkt 
geleisteten Anzahlungen auf Anschaffungskosten 
und entstandenen Teilherstellungskosten in An-
spruch genommen werden können. Das Wahlrecht, 
Sonderabschreibungen in Anspruch zu nehmen, soll 
letztmals in dem Wirtschaftsjahr ausgeübt werden 
können, das nach dem 30. Dezember 1994 endet; das 
bedeutet bei einem mit dem Kalenderjahr überein-
stimmenden Wirtschaftsjahr zum 31. Dezember 1994, 
bei einem abweichenden Wirtschaftsjahr zum Ende 
des Wirtschaftsjahrs im Kalenderjahr 1995. Für abge-
schlossene Investitionen, mit denen der Steuerpflich-
tige nach dem 31. Dezember 1991 begonnen hat, kön-
nen jährlich höchstens Sonderabschreibungen von 
20 Millionen DM in Anspruch genommen werden. 
Durch die Einführung des Höchstbetrags soll ein stu-
fenweiser Abbau der Sonderabschreibungen erreicht 
werden. Der Höchstbetrag gilt auch bei Mitunterneh-
merschaften, unabhängig davon, ob es sich um Ge-
samthandsvermögen oder Sonderbetriebsvermögen 
handelt. 

Zu Buchstabe b 

Die Möglichkeit einer Rücklagenbildung nach § 3 
ZRFG ist an die Zulässigkeit der Inanspruchnahme 
von Sonderabschreibungen gebunden (vgl. den Zo-
nenranderlaß vom 27. Dezember 1989, BStBl I S. 518). 
Durch die Befristung der Sonderabschreibungen (vgl. 
Buchstabe a) entfiele sie daher für Investitionen, die 
im Jahr 1995 und später vorgenommen werden. Die 
Rücklage soll jedoch letztmals in dem Wirtschaftsjahr 
gebildet werden dürfen, in dem auch die Sonderab-
schreibungen nach § 3 ZRFG zulässig sind. Wegen der 
Begrenzung der Rücklage auf jährlich höchstens 
20 Millionen DM vgl. die Begründung zu Buch-
stabe a. 

Zu Buchstabe c 

Es handelt sich um redaktionelle Änderungen. 

Zu Nummer 2 

Die bevorzugte Förderung des Zonenrandgebiets soll 
bis Ende 1994 abgebaut werden (vgl. Nummer 6 
Buchstabe b des allgemeinen Teils der Begründung). 
Während die Steuervergünstigungen nach § 3 ZRFG 
bis Ende 1994 in Anspruch genommen werden kön-
nen, sollen die übrigen Zonenrandprogramme in kür-
zeren Fristen oder abgestuft im Rahmen der im jewei-
ligen Bundeshaushaltsplan hierfür bereitgestellten 
Mittel abgebaut werden. 

Zu Artikel 5 (Gesetz über Sonderabschreibungen 
im Fördergebiet) 

Zu § 1 

Absatz 1 regelt die Anspruchsberechtigung. Durch 
Satz 2 soll klargestellt werden, daß bei Personenge-
sellschaften nicht der einzelne Gesellschafter, son-
dern die Gesellschaft berechtigt ist, das mit den Son-
derabschreibungen verbundene Bewertungswahl-
recht auszuüben. 

Absatz 2 bestimmt als Fördergebiet neben den fünf 
neuen Bundesländern das gesamte Gebiet von Ber-
lin. 

Zu § 2 

Die Vorschrift regelt die objektiven Voraussetzungen 
für die Inanspruchnahme der Sonderabschreibun-
gen. 

Vorbild für die Vorschrift sind die auf Grund des § 3 
ZRFG ergangenen Verwaltungsanweisungen. Von 
der Förderung ausgenommen werden daher Luftfahr-
zeuge und Handelsschiffe im internationalen Verkehr 
sowie solche Wirtschaftsgüter, die in nicht unbedeu-
tendem Umfang auch für private Zwecke genutzt wer-
den. Außerdem sollen die beweglichen und die unbe-
weglichen Wirtschaftsgüter durch Verbleibens- und 
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Nutzungsvoraussetzungen an eine Betriebsstätte des 
Steuerpflichtigen im Fördergebiet gebunden werden. 
Bei unbeweglichen Wirtschaftsgütern sollen — wie 
nach § 3 ZRFG — nur eigenbetrieblich genutzte Ge-
bäudeteile begünstigt werden. Gebäudeteile, die 
fremdbetrieblichen Zwecken oder Wohnzwecken die-
nen, sollen von der Förderung ausgeschlossen sein. 
An Arbeitnehmer vermietete Wohnräume dienen ei-
genbetrieblichen Zwecken und sind damit begün-
stigt, wenn für diese Vermietung bet riebliche Gründe 
maßgebend sind. Durch diese Bindungsvoraussetzun-
gen soll sichergestellt werden, daß die Sonderab-
schreibungen nur von solchen Unternehmen bean-
sprucht werden können, die durch eigene Investitio-
nen zur Stärkung der Wirtschaftskraft im Fördergebiet 
beitragen. 

Abweichend von den Verwaltungsanweisungen zu 
§ 3 ZRFG und abweichend von vergleichbaren Vor-
schriften bei der Gewährung von Investitionszulagen 
soll der Bindungszeitraum nur ein Jahr betragen. Die 
kürzere Bindungsfrist ist der Vorschrift über Sonder-
abschreibungen zur Förderung kleinerer und mittle-
rer Betriebe (§ 7 g EStG) nachgebildet. Anders als in 
den Fällen des § 3 ZRFG und bei der Investitionszu-
lage soll außerdem auch der Erwerb gebrauchter 
Wirtschaftsgüter begünstigt sein. Wegen der bei Ver-
äußerung der Wirtschaftsgüter eintretenden Folge der 
Buchgewinnversteuerung ist die Mißbrauchsgefahr 
bei Abschreibungsvergünstigungen geringer als bei 
Investitionszulagen. Die bei Investitionszulagen not-
wendigen strengeren Bindungsvoraussetzungen sind 
deshalb bei Abschreibungsvergünstigungen verzicht-
bar. Die Begünstigung gebrauchter Wirtschaftsgüter 
erscheint wegen der unzulänglichen Finanzausstat-
tung der mittelständischen Unternehmen im Beitritts-
gebiet auch vertretbar. Im Hinblick auf den gerade im 
Beitrittsgebiet schwierigen Verwaltungsvollzug er-
scheinen dort weniger strenge Anforderungen sogar 
geboten. 

Zu § 3 

Absatz 1 regelt die Höhe der Sonderabschreibungen 
und den Begünstigungszeitraum. 

Absatz 2 ermöglicht es, daß die künftigen Sonderab-
schreibungen bereits vor Abschluß der Investitionen 
in Anspruch genommen werden können. 

Die Regelungen entsprechen den Vorschriften zu § 3 
ZRFG. 

Zu § 4 

Die Land- und Forstwirte, die ihren Gewinn nach 
§ 13 a EStG ermitteln, sollen im Fördergebiet anstelle 
von Sonderabschreibungen einen Gewinnabzug 
vornehmen können. Auf diese Weise soll die politisch 
erwünschte Gründung von bäuerlichen Familienbe-
trieben im Fördergebiet begünstigt werden. Die Vor-
schrift entspricht weitgehend der Regelung des § 78 
EStDV. Die steuerliche Förderung von Investitionen in 
der Land- und Forstwirtschaft nach diesem Gesetz tritt 
an die Stelle der bef risteten Förderung nach §§ 76, 78 

EStDV, die zum Ende des Wirtschaftsjahrs 1991/92 
ausläuft. 

Zu § 5 

Durch Satz 1 wird geregelt, daß sowohl die Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten der in der Zeit vom 
1. Januar 1991 bis 31. Dezember 1994 angeschafften 
oder hergestellten begünstigten Wirtschaftsgüter als 
auch Anzahlungen auf Anschaffungskosten und Teil-
herstellungskosten begünstigt sind, die in diesem 
Zeitraum geleistet werden oder entstehen. Durch 
Satz 2 wird sichergestellt, daß das für das gesamte 
Fördergebiet geltende Gesetz im Gebiet von Berlin 
(West) in dem Zeitpunkt wirksam wird, in dem die 
derzeitige Förderung nach § 14 BerlinFG entfällt. 

Zu Artikel 6 (Investitionszulagengesetz 1991) 

Zu § 1 

Die vorgesehene Fassung des § 1 InvZulG trägt in 
Absatz 2 der Einbeziehung von Berlin (West) in das 
bisherige Fördergebiet Rechnung. Im übrigen handelt 
es sich gegenüber der Investitionszulagenverordnung 
um redaktionelle Änderungen. 

Zu § 2 

Die gegenüber § 2 der Investitionszulagenverordnung 
geänderte Fassung der Vorschrift ist neu gegliedert. 
Sie ermöglicht es, daß zusätzlich zur Investitionszu-
lage auch Sonderabschreibungen in Anspruch ge-
nommen werden können. 

Zu § 3 

Die gegenüber § 3 der Investitionszulagenverordnung 
geänderte Fassung der Vorschrift sieht vor, daß be-
stimmte Investitionsfristen um jeweils 6 Monate ver-
längert werden. Auf Grund des Satzes 1 der Vorschrift 
i.V.m. § 5 Nr. 1 InvZulG soll für Investitionen, die nach 
dem 30. Juni 1991 und vor dem 1. Januar 1992 abge-
schlossen werden, anstelle der bisher zulässigen Inve-
stitionszulage von 8 v. H. eine Investitionszulage von 
12 v. H. gewährt werden. Nach Satz 2 der Vorschrift 
soll bei Investitionsabschluß nach dem 31. Dezember 
1992 (bisher: nach dem 30. Juni 1992) die Investitions-
zulage von 8 v. H. auch noch für solche Investitionen 
gewährt werden, die der Anspruchsberechtigte vor 
dem 1. Januar 1993 (bisher: vor dem 1. Juli 1992) 
begonnen hat. Mit der Änderung der genannten F ri

-sten soll insbesondere die Finanzierung längerfristi-
ger Investitionen erleichtert werden. 

Zu  den §§4 bis 6 

Die Vorschriften stimmen mit den entsprechenden 
Vorschriften der Investitionszulagenverordnung 
überein. Die gegenüber den §§ 4 und 6 der Investi- 
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tionszulagenverordnung vorgesehenen Änderungen 
sind ausschließlich sprachlicher und redaktioneller 
Art. 

Zu den §§ 7 bis 10 

Die Reihenfolge der §§ 7 bis 10 wird gegenüber der 
Investitionszulagenverordnung aus systematischen 
Gründen verändert. 

In § 7 Abs. 2 InvZulG wird klargestellt, daß die Inve-
stitionszulage nach Ablauf des Wirtschaftsjahrs fest-
zusetzen und aus den Haushaltseinnahmen an Ein-
kommensteuer oder Körperschaftsteuer auszuzahlen 
ist. 

Zu § 11 

Absatz 1 regelt die erstmalige Anwendung des Geset-
zes bei gleichzeitiger Ablösung der Investitionszula-
genverordnung. 

Durch Absatz 2 wird sichergestellt, daß die für das 
gesamte Fördergebiet geltende Fassung des Investi-
tionszulagengesetzes im ehemaligen Gebiet von Ber-
lin (West) in dem Zeitpunkt wirksam wird, in dem die 
derzeitige Förderung nach § 19 BerlinFG entfällt. 

Zu Artikel 7 (Bewertungsgesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 3 Abs. 2 BewG) 

Die Regelung entbindet die Finanzämter im Beitritts-
gebiet von der Verpflichtung, Vermögen von Gemein-
schaften gesondert festzustellen. Soweit erforderlich, 
ist der Wert des Vermögens und der Anteil eines Be-
teiligten daran im Steuerfestsetzungsverfahren zu er-
mitteln. 

Zu Nummer 2 (§ 19 Abs. 5 BewG) 

Einheitswerte des Betriebsvermögens werden nach 
Satz 1 nur insoweit festgestellt, als sie von steuerlicher 
Bedeutung sind. Satz 2 regelt die Zuständigkeit der 
Finanzämter, wenn für den Teil der wirtschaftlichen 
Einheit eines gewerblichen Bet riebs, der nicht auf das 
Beitrittsgebiet entfällt, ein Einheitswert festzustellen 
ist. 

Zu Nummer 3 (§ 101 Nr. 6 und 7 BewG) 

Im Beitrittsgebiet belegenes Betriebsvermögen ist so-
wohl von der Gewerbekapitalsteuer als auch von der 
Vermögensteuer befreit, wenn hierfür im Beitrittsge-
biet eine Betriebsstätte unterhalten wird oder ein 
ständiger Vertreter bestellt ist. Aus Vereinfachungs-
gründen gilt dies auch dann, wenn sein Wert nicht 
positiv sein sollte. Ein Einheitswert des gewerblichen 
Betriebs wird nicht festgestellt. Ein Einheitswert muß 
nur festgestellt werden, wenn sich die wirtschaftliche 

Einheit sowohl auf das Beitrittsgebiet als auch auf das 
übrige Bundesgebiet erstreckt (vgl. Begründung zu 
Nummer 2). Der Teil der wirtschaft lichen Einheit, der 
auf das Beitrittsgebiet entfällt, bleibt außer Ansatz. 
Die Abgrenzung kann zum 1. Januar 1991 anhand der 
getrennt aufzustellenden Bilanz für die Bet riebsteile 
im Beitrittsgebiet erfolgen; insoweit fehlt es auch an 
den für eine Aufteilung nach § 101 Nr. 6 Satz 2 BewG 
erforderlichen Arbeitslöhnen des Kalenderjahrs 1990. 
Für Stichtage ab 1. Januar 1992 soll das Betriebsver-
mögen aus Vereinfachungsgründen nach dem glei-
chen Maßstab aufgeteilt werden, nach dem der Ge-
werbesteuermeßbetrag zerlegt wird; maßgebend sind 
die Arbeitslöhne, die für das Kalenderjahr vor dem 
Feststellungszeitpunkt gezahlt worden sind. 

Wirtschaftsgüter, die nach § 114 Abs. 2 a BewG nicht 
zum Gesamtvermögen gehören, sind bei Zugehörig-
keit zum Betriebsvermögen ebenfalls steuerfrei. 

Zu Nummer 4 (§ 114 Abs. 2 a BewG) 

Bei unbeschränkt Vermögensteuerpflichtigen, die im 
übrigen Bundesgebiet ansässig sind, gehören die in 
den Nummern 1 bis 3 genannten Vermögensgegen-
stände aus Vereinfachungsgründen nicht zum Ge-
samtvermögen und unterliegen somit nicht der Ver-
mögensteuer. 

Dadurch entfällt im Beitrittsgebiet die Notwendigkeit, 
für Zwecke der Vermögensteuer Einheitswerte des 
Grundvermögens und von Mineralgewinnungsrech-
ten festzustellen. Ebenso kann insoweit auf eine be-
sondere Ermittlung des Ersatzwirtschaftswerts für Be-
triebe der Land- und Forstwirtschaft verzichtet wer-
den. Auch die Ermittlung des Werts des zum sonstigen 
Vermögen gehörenden Überbestands an umlaufen-
den Betriebsmitteln eines Bet riebs der Land- und 
Forstwirtschaft kann im Beitrittsgebiet entfallen. 

Anteile an Kapitalgesellschaften mit Geschäftsleitung 
im Beitrittsgebiet sind auch insoweit steuerfrei, als die 
Gesellschaft nicht nur Vermögen im Beitrittsgebiet 
besitzt; die Ermittlung des gemeinen Werts nichtno-
tierter Anteile an Kapitalgesellschaften (sog. Stuttgar-
ter Verfahren) wird für diese Gesellschaften entbehr-
lich. 

Zu Nummer 5 (§ 124 BewG) 

Satz 6 vollzieht die Aufhebung des § 13 a BerlinFG für 
die Vermögensbesteuerung nach. Satz 7 bestimmt 
den Anwendungszeitpunkt für die in § 101 Nr. 6 Satz 2 
BewG vorgesehene Vereinfachungsregelung (vgl. 
Nummer 3). 

Zu Nummer 6 (§ 134 BewG) 

Die Vorschrift ist wegen des Verzichts auf die Erhe-
bung der Vermögensteuer im Beitrittsgebiet entbehr-
lich geworden. 
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Zu Artikel 8 (Vermögensteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 2 VStG) 

Auf das Beitrittsgebiet entfallendes Inlandsvermögen 
im Sinne des § 121 BewG soll nicht der beschränkten 
Vermögensteuerpflicht unterliegen. 

Zu Nummer 2 (§ 3 a VStG) 

Im Beitrittsgebiet ansässige unbeschränkt Steuer-
pflichtige und deutsche Auslandsbedienstete aus dem 
Beitrittsgebiet sowie zu ihrem Haushalt gehörende 
Angehörige werden mit ihrem gesamten Vermögen 
von der Vermögensteuer freigestellt. 

Zu Nummer 3 (§ 24 a VStG) 

Die Vorschrift ist wegen des Verzichts auf die Erhe-
bung der Vermögensteuer im Beitrittsgebiet entbehr-
lich geworden. 

Zu Artikel 9 (Gesetz über die Gemeinschafts-
aufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur") 

Die Änderungen erfolgen zur Anpassung an die An-
derungen des Zonenrandförderungsgesetzes. 

Zu Artikel 10 (Raumordnungsgesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 1 Abs. 2 ROG) 

Die Aufhebung erfolgt wegen der Herstellung der 
Einheit Deutschlands. 

Zu Nummern 2 und 3 (§ 2 Abs. 1 und § 8 Abs. 1 
ROG) 

Die Änderungen erfolgen zur Anpassung an die An-
derungen des Zonenrandförderungsgesetzes. 

Zu Artikel 11 (Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz) 

Zu Nummern 1 und 2 (§ 2 Abs. 1, § 4 Abs. 1 
und § 6 Abs. 2 GVFG) 

Die Änderungen erfolgen zur Anpassung an die An-
derungen des Zonenrandförderungsgesetzes. 

Zu Nummer 3 (§ 14 Abs. 4 GVFG) 

Um die Abwicklung laufender Förderprogramme 
nicht zu gefährden und den betroffenen Ländern 

Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Hessen und Bay-
ern Zeit zu geben, sich auf die neuen Gegebenheiten 
einzustellen, muß die Möglichkeit erhalten bleiben, 
Vorhaben, die vor dem 1. Januar 1991 mit den für das 
Zonenrandgebiet gewährten erhöhten Fördersätzen 
begonnen wurden, bis zum 31. Dezember 1991 mit 
diesen Fördersätzen fortzuführen. 

Zu Artikel 12 (Gemeindefinanzreformgesetz) 

Zum Ausgleich der Einnahmeverluste der Gemeinden 
im Beitrittsgebiet soll die Gewerbesteuerumlage in 
entsprechendem Umfang gesenkt werden. Damit 
wird vermieden, daß die Haushaltslage dieser Ge-
meinden und ihre Investitionskraft geschwächt wer-
den. 

Die Gemeinden im Beitrittsgebiet haben, abweichend 
von der Regelung im übrigen Bundesgebiet, bis 1994 
15 v. H. ihres Gewerbesteueraufkommens als Umlage 
an Bund und Länder abzuführen. Der Gewerbesteuer-
minderung von 181 Mio. DM entsprechend wird der 
Umlagesatz bis 31. Dezember 1994 auf 0 v. H. festge-
setzt. Ab 1995 ist der Ausgleich bei der dann gelten-
den Umlageberechnung nach der Vervielfältiger-
methode vorzunehmen. 

Zu Artikel 13 (Bundeskindergeldgesetz) 

Parallel zu der in Artikel 1 Nr. 11 (§ 54 EStG) vorge-
schlagenen steuerrechtlichen Regelung zur verfas-
sungsrechtlich gebotenen Korrektur des Familienla-
stenausgleichs soll durch den neuen § 44 e BKGG für 
die noch offenen Kindergeld-Minderungsfälle der 
Jahre 1983 bis 1985, in denen es um die Minderung 
des Kindergeldes für das zweite Kind geht, die Min-
derung entfallen (vgl. Nummer 8 des allgemeinen 
Teils der Begründung und den besonderen Teil der 
Begründung zu Artikel 1 Nr. 11). Das soll zur Vermei-
dung von Doppelentlastungen nicht für Jahre gelten, 
für die nach § 32 Abs. 8 Satz 1 EStG in der Fassung des 
Artikels 1 Nr. 11 des Steueränderungsgesetzes 1991 
ein Kinderfreibetrag von 2 432 DM oder 1 832 DM in 
Anspruch genommen werden kann. Satz 3 enthält 
eine Einschränkung des Satzes 1 zu Lasten von Be-
rechtigten, die sich zur Vermeidung der Offenlegung 
ihres Einkommens mit der Zahlung des Sockelbetrags 
begnügt haben. Wenn sie in Kenntnis der maßgebli-
chen Steuerfestsetzung nur den Sockelbetrag ver-
langt haben, brauchen sie nicht so gestellt zu werden 
wie Berechtigte, die die gegen sie erlassene Min-
derungsentscheidung mit den zulässigen Rechtsbe-
helfen angegriffen haben und nicht verbindlich 
werden ließen. Dasselbe gilt für Berechtigte, die die 
Zahlung nur des Sockelbetrags zwar schon vor der 
maßgeblichen Steuerfestsetzung verlangt haben, 
aber nicht innerhalb eines halben Jahres nach der 
Steuerfestsetzung eine höhere Zahlung verlangt 
haben. 
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Zu Artikel 14 (Straßenbenutzungsgebührengesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 1 Abs. 1 Satz 3 StrBG) 

Die Aufhebung des Satzes 3 erfolgt wegen der Her-
stellung der Einheit Deutschlands. 

Zu Nummer 2 (§ 16 StrBG) 

Zu Buchstabe a 

Die bisherige Definition der Kraftfahrzeugsteueraus-
fälle wird für das Beitrittsgebiet auf der Grundlage 
einer Fiktionsrechnung ergänzt. 

Satz 4 wird aufgehoben, weil die Verordnung des 
Landes Berlin vom 8. Februar 1978 mit Ablauf des 
31. Dezember 1990 außer Kraft getreten ist (Anlage I 
Kapitel IV Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 43 des Eini-
gungsvertrages vom 31. August 1990 in Verbindung 
mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990, 
BGBl. 1990 II S. 885, 991). 

Zu Buchstabe b 

Die Berechnung des Länderanteils an der Gebühr 
wird in Absatz 3 auf die alten Bundesländer und auf 
das Jahr 1990 beschränkt. Für die Jahre 1991 bis 1993 
wird eine neue Regelung in Absatz 4 getroffen, die die 
neuen Bundesländer einbezieht. 

Zu Buchstabe c 

Das Kraftfahrzeugsteuergesetz in der Fassung des Ar-
tikels 2 des Straßenbenutzungsgebührengesetzes 
wurde im Beitrittsgebiet ab 1. Januar 1991 eingeführt 
(Anlage I Kapitel IV Sachgebiet B Abschnitt II Nr. 35 
des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 in Ver-
bindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 23. Septem-
ber 1990, BGBl. 1990 II S. 885, 989). In die Berechnung 
des Länderanteils sind ab 1991 deshalb auch die 
neuen Länder einzubeziehen. Die Anteilssätze sind 
auf der Grundlage der auf Seite 14 der Niederschrift 
über die Sitzung des Ausschusses für Verkehr und 
Post des Bundesrats am 6. November 1990 genannten 
Vomhundertsätze ermittelt worden. 

Zu Buchstaben d und e 

Es handelt sich um redaktionelle Folgeänderungen. 

Zu Nummer 3 (§ 17 StrBG) 

Die Streichung erfolgt wegen der Herstellung der Ein-
heit Deutschlands. 

Zu Artikel 15 (Einführungsgesetz zur 
Abgabenordnung) 

Artikel 97 a § 1 Abs. 2 EG AO regelt die Zuständigkeit 
in den Fällen, in denen durch einen Wohnsitzwechsel 
oder durch Verlegung der Geschäftsleitung aus dem 
übrigen Bundesgebiet in das Beitrittsgebiet für die 
gesonderte Feststellung des Einheitswerts eines ge-
werblichen Betriebs, für die gesonderte Feststellung 
des gemeinen Werts nichtnotierter Anteile an Kapital-
gesellschaften oder für die Veranlagung zur Vermö-
gensteuer ein Finanzamt im Beitrittsgebiet zuständig 
würde. Abweichend von der Regelung in § 26 Satz 1 
AO soll in diesen Fällen aus Gründen der Verwal-
tungsvereinfachung das Finanzamt im übrigen Bun-
desgebiet zuständig bleiben, das nach den Verhältnis-
sen vor dem Wechsel des Wohnsitzes oder der Ge-
schäftsleitung die Einheitsbewertung, Anteilsbewer-
tung oder Vermögensteuerveranlagung hätte durch-
führen müssen. 

Zu Artikel 16 (Körperschaftsteuergesetz) 

Vgl. Begründung zu Artikel 1 Nr. 9. 

Zu Artikel 17 (Kraftfahrzeugsteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 3 f Abs. 6 KraftStG) 

Durch die Neufassung dieser Vorschrift soll auch im 
Beitrittsgebiet für vor dem 1. Januar 1990 erstmals 
zugelassene schadstoffarme Personenkraftwagen die 
Übertragung einer noch nicht abgelaufenen Steuer-
befreiung auf spätere Halter ermöglicht werden (vgl. 
auch Nummer 10 Buchstabe b des allgemeinen Teils 
der Begründung). 

Zu Nummer 2 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 KraftStG) 

Die zum 1. Juli 1991 eintretende Mineralölsteuererhö-
hung wirkt sich auf den Kraftstoff für Dieselmotoren in 
geringerem Maße aus als bei Treibstoff für Fahrzeuge 
mit Vergaserkraftstoff (Benzin). Ohne Ausgleichs-
maßnahmen würde die höhere Steuerlast für Fahr-
zeuge mit Fremdzündungsmotor (zusätzliche Diffe-
renz bei bleifreiem Benzin ab 1. Juli 1991 27,85 Pf/l) 
mittelbar zu einem Steuervorteil für die Halter von 
Personenkraftwagen mit Dieselmotor führen und un-
erwünschte Nachfrageverschiebungen zur Folge ha-
ben. Entsprechend der im Haushaltsbegleitgesetz 
1989 (BGBl. 1988 I S. 2262) getroffenen Regelung wird 
der eintretende Steuervorteil auch diesmal durch eine 
erhöhte Kraftfahrzeugsteuer für Personenkraftwagen 
mit Selbstzündungsmotor (Dieselmotor) ausgegli-
chen. Damit werden auch die Halter dieser Fahrzeuge 
in vergleichbarer Weise an den zusätzlichen finan-
ziellen Belastungen beteiligt. 

Verwaltungstechnisch kann der Steuervorteil von 
Personenkraftwagen mit Dieselmotor nicht für jedes 
Fahrzeug einzeln berechnet und ausgeglichen wer-
den. Der Ausgleichsbetrag wird deshalb auf Grund 
des durchschnittlichen jährlichen Dieselkraftstoffver- 
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brauchs eines Durchschnittsfahrzeugs berechnet. Da-
bei ist von einer auszugleichenden Erhöhung der Mi-
neralölsteuer um 12 Pf/l auszugehen. 

Der durchschnittliche Kraftstoffverbrauch von Perso-
nenwagen mit Dieselmotor wird jährlich nach Herstel-
lerangaben ermittelt. Der Durchschnittswert liegt der-
zeit bei 7,81 je 100 km. Die Annahme ist gerechtfertigt, 
daß der Durchschnittswert des Kraftstoffverbrauchs 
auf Grund der technischen Weiterentwicklung von 
Personenkraftwagen mit Dieselmotor in absehbarer 
Zeit auf 7,7 1 für 100 km sinken wird. 

Die jährliche Fahrleistung von Personenkraftwagen 
mit Dieselmotor wird nicht amtlich ermittelt. Aus wis-
senschaftlichen Untersuchungen ergibt sich, daß für 
1989 eine durchschnittliche Jahresfahrleistung von 
17 400 km angenommen werden kann. Da Personen-
kraftwagen mit Dieselmotor in steigendem Maße für 
nichtgewerbliche Nutzung beschafft werden, wie sich 
unter anderem aus der Entwicklung des Bestandes 
ergibt, sinkt damit voraussichtlich in Zukunft die 
durchschnittliche Jahresfahrleistung in dieser Fahr-
zeuggruppe und gleicht sich der niedrigeren Jahres-
fahrleistung der Personenkraftwagen mit Fremdzün-
dungsmotor immer stärker an. Bei Annahme einer 
durchschnittlichen Jahresfahrleistung von 17 000 km 
ergibt sich ein durchschnittlicher Jahresverbrauch 
von 1 3091. Die zusätzliche Ausgleichsteuer errechnet 
sich daher wie folgt: 

(3,7x 17 000: 100)x 0,12 DM = 153,08 DM. 

Der durchschnittliche Hubraum aller zugelassenen 
Personenkraftwagen mit Dieselmotor beträgt nach 
den vorliegenden statistischen Zahlen 1 958 ccm. 
Hieraus ergibt sich für je 100 ccm Hubraum rechne-
risch ein Ausgleichsbetrag von 8,02 DM. Die Bundes-
regierung hält eine Erhöhung des Steuersatzes für 
Personenkraftwagen mit Dieselmotor um 8,00 DM je 
angefangene 100 ccm Hubraum auch angesichts der 
Ausgleichsreste aus der bereits ab 1. Januar 1991 ein-
getretenen Erhöhung auf Grund des Haushaltsbe-
gleitgesetzes 1989 und der mit jeder Schätzung ver-
bundenen Unsicherheit für sachgerecht. 

Die neuen Steuersätze von 29,60 DM anstelle von bis-
her 21,60 DM für jede angefangene 100 ccm Hubraum 
bei den als schadstoffarm oder bedingt schadstoffarm 
anerkannten Fahrzeugen, beziehungsweise von 35,20 
DM und 38,00 DM anstelle von bisher 27,20 DM und 
30,00 DM bei nicht schadstoffarmen Fahrzeugen, wer-
den den Fahrzeughaltern in den alten Bundesländern 
durch geänderte Steuerbescheide mitgeteilt werden. 
Die Kraftfahrzeugsteuerstellen der Finanzbehörden 
der Länder bedienen sich dabei der ihnen von den 
Zulassungsstellen und vom Kraftfahrt-Bundesamt 
mitgeteilten Fahrzeugdaten. Die Umstellungsbe-
scheide werden von den Finanzämtern erst mit dem 
Beginn des nächsten Entrichtungszeitraums den 
Fahrzeughaltern zugesandt. In Fällen der vorzeitigen 
Beendigung der Steuerpflicht werden die höheren 
Steuerbeträge mit dem Abrechnungsbescheid nach-
erhoben. 

Fahrzeughalter im Beitrittsgebiet, die die Kraftfahr-
zeugsteuer im Markenverfahren (§ 12 a KraftStG) 
oder Abrechnungsverfahren (§ 12 b KraftStG) entrich-
ten, müssen die höheren Steuern zu Beginn des näch

-
sten Entrichtungszeitraums oder in der nächsten tur-
nusmäßigen Jahressteueranmeldung selbst berech-
nen und ggf. rückwirkend entrichten. 

Steuerbefreiungen für die Halter der bei Inkrafttreten 
des Gesetzes als „besonders schadstoffarm" aner-
kannten Fahrzeuge bleiben aus Gründen des Vertrau-
ensschutzes unberührt. Auch die sonstigen Steuerbe-
freiungen, insbesondere für Behinderte, gelten unver-
ändert weiter. 

Zu Nummer 3 (§ 10 Abs. 3 KraftStG) 

Zu Buchstabe a 

Im Jahre 1987 wurde das verkehrsrechtlich höchstzu-
lässige Gesamtgewicht für Anhänger und Sattelan-
hänger von 16 t auf 18 t und von 22 t auf 24 t erhöht. 
Die Besteuerung von Anhängern führte in Fällen, in 
denen für einen Anhänger nach § 10 Abs. 2 KraftStG 
nicht erhoben wird, zu unbilligen Härten, wenn der 
Anhänger zwar mehr als 16 t, aber nicht mehr als 18 t 
höchstzulässige Gesamtmasse hat. Die obersten Fi-
nanzbehörden der Länder hatten seinerzeit durch Bil-
ligkeitsregelung eine neue Stufe des Anhängerzu-
schlages eingeführt, sich aber zugleich für eine bal-
dige Gesetzesänderung ausgesprochen. Durch die 
Senkung des Höchstbetrages der Steuer für Anhänger 
auf 300 DM ab 1. Juli 1990 wurde die Gesetzesände-
rung gegenstandslos. Durch eine Verordnung der 
Bundesregierung gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 10 dieses 
Gesetzes wird wieder der am 30. Juni 1990 beste-
hende Tarifzustand und damit auch der Regelungsbe-
darf für die vorgesehene Regelung hergestellt. 

Zu Buchstabe b 

Infolge der Einfügung einer Zwischenstufe bei dem 
Anhängerzuschlag für mitzuführende Anhänger, für 
die auf Antrag die Steuer nicht erhoben wird, ist der 
Anhängerzuschlag der höchsten Stufe erst bei einem 
verkehrsrechtlich höchstzulässigen Gesamtgewicht 
von mehr als 18 000 kg zu erheben. 

Zu Nummer 4 (§ 11 Abs. 4 KraftStG) 

Bei der Berechnung der Kraftfahrzeugsteuer auf 
Grund von Tagessteuerbeträgen gibt es bisher keine 
Regelung zur Ab- bzw. Aufrundung. Dies führt insbe-
sondere in den neuen Bundesländern bei nicht EDV

-

gestützter Steuerberechnung (z. B. in Erstattungsfäl-
len) zu Schwierigkeiten und wegen unterschiedlicher 
Anwendung von Rundungsvorschriften zu Steuerdif-
ferenzen. 

Die vorgesehene Regelung über die Abrundung wirkt 
stets zum Vorteil des steuerpflichtigen Fahrzeughal-
ters. 
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Zu Nummer 5 (§ 12 a Abs. 1 KraftStG) 

Im Beitrittsgebiet wird die Kraftfahrzeugsteuer über-
wiegend gemäß § 12 a KraftStG durch Steuermarken 
entrichtet. Diese Steuermarken werden zur Zeit auf 
Grund von mündlichen Verwaltungsvereinbarungen 
durch die Deutsche Bundespost — POSTDIENST — 
vertrieben. Durch die Ergänzung der Vorschrift wird 
klargestellt, daß diese als Organleihe anzusehende 
Tätigkeit der Deutschen Bundespost — POST-
DIENST — für die Finanzverwaltungen der beteilig-
ten Länder rechtlich zulässig ist. 

Zu Nummer 6 (§ 15 Abs. 1 Nr. 10 KraftStG) 

Durch die Gesetzesänderung wird die Rechtsgrund-
lage für eine spätere Wiedereinführung der abge-
senkten Kraftfahrzeugsteuertarife für Nutzfahrzeuge 
(§ 9 a und 10 Abs. 6 KraftStG) geschaffen. 

Diese Sondertarife waren durch Artikel 2 Nr. 1 
und 2 des Straßenbenutzungsgebührengesetzes vom 
30. April 1990 (BGBl. I S. 826) im Zusammenhang mit 
der vorgesehenen Erhebung von Straßenbenutzungs-
gebühren ab 1. Juli 1990 eingeführt worden. Die Ge-
bühren sind bisher mit Rücksicht auf eine einstweilige 
Anordnung des Gerichtshofs der Europäischen Ge-
meinschaften (EuGH) vom 12. Juli 1990, durch die 
eine Gebührenerhebung für Fahrzeuge von EG-Aus-
ländern vorläufig untersagt wurde, nicht erhoben 
worden. Die Gerichtsentscheidung im Hauptverfah-
ren liegt noch nicht vor. 

Der Beginn der Gebührenerhebung ist als Folge der 
vorläufigen Entscheidung des EuGH durch Gesetz 
vom 6. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2597) auf den 1. Juli 
1991 hinausgeschoben worden; darüber hinaus ist die 
Bundesregierung ermächtigt worden, durch Verord-
nung mit Zustimmung des Bundesrats die Erhebung 
der Gebühren auch über den 30. Juni 1991 hinaus 
auszusetzen. Aus finanz-, umwelt- und verkehrspoliti-
schen Gründen ist die seit dem . 1. Juli 1990 beste-
hende Absenkung der Kraftfahrzeugsteuersätze 
durch die Verordnung gemäß § 15 Abs. 1 Nr. 10 (alt) 
KraftStG in der Fassung des Artikels 2 Nr. 3 des Geset-

zes vom 30. April 1990 (BGB1. I S. 826) mit Wirkung 
vom 1. März 1991 wieder aufgehoben worden. 

Sobald die Straßenbenutzungsgebühren erhoben 
werden, sollen auch die abgesenkten Steuersätze, die 
in der Zeit vom 1. Juli 1990 bis zum 28. Februar 1991 
bereits bestanden haben, wieder eingeführt werden 
können. Hierfür besteht bisher keine Rechtsgrund-
lage. Durch die Verordnungsermächtigung wird es 
möglich, den Beginn der Gebührenerhebung und die 
erneute Absenkung der Kraftfahrzeugsteuersätze in 
derselben Verordnung der Bundesregierung mit Zu-
stimmung des Bundesrates zu regeln. 

Zu Artikel 18 (Feuerschutzsteuergesetz) 

Durch die Änderung wird die Vorschrift an die Erhö-
hung der Versicherungsteuersätze auf 10 v. H. bzw. 
auf 2 v. H. angepaßt. Durch § 4 Abs. 2 FeuerschStG 
wird sichergestellt, daß die Feuerschutzsteuer nicht 
von der im Versicherungsentgelt enthaltenen Versi-
cherungsteuer berechnet wird. 

Zu Artikel 19 (Versicherungsteuer

-

Durchführungsverordnung) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung, die durch die 
Erhöhung der Steuersätze erforderlich ist. 

Zu Artikel 20 (Rückkehr zum einheitlichen 
Verordnungsrang) 

Diese Bestimmung soll eine spätere Änderung der 
Versicherungsteuer-Durchführungsverordnung 
durch Rechtsverordnung ermöglichen. 

Zu Artikel 21 (Inkrafttreten) 

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten des Steuerän-
derungsgesetzes 1991. 

 








